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„Eine Verfassung, die lange 
Zeit überdauern soll und 
folglich an verschiedene 

menschliche Krisen  
angep­asst werden muss, 

muss entsprechende  
Vorkehrungen enthalten.“

— John Marshall,  
Prä­sident des Obersten 

Gerichtshofs, McCulloch ./. 
Mary­land (1819)

DIE VER­FAS­SUNG: 

EIN ZEIT­LOS­ES  
DOKU­MENT

KAPI­TEL

1

In diesem Gemäl­de mit dem Titel The Founda­tion of American Government beugt sich 
George Washington über seinen Schreibtisch und sieht einem Del­egierten zu, wie er die 
amerikanische Verfassung unterzeichnet. Weitere Del­egierte der verfassungsgebenden  
Versammlung sind ebenfalls anwesend.
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len Union entstand 1787 ein Ent­wurf. 
Die 13 britischen Kolonien in Ameri­
ka erklärten 1776 ihre Unabhängig­
keit vom Mut­terland. Ein Jahr zuvor 
war zwischen den Kolonien und 
Großbritannien Krieg ausgebrochen, 
ein Unabhängigkeitskrieg, der sechs 
bit­tere Jahre andauerte. Noch wäh­
rend des Krieges ent­warfen die Kolo­
nien – die sich nun die Vereinigten 
Staaten von Amerika nannten – einen 
Vertrag, der sie als Nation miteinan­
der verband. Der als die „Artikel der 
Konföderation und ewigen Union“ 
(Articles of Confedera­tion and Perpetual 
Union) bezeichnete Vertrag wurde 
1777 von einem Kongress der Staa­
ten verabschiedet und formell im Juli 
1778 unterzeichnet. Die Vereinbarung 
wurde mit Ratifizierung durch den 
13. Staat, Mary­land, im März 1781 
verbindlich.

Die „Artikel der Konföderation“ 
sahen einen losen Zusammenschluss 
der Staaten sowie eine Bundesre­
gierung mit sehr eingeschränkten 
Macht­befugnissen vor. In wichtigen 
Angelegenheiten wie Verteidigung, 
öffentliche Finanzen und Handel 
hing die Bundesregierung vom 
guten Willen der Legislat­ive der Bun­
desstaaten ab. Dieses System förderte 
nicht gerade Stabilität oder Stärke. 
Innerhalb kürzester Zeit wurde allen 
die Schwäche der Konföderation 
bewusst. Politisch und wirtschaft­lich 
befand sich die junge Nation am Ran­
de des Chaos. Mit den Worten George 
Washingtons, der 1789 zum ersten 
Präsidenten der Vereinigten Staaten 
gewählt werden sollte, wurden die 
13 Staaten lediglich durch ein „imagi­
näres Band“ zusammengehalten.

Unter diesen unheilvollen Umstän­
den entstand die Verfassung der Ver­
einigten Staaten. Im Februar 1787 
richtete der Kontinentalkongress 
(Continental Congress), die gesetzge­
bende Körperschaft der Republik, 
einen Aufruf an die Staaten, Del­
egierte nach Philadelphia (Pennsyl­
vania) zu entsenden, um die Artikel 
zu überarbeiten. Die verfassungsge­
bende Versammlung (Constitutional 
Convention) wurde am 25. Mai 1787 
in der Halle der Unabhängigkeit 
(Independence Hall) einberufen, in der 
elf Jahre zuvor am 4. Juli 1776 die 
Unabhängigkeitserklärung angenom­
men wurde. Obwohl die Delegierten 
lediglich autorisiert waren, die Arti­
kel der Konföderation zu ändern, 
übergingen sie die Artikel und began­
nen mit der Erstellung einer Charta 
für eine völlig neue, zentralisiertere 
Regierungsform. Das neue Doku­
ment, die Verfassung, wurde am 17. 
September 1787 vollendet und offizi­
ell am 4. März 1789 verabschiedet.

Die 55 Delegierten, die die Verfas­
sung ent­warfen, setzten sich aus den 
herausragendsten Führungspersön­
lichkeiten, den Gründervät­ern der 
neuen Nation, zusammen. Sie ver­
traten eine Vielzahl von Interessen, 
waren Menschen verschiedenster Her­
kunft und gesellschaftlicher Schich­
ten. Alle waren sich jedoch über die 
zent­ralen, in der Präambel der Verfas­
sung genannten Ziele einig: „Wir, das 
Volk der Vereinigten Staaten, von der 
Absicht geleitet, unseren Bund zu ver­
vollkommnen, die Gerechtigkeit zu 
verwirklichen, die Ruhe im Innern zu 
sichern, für die Landesverteidigung 
zu sorgen, das allgemeine Wohl zu 
fördern und das Glück der Freiheit 

Die Verfassung der Vereinigten Staa­
ten ist das zent­rale Instrument der 
amerikanischen Regierung und das 
oberste Gesetz des Landes. Seit 200 
Jahren lenkt sie die Ent­wicklung der 
Regierungsinstitutionen und dient 
als Grundlage für politische Stabilität, 
individuelle Freiheit, wirtschaftliches 
Wachstum und sozialen Fortschritt.

Die amerikanische Verfassung ist 
die älteste noch gültige schriftliche 
Verfassung der Welt. Sie diente welt­
weit als Vorbild für eine Reihe weite­
rer Verfassungen. Ihre Beständigkeit 
verdankt die Verfassung ihrer Ein­
fachheit und Flexibilit­ät. Ursprüng­
lich wurde sie Ende des 18. Jahrhun­

derts als Rahmen für das Regieren 
von mehr als vier Millionen Men­
schen in 13 sehr unterschiedlichen 
Staaten an der amerikanischen Atlan­
tikküste geschaffen. Ihre grundlegen­
den Bestimmungen wurden so sorg­
fältig ausgearbeitet, dass sie mit nur 
27 Zusat­zartikeln heute den Bedürf­
nissen von mehr als 260 Millionen 
Amerikanern in 50 noch vielfältige­
ren Staaten entspricht, die sich vom 
Atlantischen Ozean bis zum Pazifik 
erstrecken.

Der Weg zur Verfassung war 
weder geradlinig noch einfach. Nach 
intensiven Debat­ten und sechs Jahren 
Erfahrung mit einer früheren födera­

Ein Stich aus dem 18. Jahrhundert zeigt Bürger von Philadelphia vor der Independence 
Hall, wo die Verfassung 1787 ausgearbeitet wurde.
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uns selbst und unseren Nachkommen 
zu bewahren, set­zen und begründen 
diese Verfassung für die Vereinigten 
Staaten von Amerika.“

EIN­HEIT TROTZ VIELFALT
Das Haupt­ziel der Verfassung war 

die Schaffung einer starken, gewähl­
ten Regierung, die direkt dem Willen 
des Volkes untersteht. Das Konzept 
der Selbst­verwaltung wurde nicht 
von Amerikanern ent­wickelt. Tat­säch­
lich bestand zu der Zeit in England 
bereits ein gewisses Maß an Selbst­ver­
waltung. Aber der Grad, zu dem die 
Verfassung die Vereinigten Staaten 
an die Macht durch das Volk band, 
war einzigartig, sogar revolutionär 
im Vergleich zu anderen Regierungs­
systemen auf der Welt. Zum Zeit­
punkt der Annahme der Verfassung 
verfügten die Amerikaner bereits 
über beträchtliche Erfahrungen in 
der Kunst der Selbstverwaltung. Lan­
ge vor der Erklärung der Unabhän­
gigkeit waren die Kolonien funktio­
nierende Regierungseinheiten, die 
vom Volk gelenkt wurden. Nach 
Beginn des Unabhängigkeitskrieges 
– zwischen dem 1. Januar 1776 und 
dem 20. April 1777 – verabschiede­
ten 10 der 13 Staaten ihre eigenen 
Verfassungen. Die meisten Staaten 
verfügten über einen von der Legis­
lative der Bundesstaaten gewählten 
Gouverneur. Die geset­zgebende Kör­
perschaft selbst wurde vom Volk 
gewählt.

Die Artikel der Konföderation 
hat­ten versucht, diese selbstverwalte­
ten Staaten zu einen. Die Verfassung 
hingegen begründete eine starke zen­
t­rale bzw. föderale Regierung mit 
weit reichenden Machtbefugnissen 

zur Steuerung der Beziehungen zwi­
schen den Staaten und der alleinigen 
Verantwortung in Bereichen wie aus­
wärtige Angelegenheiten und Vertei­
digung.

Vielen Menschen fiel es schwer, 
die Zentralisierung zu akzeptieren. 
Amerika wurde überwiegend von 
Europäern besiedelt, die ihre Heimat 
verlassen hat­ten, um religiöser oder 
politischer Unterdrückung sowie 
den starren wirtschaftlichen Struktu­
ren der Alten Welt zu entgehen, die 
die Menschen unabhängig von ihren 
Fähigkeiten oder ihrer Tat­kraft in 
bestimmte gesellschaftliche Stellun­
gen zwängten. Diese Siedler schätz­
ten die persönliche Freiheit sehr und 
ihnen war jede Macht suspekt – beson­
ders die Macht von Regierungen – die 
individuelle Freiheiten beschränken 
könnte.

Die Vielfalt der neuen Nation war 
für die Einheit ebenfalls ein gewalti­
ges Hindernis. Die Menschen, den­
en von der Verfassung im 18. Jahr­
hundert das Recht verliehen wurde, 
ihre zent­rale Regierung zu wählen 
und zu kont­rollieren, waren unter­
schiedlicher Herkunft, gehörten ver­
schiedenen Glaubensrichtungen an 
und hat­ten unterschiedliche Interes­
sen. Viele stammten aus England, 
aber auch Schweden, Norwegen, 
Frankreich, Holland, Preußen, Polen 
und viele andere Länder ent­sand­
ten Einwanderer in die Neue Welt. 
Es gab unterschiedliche Glaubens­
richtungen, die meist vehement ver­
treten wurden. Es gab Anglikaner, 
Katholiken, Kalvinisten, Hugenot­
ten, Lutheraner, Quäker, Juden. Die 
wirtschaftliche und soziale Band­
breite reichte vom Landadel bis 
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hin zu afrikanischen Sklaven und 
zur Arbeit verpflichteten Bedienste­
ten, die Schulden abarbeiten muss­
ten. Aber das Rückgrat der Nation 
war die Mit­telschicht – Landwirte, 
Geschäftsleute, Handwerker, See­
leute, Schiffszimmermänner, Weber, 
Tischler und viele andere.

Amerikaner hatten damals wie 
heute sehr unterschiedliche Ansich­
ten zu fast allen Themen, einschließ­
lich der Ablösung von der britischen 
Krone. Während des amerikanischen 
Unabhängigkeitskrieges floh eine 
große Zahl britischer Loyalisten 
– bekannt als Tories – aus dem 
Land und siedelte sich überwiegend 
im östlichen Teil Kanadas an. Die­
jenigen, die blieben, bildeten ein 
beträchtliches Gegengewicht, obwohl 
sie untereinander über die Gründe für 
den Widerstand gegen die Unabhän­
gigkeitsbestrebungen und die Art der 
Übereinkunft mit der neuen amerika­
nischen Republik uneins waren.

In den vergangenen zwei Jahrhun­
derten nahm die ethnische Vielfalt des 
amerikanischen Volkes zu. Dennoch 
wurde die für die Nation so wichtige 
Einheit gestärkt. Im Verlaufe des 19. 
und bis hinein in das 20. Jahrhundert 
brachte ein endloser Strom von Ein­
wanderern seine Fähigkeiten und sein 
jeweiliges kulturelles Erbe mit in die 
wachsende Nation ein. Pioniere über­
querten die Appalachen im Osten, 
siedelten im Mississippi-Tal und in 
den Great Plains im Zentrum des 
Kontinents, dann überquerten sie die 
Rocky Mountains und erreichten die 
Küste des Pazifischen Ozeans – 4.500 
Kilomet­er west­lich der ersten Kolonien 
an der Atlantikküste. Mit der Ausbrei­
tung der Nation erkannten alle Siedler 

den großen Schatz an natürlichen Res­
sourcen: ein großer Nutzholzbestand, 
enorme Kohle-, Kupfer-, Eisen- und 
Ölvorkommen, reichlich Wasserkraft 
und fruchtbare Böden.

Aus dem Reichtum der neuen 
Generation erwuchs ihre eigene Form 
der Vielfalt. Es entstanden spezielle 
regionale und wirtschaftliche Interes­
sengruppen. Schiffseigentümer von 
der Ostküste unterstützten den freien 
Handel. Hersteller aus dem mit­tleren 
Westen befürworteten Import­zölle 
zum Schutz ihrer Position auf dem 
wachsenden US-Markt. Landwirte 
forderten niedrige Frachtkosten und 
hohe Güterpreise, Müller und Bäcker 
waren für niedrige Getreidepreise 
und Eisenbahnbetreiber sprachen 
sich für die höchsten möglichen 
Frachtkosten aus. Banker in New 
York, Baumwollbauern aus den Süd­
staaten, texanische Rinderzüchter 
und Holzfäller aus Oregon hat­ten alle 
unterschiedliche Ansichten über die 
Wirtschaft und die Rolle der Regie­
rung bei ihrer Steuerung.

Die Aufgabe der Verfassung und 
der durch sie geschaffenen Regierung 
war es, permanent diese gegensät­z­
lichen Interessen zusammenzubrin­
gen, eine gemeinsame Basis zu schaf­
fen und gleichzeitig die Grundrechte 
aller Menschen zu wahren.

Verglichen mit der Komplexit­ät 
zeit­genössischer Regierungssysteme 
erscheinen die Probleme bei der 
Regierungsgewalt über 4 Millionen 
Menschen unter wesent­lich weniger 
ent­wickelten wirt­schaftlichen Bedin­
gungen in der Tat klein. Die Vät­er 
der Verfassung dachten aber nicht 
nur an die Gegenwart, sondern auch 
an die Zukunft der Nation. Sie waren 
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sich der Not­wendigkeit bewusst, eine 
Regierungsstruktur zu schaffen, die 
nicht nur zu ihren Lebzeiten, sondern 
auch für kommende Generationen 
funktionieren würde. Daher wurde 
eine Bestimmung in die Verfassung 
aufgenommen, die Änderungen der 
Urkunde ermöglicht, wenn es die 
sozialen, wirtschaftlichen oder poli­
tischen Bedingungen erfordern. Seit 
der Ratifizierung wurden 27 Zusatz­
artikel verabschiedet, und die Fle­
xibilit­ät der Verfassung hat sich als 
eine ihrer größten Stärken herausge­
stellt. Ohne diese Flexibilit­ät wäre es 
undenkbar, dass ein Dokument, das 
vor mehr als 200 Jahren ent­worfen 
wurde, noch immer wirkungsvoll 
den Bedürfnissen von 260 Millio­
nen Menschen und tausenden von 
Regierungseinheiten auf allen Ebenen 
der Vereinigten Staaten von heute 
gerecht wird. Auch hät­te es nicht mit 
gleicher Kraft und Präzision auf die 
Probleme kleiner Dörfer und großer 
Städte angewandt werden können.

Die Verfassung und die Bundes­
regierung stehen an der Spit­ze der 
Regierungspy­ramide, die kommunale 
und bundesstaatliche Zuständigkei­
ten einschließt. Im US-System verfügt 
jede Regierungsebene über ein hohes 
Maß an Autonomie, mit speziell ihr 
vorbehaltenen Zuständigkeiten. Kom­
pet­enzstreitigkeiten werden durch 
Gerichte geklärt. Dennoch gibt es 
Fragen, die sich auf die nationalen 
Interessen auswirken und die der zeit­
gleichen Zusammenarbeit aller Ebenen 
der Regierung bedürfen. Auch dafür 
gibt es Regelungen in der Verfassung. 
Öffentliche Schulen in den Vereinig­
ten Staaten werden beispielsweise 
überwiegend durch Kommunalbehör­

den verwaltet, die sich an die bundes­
staatlichen Richtlinien halten. Aber 
die Bundesregierung unterstützt auch 
Schulen, da Alphabet­isierung und Bil­
dung Angelegenheiten von großem 
nationalen Interesse sind. Sie setzt 
darüber hinaus einheitliche Standards 
durch, um die Chancengleichheit in 
der Bildung zu fördern. Auf anderen 
Gebieten, wie Wohnungsbau, Gesund­
heit und Sozialhilfe gibt es eine ähn­
liche Part­nerschaft zwischen den ver­
schiedenen Ebenen der Regierung.

Kein Produkt einer menschlichen 
Gesellschaft ist perfekt. Trotz der 
Änderungen ent­hält die Verfassung 
der Vereinigten Staaten wahrschein­
lich noch immer Schwachstellen, die 
erst im Verlauf zukünftiger schwie­
riger Phasen sicht­bar werden. Aber 
zwei Jahrhunderte des Wachstums 
und unvergleichlichen Wohlstands 
haben die Weitsicht der 55 Männer 
bewiesen, die im Sommer des Jah­
res 1787 den Grundstein für das 
amerikanische Regierungssystem 
gelegt haben. Archibald Cox, ehema­
liger Stellvertretender Justizminister 
der Vereinigten Staaten, drückte es 
einmal folgendermaßen aus: „Die 
ursprüngliche Verfassung erweist uns 
trotz der erheblichen Veränderungen 
noch immer in jedem Bereich amerika­
nischen Lebens gute Dienste, weil die 
Verfassungsväter klug genug waren, 
ausreichend viel zu sagen, aber nicht 
zu viel.... Mit dem Erfolg des in der 
verfassungsgebenden Versammlung 
vorgestellten Plans, und mit der Aus­
dehnung des Landes und der Erhö­
hung des Wohlstands in materieller 
Hinsicht als auch bei der Verwirk­
lichung der Ideale, gewann die Ver­
fassung weitaus mehr an Erhabenheit 
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Die künstlerische Interpre­
tation der Shays-Rebellion 
zeigt Sol­daten beim Angriff 

auf Aufständische. Der 
Aufstand im ländlichen 

Massachusetts lenkte die 
öffentliche Aufmerksamkeit 
auf die schwache Position 
der Regierung gemäß den 
Artikeln der Konföderation 

und unterstützte die Bewe­
gung für die Ausarbeitung 

einer neuen Verfassung.



ten gewaltsam von England getrennt 
hat­ten und somit in britischen Häfen 
nicht mehr bevorzugt behandelt wur­
den. Als US-Botschafter John Adams 
1785 versuchte, einen Wirtschaftsver­
trag auszuhandeln, lehnten die Bri­
ten mit der Begründung ab, dass die 
einzelnen Bundesstaaten nicht daran 
gebunden wären.

Eine schwache Zent­ralregierung, 
ohne Macht, ihre Politik mit militä­
rischer Stärke zu untermauern, war in 
der Außenpolit­ik ebenfalls unweiger­
lich eingeschränkt. Die Briten lehnten 
es ab, ihre Truppen aus den Forts und 
Handelsposten im Northwest Terri­
tory der jungen Nation abzuziehen, 

wie sie es im Friedensvertrag von 
1783 zugesagt hat­ten, der das Ende 
des Unabhängigkeitskrieges mar­
kierte. Verschlimmert wurde die 
Lage noch durch britische Offizie­
re an den nördlichen Grenzen und  
spanische Offiziere im Süden, die 
Waffen an die verschiedenen india­
nischen Stämme lieferten und sie zu 
Angriffen auf amerikanische Siedler 
ermutigten. Die Spanier, die Florida 
und Louisiana kont­rollierten sowie 
das Territorium west­lich des Missis­
sippi River, verweigerten westlichen 
Bauern die Benut­zung des Hafens 
von New Orleans, um ihre Erzeugnis­
se zu verschiffen.

13

und Autorität als irgendeine andere 
Person oder ein anderes Gremium.“

DER ENTWURF DER VERFAS­SUNG
Die Zeit zwischen der Annahme 

der Artikel der Konföderation 1781 
und dem Ent­wurf der Verfassung 1787 
war gekennzeichnet von Schwäche, 
Meinungsverschiedenheiten und Auf­
ruhr. Die Artikel der Konföderation 
enthielten keine Bestimmungen über 
die Exekutive zur Durchset­zung von 
Geset­zen oder für ein landesweites 
Gerichtssystem zu ihrer Auslegung. 
Der Kongress als Legislative war das 
einzige Organ der nationalen Regie­
rung, er verfügte aber nicht über 
ausreichend Macht, um irgendet­was 
gegen den Willen der Bundesstaaten 
durchzuset­zen. Er konnte – theore­
tisch – Krieg erklären und eine Armee 
aufbauen, aber er konnte keinen Bun­
desstaat zwingen, die zugewiesenen 
Truppenstärken bereitzustellen oder 
die not­wendigen Waffen und die erfor­
derliche Ausrüstung zur Verfügung 
zu stellen. Er war hinsicht­lich seiner 
Aktivitäten auf finanzielle Mit­tel der 
Einzelstaaten angewiesen, verfügte 
jedoch nicht über die Mit­tel, einen 
Staat für fehlende Beiträge zum Bun­
deshaushalt zu bestrafen. Die Kont­rol­
le der Besteuerung und Zölle war den 
Staaten überlassen, und jeder Staat 
konnte seine eigene Währung einfüh­
ren. Bei Streitigkeiten zwischen Bun­
desstaaten – und es gab viele ungeklär­
te Streitigkeiten über Staatsgrenzen 
– spielte der Kongress die Rolle eines 
Vermitt­lers und Richters, konnte aber 
keinen Staat zwingen, seine Entschei­
dung zu akzeptieren.

Das Ergebnis war Chaos. Ohne 
die Macht, Steuern zu erheben, ver­

schuldete sich die Bundesregierung. 
Sieben der 13 Staaten druckten große 
Mengen Papiergeldes – mit hohem 
Nominalwert, aber niedriger Kauf­
kraft – um Veteranen des Unabhän­
gigkeitskrieges und eine Reihe Gläu­
biger bezahlen zu können sowie 
Schulden zwischen Kleinbauern 
und großen Plantagenbesit­zern zu 
begleichen.

Im Gegensatz dazu wurden durch 
die Legislat­ive in Massachusetts eine 
streng begrenzte Währung und hohe 
Steuern eingeführt. Dies führte zur 
Bildung einer kleinen Bauernarmee, 
angeführt von Daniel Shays, einem 
ehemaligen Haupt­mann des Hee­
res im Unabhängigkeitskrieg. Mit 
dem Versuch, das Kapitol von Mas­
sachusetts zu übernehmen, forder­
ten Shays und andere die Beendi­
gung der Zwangsvollstreckungen 
und ungerechten Hypot­heken. Zur 
Unterdrückung des Aufstands wur­
den Truppen ent­sandt, aber die Bun­
desregierung nahm den Vorfall zur 
Kennt­nis.

Das Fehlen einer einheitlichen, 
stabilen Währung behinderte den Han­
del zwischen den Bundesstaaten und 
mit anderen Ländern. Es war nicht nur 
der Wert der Papierwährung, der von 
Staat zu Staat variierte. Einige Staaten 
(wie New York und Virginia) erho­
ben sogar Zölle auf Produkte, die aus 
anderen Bundesstaaten in ihre Häfen 
kamen und provozierten dadurch 
Vergeltungsmaßnahmen. Die Staaten 
konnten, wie der oberste Finanzins­
pektor auf Bundesebene anführen, 
dass „unser öffentliches Ansehen 
verspielt ist“. Diese Probleme wur­
den noch dadurch verschärft, dass 
sich die neuen unabhängigen Staa­
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In dieser auf einem Bild des amerikanischen Mal­ers Henry Bacon dargestell­ten Szene dis­
kutiert Benjamin Franklin (sitzend, in Richtung des Betrachters blickend) im Garten seines 
Hauses in Philadelphia mit Alex­ander Hamil­ton und anderen die Ausarbeitung der amerika­
nischen Verfassung.
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Obwohl es in einigen Gebieten 
Anzeichen für einen wieder wachsen­
den Wohlstand der jungen Nation 
gab, nahmen die nationalen und inter­
nationalen Probleme zu. Es wurde 
immer deutlicher, dass die Zent­ralre­
gierung der Konföderation nicht stark 
genug war, um ein solides Finanz­
system aufzubauen, den Handel zu 
regulieren, Verträge durchzuset­zen 
oder, falls nöt­ig, militärische Stärke 
gegen ausländische Widersacher ein­
zuset­zen. Interne Brüche zwischen 
Bauern und Händlern, Schuldnern 

und Gläubigern sowie 
zwischen den Bundes­
staaten wurden ern­
ster. George Washing­
ton warnte angesichts 
des noch sehr präsen­
ten Shay-Aufstands 
verzweifelter Bauern 
von 1786: „In jedem 
Staat existiert ein Pul­
verfass, das durch nur 
einen Funken in Brand 
geraten könnte.“

Das Gefühl einer 
möglichen Katastrophe 
und das Bedürfnis 
nach weit­reichen­
den Veränderungen 
durchdrang die ver­
fassungsgebende Ver­
sammlung, die ihre 
Berat­ungen am 25. 
Mai 1787 aufnahm. 
Alle Delegierten waren 
davon überzeugt, dass 
eine effektive Zent­ral­
regierung mit breit 
angelegten durchset­z­
baren Befugnissen den 
machtlosen durch die 

Artikel der Konföderation geschaffe­
nen Kongress erset­zen müsse. Gleich 
zu Beginn des Verfahrens einigten 
sich die Delegierten, dass sich die 
neue Regierung aus drei getrennten 
Gewalten – der Legislat­ive, der Judika­
t­ive und der Exekutive – zusammen 
set­zen sollte. Jede sollte über spezi­
elle Befugnisse verfügen, um die der 
beiden anderen auszugleichen. Es 
herrschte ebenfalls Einigkeit darüber, 
dass die Legislat­ive – wie das briti­
sche Parlament – aus zwei Kammern 
bestehen sollte.
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Gouverneur Morris aus Pennsyl­vania war Vorsitzender des 
Ausschusses, der die endgül­tige Version der Verfassung 
erarbeitete.

Fortsetzung auf Seite 17

Darüber hinaus gab es jedoch 
erhebliche Meinungsunterschiede, 
die zeit­weise drohten, die Versamm­
lung scheitern zu lassen und das 
Verfahren noch vor Erstellung eines 
Verfassungsent­wurfs plötzlich zu 
beenden. Die größeren Staaten argu­
mentierten zugunsten des Verhält­
niswahlsystems in der Legislat­ive – 
jeder Staat sollte über ein Stimmrecht 
gemäß seiner Bevölkerungszahl verfü­
gen. Die kleineren Staaten befürchte­
ten die Dominanz der größeren und 
bestanden auf einer gleichen Stimm­
verteilung für alle Staaten. Das Pro­
blem wurde im „Großen Kompro­
miss“ beigelegt, einer Maßnahme, 
gemäß derer in der einen Kammer  
des Kongresses gleiche Stimmver­
teilung für alle Staaten und in der 
anderen Kammer das Verhält­nis­
wahlrecht galt. Im Senat sollte jeder 
Staat über zwei Sit­ze verfügen. Im 
Repräsentantenhaus sollte die Zahl 
der Sit­ze von der Bevölkerungszahl 
abhängen. Da das Repräsentanten­
haus als empfänglicher für die Stim­
mung der Bevölkerungsmehrheit 
angesehen wurde, verlieh man dem 
Repräsentantenhaus die Befugnis, 
alle Geset­ze in Zusammenhang mit 
dem Bundeshaushalt und den Ein­
nahmen einzubringen.

Der „Große Kompromiss“ beende­
te die Kluft zwischen den großen 
und den kleinen Staaten, aber wäh­
rend des langen Sommers arbeite­
ten die Delegierten noch eine Viel­
zahl anderer Kompromisse aus. 
Einige Delegierte, die sich vor einer 
zu umfangreichen Übertragung 
der Befugnisse auf die Bevölkerung 
fürchteten, sprachen sich für die indi­
rekte Wahl aller Bundesbediensteten 

aus; andere befürworteten eine Wäh­
lerbasis, die so breit wie möglich sein 
sollte. Einige wollten die westlichen 
Gebiete von einer eventuellen Sou­
veränit­ät ausschließen; andere sahen 
die zukünftige Stärke der Nation in 
den unberührten Gebieten hinter den 
Appalachen. Es mussten Partikularin­
teressen ausgeglichen werden und 
unterschiedliche Ansichten hinsicht­
lich der Bedingungen, Befugnisse 
und Auswahlmet­hode des Präsiden­
ten und widerstreitender Ideen über 
die Rolle der Judikat­ive miteinander 
verbunden werden.

Die fachliche Kompet­enz der 
Delegierten bei der Versammlung 
vereinfachte die Einigung auf Kom­
promisse. Nur einige der großen Füh­
rungspersönlichkeiten des amerika­
nischen Unabhängigkeitskrieges 
waren nicht anwesend: Thomas 
Jefferson und John Adams – beides 
zukünftige Präsidenten – dienten als 
amerikanische Gesandte in Frank­
reich und England. John Jay war als 
Außenminister der Konföderation 
tät­ig. Eine Hand voll weiterer Perso­
nen, darunter Samuel Adams und 
Pat­rick Henry, nahmen nicht teil, 
da sie der Überzeugung waren, die 
damalige Regierungsstruktur sei 
solide. Von den Anwesenden war 
der Vorsit­zende der Versammlung, 
George Washington, der Befehlsha­
ber der amerikanischen Truppen und 
Held des Unabhängigkeitskrieges, 
bei weitem der bekannteste. Benja­
min Franklin, der weise, reife Wis­
senschaftler, Gelehrte und Diplomat, 
nahm ebenfalls teil. Darüber hinaus 
waren herausragende Männer wie 
James Madison aus Virginia, Gou­
verneur Morris aus Pennsylvania 



und Alexander Hamilton, der bril­
lante junge Anwalt aus New York 
anwesend.

Sogar die jüngsten unter den Dele­
gierten, die sich noch in den Zwan­
zigern oder Dreißigern befanden, 
zeigten bereits ihre politischen und 
intellektuellen Fähigkeiten. Wie Tho­
mas Jefferson in Paris an John Adams 
in London schrieb: „Es ist wahrhaftig 
eine Versammlung der Halbgöt­ter.“

Einige der in der Verfassung ver­
ankerten Ideen waren neu, aber 
viele stammten aus der britischen 
Regierungstradition und aus der 
praktischen Erfahrung der Selbstver­
waltung der 13 Staaten. Die Unabhän­
gigkeitserklärung war eine wichtige 
Leitlinie bei der Konzentration der 
Delegierten auf die Ideen der Selbstver­
waltung und den Schutz der grundleg­
enden Menschenrechte. Die Schriften 
europäischer Philosophen, wie Mon­
tesquieu und John Locke, beeinfluss­
ten die Delegierten ebenfalls.

Ende Juli ernannte die Versamm­
lung einen Ausschuss, der auf Basis 
der erzielten Übereinkünfte ein Doku­
ment ausarbeiten sollte. Nach einem 
weiteren Monat der Diskussionen 
und Feinarbeit brachte ein zweiter 
Ausschuss, der von Gouverneur Mor­
ris geleitet wurde, die endgültige 
Version hervor, die am 17. September 
zur Unterzeichnung vorgelegt wur­
de. Nicht alle Delegierten waren mit 
dem Ergebnis zufrieden. Einige ver­
ließen die Feierlichkeiten und drei 
der verbliebenen verweigerten die 
Unterschrift: Edmund Randolph und 
George Mason aus Virginia sowie 
Elbridge Gerry aus Massachusetts. 
Von den 39 Unterzeichnern war wahr­
scheinlich keiner vollkommen zufrie­

den. Ihre Ansichten wurden von 
Benjamin Franklin geschickt mit den 
Worten zusammengefasst: „Es gibt 
mehrere Bereiche in der Verfassung, 
denen ich zurzeit nicht zustimmen 
kann, aber das heißt nicht, dass ich 
ihnen niemals zustimmen werde.“ 
Er akzeptiere die Verfassung jedoch, 
„weil ich nichts Besseres erwarte und 
weil ich nicht ausschließen kann, dass 
das bereits das Beste ist“.

RATIFIZIERUNG: EIN NEUANFANG
Der Weg war nun frei für den 

mühsamen Ratifizierungsprozess, 
also die Annahme der Verfassung 
durch wenigstens neun Staaten. 
Delaware war der erste Staat, der 
handelte, gefolgt von New Jersey 
und Georgia. Die Zustimmung in 
Pennsylvania und Connecticut wur­
de mit einer komfortablen Mehrheit 
erteilt. In Massachusetts brach eine 
erbit­terte Debat­te aus. Der Staat ver­
knüpfte die Ratifizierung letztend­
lich mit der Beifügung der 10 Zusatz­
artikel, die einige grundlegende 
Rechte garantierten, einschließlich 
der Religions-, Rede-, Presse- und 
Versammlungsfreiheit, ebenso wie 
das Recht auf ein Geschworenen­
verfahren und das Verbot unzumut­
barer Durchsuchungen und Verhaf­
tungen. Eine Reihe weiterer Staaten 
fügten ähnliche Klauseln an und die 
zehn Zusat­zartikel – nun bekannt 
als Bill of Rights – wurden 1791 in die 
Verfassung aufgenommen.

Ende Juni 1788 gaben Mary­land, 
South Carolina und New Hampshire 
ihre Zustimmung und erfüllten damit 
die Anforderung der Ratifizierung 
durch neun Staaten. Die Verfassung 
war nun recht­lich in Kraft getreten. 

Als die Zahl der in Philadelphia 
einget­rof­fenen Delegierten für die 
Beschlussfä­higkeit der verfassungsge­
benden Versammlung ausreichte, wur­
de George Washington einstimmig zu 
ihrem Prä­sidenten gewählt. Er nahm 
die Auszeichnung nur zö­gernd an, da 
er seiner Meinung nach nicht über die 
erforderlichen Qualif­ikationen verfügte. 
Seine Begrüßungsworte sprachen den 
Stolz und Idealismus der Mitglieder an: 
„Lassen Sie uns Maßstäbe auf­stellen, 
die weisen und ehrlichen Menschen zur 
Ehre gereichen.“

Als Vorsit­zender war Washington 
bestimmt und höf­lich, wenn auch teil­
nahmslos. Er beteiligte sich erst am 
letzten Tag der Versammlung an Diskus­
sionen. Er war sowohl phy­sisch als auch 
moralisch eine so beeindruckende Per­

sönlichkeit, dass ein Delegierter bemerkte, Washington sei der „einzige Mann, in 
dessen Gegenwart ich Ehrfurcht empfinde“.

Washingtons Befürwortung einer starken Union war durch seine Erfahrung 
als Oberbefehlshaber der Kontinentalarmee (Con­tinen­tal Army) während des 
amerikanischen Unabhängigkeitskriegs begründet. Er erinnerte sich an seinen 
Versuch, die Truppen von New Jersey zum Treueschwur auf die Vereinigten 
Staaten zu bewegen. Sie weigerten sich und erklärten: „New Jersey ist unser 
Land!“ Während einer Pause der Versammlung kehrte Washington auf ein nahe 
gelegenes Schlachtfeld im Unabhängigkeitskrieg in Valley Forge (Pennsylvania) 
zurück, wo er und seine Truppen einen schweren Winter verbracht hat­ten, da 
sich die Einzelstaaten nur zögerlich der gemeinsamen Sache anschlossen.

Als die Versammlung endete und das Ratifizierungsverfahren begann, gab 
Washington sein Schweigen auf und set­zte sich nachdrücklich für die Verfas­
sung ein, wodurch er einige Gegner in seinem Geburtsstaat Virginia zur Ände­
rung ihrer Haltung bewegte. Er erkannte die Weisheit der Kritiker, die den Wäh­
lern die Bill of Rights (den Grundrechtekatalog, der spä­ter zu den ersten zehn 
Zusat­zartikeln werden sollte), unterbreiteten. Gleichzeitig würdigte er James 
Madison und Alex­ander Hamilton für ihre Unterstützung der Verfassung in den 
Federalist Pap­ers, als er schrieb, dass sie „ein neues Licht auf die Wissenschaft 
des Regierens geworfen haben; sie haben die Rechte des Menschen vollständig 
und fair erörtert und sie auf eine so deutliche und überzeugende Weise erklärt, 
die nicht umhin kann, einen bleibenden Eindruck zu hinterlassen“.
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George Washington, Oberbefehlshaber 
der Kontinentalarmee (Continental Army)



lik zu bewahren, hat­te gerade erst 
begonnen.

DIE VERFAS­SUNG ALS OBERSTES 
GESETZ

Die Verfassung der Vereinig­
ten Staaten bezeichnet sich selbst 
als „oberstes Gesetz des Landes“. 
Gerichte interpretierten diese Klau­
sel so, dass eine von der Legislati­
ve eines Bundesstaates oder dem 
nationalen Kongress verabschiede­
te Verfassung oder Geset­ze keine 
Geset­zeskraft erlangen, wenn sie der 
amerikanischen Verfassung wider­
sprechen. Entscheidungen, die vom 
Obersten Gerichtshof im Verlaufe 
von zwei Jahrhunderten getroffen 
wurden, haben diese Leitlinie der Vor­
herrschaft der Verfassung bestätigt 
und verstärkt.

Die endgültige Machtbefugnis 
wurde dem amerikanischen Volk 
übertragen. Es kann grundlegende 
Geset­ze ändern, wenn es das möch­
te, indem die Verfassung geändert 
oder – zumindest in der Theorie 
– eine neue ausgearbeitet wird. Den­
noch übt das Volk seine Macht nicht 
direkt aus. Es delegiert die tägliche 
Regierungsarbeit an öffentliche Ver­
treter, die sowohl gewählt als auch 
ernannt werden.

Die Macht der öffentlichen Ver­
treter wird durch die Verfassung ein­
geschränkt. Ihre öffentlichen Hand­
lungen müssen in Einklang mit der 
Verfassung und den Geset­zen stehen, 
die selbst in Übereinstimmung mit der 
Verfassung erlassen wurden. Gewählte 
Vertreter müssen sich regelmäßig zur 
Wiederwahl stellen, wo ihre Leistun­
gen sorgfältig von der Öffent­lichkeit 
überprüft werden. Ernannte Vertreter 

dienen der Person oder Behörde, von 
der sie ernannt wurden und können 
jederzeit ent­lassen werden. Die Aus­
nahme bilden die vom Präsidenten 
auf Lebenszeit ernannten Richter des 
Obersten Gerichtshofs und andere 
Bundesrichter, damit diese frei von 
politischen Verpflichtungen oder Ein­
fluss sind.

Im Allgemeinen drückt das ameri­
kanische Volk seinen Willen an der 
Wahlurne aus. Die Verfassung trifft 
durch das Amt­senthebungsverfah­
ren im Falle erheblichen Missverhal­
tens oder strafbarer Handlungen 
jedoch Vorkehrungen für die Ent­las­
sung öffentlicher Vertreter aus ihrem 
Amt. Artikel II, Abschnitt 4 lautet: 
„Der Präsident, Vizepräsident und 
alle Zivilangestellten der Vereinigten 
Staaten sollen ihrer Ämter enthoben 
werden, wenn sie wegen Verrats, 
Bestechung oder anderer schwerer 
Verbrechen und Vergehen verurteilt 
worden sind.“

Beim Amt­senthebungsverfahren 
handelt es sich um eine Anklage 
wegen Amtsvergehen, die durch 
eine gesetzgebende Körperschaft 
gegen einen Regierungsvertreter vor­
gebracht wird. Es bezieht sich nicht, 
wie allgemein angenommen, auf eine 
Verurteilung aufgrund dieser Ver­
gehen. Wie in der Verfassung weiter 
ausgeführt, muss das Repräsentan­
tenhaus die Anklage wegen Amtsver­
gehen durch Abstimmung über die 
Amt­senthebung einleiten. Über den 
beschuldigten Amtsträger wird im 
Senat verhandelt, wobei der Präsi­
dent des Obersten Gerichtshofs der 
Verhandlung vorsitzt.

Die Amt­senthebung wird als dras­
tische Maßnahme betrachtet, die in 
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Aber zwei mächtige und entscheiden­
de Staaten – New York und Virginia 
– blieben unentschieden, ebenso wie 
die zwei kleineren Staaten North 
Carolina und Rhode Island. Es war 
offensicht­lich, dass die Verfassung 
ohne die Zustimmung von New York 
und Virginia auf wackeligen Füßen 
stehen würde.

Virginia war tief gespalten, aber 
der Einfluss von George Washington, 
der sich für die Ratifizierung aus­
sprach, überzeugte die Legislat­ive des 
Bundesstaates am 26. Juni 1788 mit 
knapper Mehrheit. In New York tat­en 
sich Alexander Hamilton, James Madi­
son und John Jay zusammen, um eine 
erstaunliche Reihe niedergeschrieben­
er Argumente zugunsten der Verfas­
sung zusammenzustellen – The Fede­
ra­list Pap­ers – und damit am 26. Juli 
einen knappen Abstimmungssieg zu 
erringen. Im November stimmte auch 
North Carolina zu. Rhode Island hielt 
bis 1790 durch, als die Position als klei­
ner und schwacher Staat, umringt von 
einer großen und mächtigen Repub­
lik, unhalt­bar wurde.

Der Aufbau der Regierung begann 
kurz nach der Ratifizierung durch 
Virginia und New York. Am 13. Sep­
tember 1788 legte der Kongress New 
York als Sitz der neuen Regierung 
fest. (Die Haupt­stadt wurde 1790 
nach Philadelphia und 1800 nach 
Washington verlagert.) Der erste 
Mittwoch im Januar 1789 wurde als 
Wahltag für die Wahlmänner des Prä­
sidenten fest­gelegt. Am ersten Mitt­
woch im Februar wurde der Präsi­
dent durch die Wahlmänner gewählt 
und am ersten Mit­twoch im März 
wurde die neue Sit­zungsperiode des 
neuen Kongresses eröffnet.

Laut Verfassung hat die Legisla­
tive eines Bundesstaates die Befugnis 
zu entscheiden, wie die Wahlmänner 
des Präsidenten sowie Vertreter und 
Senatoren ausgewählt werden sollen. 
Einige Staaten votierten für direkte 
Wahlen durch das Volk, andere für 
Wahlen durch die Legislat­ive und 
einige wenige für eine Kombination 
aus beidem. Die Rivalitäten waren 
groß und Verzögerungen bei den 
ersten Wahlen nach der neuen Ver­
fassung unvermeidlich. New Jersey 
sprach sich zum Beispiel für direkte 
Wahlen aus, lehnte es aber ab, einen 
Zeit­punkt für das Schließen der 
Wahllokale fest­zulegen, die für drei 
Wochen geöffnet blieben.

Die vollständige und endgültige 
Einset­zung der Verfassung fand am 
4. März 1789 statt. Bis zu diesem Zeit­
punkt waren allerdings lediglich 13 
der 59 Vertreter und 8 der 22 Senato­
ren in New York angekommen. (Die 
North Carolina und Rhode Island 
zugeteilten Sit­ze wurden erst nach 
Ratifizierung der Verfassung durch 
diese Staaten besetzt.) Schließlich 
wurde am 1. April im Repräsentan­
tenhaus und am 6. April im Senat 
ein Quorum erreicht. Die beiden Häu­
ser tagten dann gemeinsam, um die 
Wahlmännerstimmen zu zählen.

Es war keine Überraschung, dass 
George Washington einstimmig zum 
ersten Präsidenten und John Adams 
aus Massachusetts zum Vizepräsi­
denten gewählt wurden. Adams traf 
am 21. April und Washington am 23. 
April in New York ein. Sie wurden 
am 30. April 1789 in ihrem Amt ver­
eidigt. Die Aufstellung der neuen 
Regierung war abgeschlossen. Die 
Arbeit, die weltweit erste Repub­
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den Vereinigten Staaten bisher sehr 
selten angewandt wurde. Seit 1797 
hat das Repräsentantenhaus gegen 
16 Bundesbeamte ein Amt­senthe­
bungsverfahren eingeleitet – zwei Prä­
sidenten, ein Kabinettsmitglied, einen 
Senator, einen Richter des Obersten 
Gerichts und 11 Bundesrichter. Von 
den einem Amt­senthebungsverfah­
ren unterworfenen Bundesbeamten 
wurden sieben vom Senat verurteilt 
– sie alle waren Richter.

1868 wurde Präsident Andrew 
Johnson im Zusammenhang mit dem 
richtigen Umgang mit den besiegten 
Konföderationsstaaten nach dem 
amerikanischen Bürgerkrieg einem 
Amt­senthebungsverfahren unterzo­
gen. Dem Senat fehlte jedoch eine 
Stimme für die für eine Verurteilung 
not­wendige Zweidrit­telmehrheit, 
und Johnson beendete seine Amtszeit 
regulär. 1974 trat Präsident Richard 
Nixon als Folge der Watergate-Affäre 
zurück, nachdem der Justizausschuss 
des Repräsentantenhauses das Amts­
ent­hebungsverfahren empfohlen hat­
te, aber bevor das vollzählige Reprä­
sentantenhaus über das Verfahren 
abstimmen konnte.

Erst unlängst wurde Präsident 
Bill Clinton 1998 einem Amt­senthe­
bungsverfahren durch das Repräsen­
tantenhaus wegen Meineids und 
Behinderung der Justiz unterzogen. 
Nach einer Anhörung sprach der 
Senat den Präsidenten von beiden 
Vorwürfen frei und befand ihn mit 
55 zu 45 Stimmen nicht des Meineids 
und mit 50 zu 50 nicht der Behinde­
rung der Justiz für schuldig. Zur 
Amt­sent­hebung des Präsidenten 
wäre ein Schuldspruch mit einer 
Stimmenmehrheit von 67 Stimmen 

bei beiden Anschuldigungen erfor­
derlich gewesen.

Die Grundla­gen des Regierungssystems
Obwohl die Verfassung seit ihrer 

Verabschiedung in vielerlei Hinsicht 
geändert wurde, gelten weiterhin die­
selben Grundlagen wie 1789:
5	 Die drei Regierungszweige – 

Exekutive, Legislat­ive, Judikat­ive – 
sind geteilt und unterscheiden sich 
voneinander. Die Befugnisse der drei 
werden genau durch die Befugnisse 
der jeweils anderen beiden ausge­
glichen. Jede der Gewalten dient als 
Kont­rolle um eine zu große Machtan­
häufung der anderen zu verhindern.
5	 Die Verfassung steht, gemein­

sam mit den gemäß ihrer Bestimmun­
gen und Verträge verabschiedeten 
Geset­zen, die durch den Präsidenten 
aufgestellt und vom Senat gebilligt 
wurden, über allen anderen Geset­zen, 
Exekutiverlassen und Vorschriften.
5	 Alle Menschen sind vor dem 

Gesetz gleich und haben das gleiche 
Anrecht auf Schutz durch das Gesetz. 
Alle Staaten sind gleich und keiner 
erhält eine Sonderbehandlung durch 
die Bundesregierung. Innerhalb 
der Grenzen der Verfassung muss 
jeder Staat die Geset­ze der anderen 
anerkennen und respektieren. Die 
Regierungen der Einzelstaaten müs­
sen, ebenso wie die Bundesregierung, 
demokratisch sein, wobei die letzt­
endliche Autorität beim Volk liegt.
5	 Das Volk hat das Recht, die Form 

der Bundesregierung durch recht­liche 
Mit­tel, die in der Verfassung selbst 
fest­gelegt sind, zu ändern.
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Änderungen der Verfassung
Die Autoren der Verfassung waren 

sich bewusst, dass von Zeit zu Zeit 
Änderungen not­wendig sein wür­
den, wenn die Verfassung mit der 
wachsenden Nation Schritt halten 
soll. Sie waren sich darüber hinaus 
bewusst, dass der Prozess der Ver­
fassungsänderung nicht einfach sein 
sollte, um schlecht durchdachte und 
übereilte Änderungen zu verhindern. 
Aus dem gleichen Grund wollten sie 
sicherstellen, dass keine Minderheit 
Maßnahmen behindern kann, die von 
der Mehrheit gewünscht werden. Ihr 
Lösungsansatz war die Ent­wicklung 
eines zweigleisigen Prozesses zur 
Änderung der Verfassung.

Der Kongress kann mit einer 
Zweidrit­telmehrheit in beiden Häu­
sern eine Verfassungsänderung einlei­
ten. Eine andere Möglichkeit besteht 
darin, dass die Legislat­ive in zwei 
Drit­tel der Staaten den Kongress auf­
fordert, eine nationale Versammlung 
einzuberufen, um eine Verfassungsän­
derung zu erörtern und auszuarbei­
ten. In beiden Fällen müssen drei 
Viertel aller Bundesstaaten einem 
Zusat­zartikel zustimmen, bevor er in 
Kraft tritt.

Abgesehen von der direkten Ände­
rung der Verfassung kann die Wirkung 
ihrer Bestimmungen durch juristische 
Auslegung verändert werden. In der 
frühen Geschichte der Republik legte 
der Oberste Gerichtshof 1803 im Fall 
Marbury gegen Madison den rechtli­
chen Grundsatz der Normenkont­rolle 
(judicial review) fest, d. h., die Befug­
nis des Gerichtes die Geset­ze des 
Kongresses auszulegen und über ihre 
Verfassungsmäßigkeit zu entschei­
den. Der Grundsatz umfasst darüber 

hinaus die Befugnis des Gerichtes, 
verschiedene Abschnit­te der Ver­
fassung zu erläutern, da sie an ver­
änderliche rechtliche, politische, wirt­
schaftliche und soziale Bedingungen 
angepasst werden muss. Im Verlaufe 
der Jahre brachten eine Reihe von 
Gerichtsurteilen zu Themenbereichen 
wie der staatlichen Regulierung von 
Rundfunk und Fernsehen bis hin zu 
den Rechten von Angeklagten in Straf­
verfahren das Verfassungsrecht auf 
den neuesten Stand, ohne wesentliche 
Änderungen an der Verfassung selbst 
vorzunehmen.

Durch den Kongress verabschie­
dete Geset­ze zur Umset­zung der 
Bestimmungen des Grundgeset­zes 
oder zur Anpassung an veränder­
te Bedingungen erweitern und ver­
ändern – auf unterschwellige Art 
und Weise – die Bedeutung der Ver­
fassung. Bis zu einem gewissen Grad 
haben die Grundsät­ze und Vorschrif­
ten der vielen Behörden der Bundes­
regierung ähnliche Auswirkungen. 
Die Feuerprobe besteht in beiden 
Fällen in der Bestätigung durch die 
Gerichte, dass die Geset­zgebung und 
Grundsät­ze mit dem in der Verfas­
sung ausgedrückten Willen überein­
stimmen.

Die Bill of Rights
Die Verfassung wurde seit 1789 
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Zukunft höchstwahrscheinlich wei­
terhin geändert werden. Die umfas­
sendsten Änderungen wurden in 
den zwei Jahren nach ihrer Annahme 
durchgeführt. In diesem Zeitraum 
wurden die ersten 10 Zusat­zartikel 
angefügt, die zusammen als die Bill 
of Rights bekannt sind. Der Kongress 



Anspruch auf Vollständigkeit erhebt, 
und dass die Bürger auch andere 
Rechte haben, die in der Verfassung 
nicht gesondert aufgeführt werden. 
Der zehnte sieht vor, dass Befugnisse, 
die von der Verfassung weder an die 
Bundesregierung übertragen, noch 
den Einzelstaaten entzogen wurden, 
den Bundesstaaten oder dem Volke 
vorbehalten bleiben.

Wichtig­er Schutz individueller 
Freiheiten

Die Genialit­ät der Verfassung bei 
der Organisation des Staatsappara­
tes auf Bundesebene gab den Ver­
einigten Staaten im Verlauf von zwei 
Jahrhunderten außerordentliche Sta­
bilität. Die Bill of Rights und darauf 
folgende Zusät­ze machten die grund­
legenden Menschenrechte zum Kern 
des Rechtssystems der Vereinigten 
Staaten.

Zu Zeit­en nationaler Krisen gab 
es die Verlockung für Regierun­
gen, diese Rechte im Interesse der 
nationalen Sicherheit auszuset­zen, 
aber in den Vereinigten Staaten wur­
den solche Versuche nur widerwillig 
und unter den gewissenhaftesten 
Vorsichtsmaßnahmen unternommen. 
Während eines Krieges zensierten 
militärische Behörden zum Beispiel 
Post zwischen den Vereinigten Staa­
ten und anderen Ländern. Dies galt 
besonders für Post aus umkämpften 
Gebieten an die Familien zu Hause. 
Aber nicht einmal im Krieg wurde das 
verfassungsmäßige Recht auf einen 
fairen Prozess abgeschafft. Personen, 
die eines Verbrechens beschuldigt 
werden – und das schließt Bürger 
feindlicher Staaten ein, die der Spiona­
ge, der Staatsgefährdung und anderer 

gefährlicher Aktivitäten beschuldigt 
werden – haben das Recht sich zu ver­
teidigen. Im amerikanischen System 
gilt die Unschuldsvermutung, bis die 
Schuld nachgewiesen wird.

Verfassungszusät­ze, die nach den 
Bill of Rights hinzugefügt wurden, 
decken ein breites Themenspektrum 
ab. Einer der weitreichendsten Arti­
kel ist der 14., der 1868 ratifiziert wur­
de. Er ent­hält eine klare und einfache 
Definition der Staatsbürgerschaft 
sowie die Garantie der Gleichbehand­
lung vor dem Gesetz. Im Kern wird 
im Vierzehnten Zusat­zartikel von 
den Bundesstaaten verlangt, dass sie 
die in den Bill of Rights vorgesehenen 
Rechte einhalten. Andere Zusatzar­
tikel beschränkten die rechtlichen 
Befugnisse der Bundesregierung, ver­
änderten die Wahlmet­hode bei den 
Präsidentschaftswahlen, untersagten 
die Sklaverei, verboten die Verweige­
rung des Wahlrechts aufgrund von 
ethnischer Zugehörigkeit, Hautfar­
be, Geschlecht oder vorhergehender 
Knechtschaft, erweiterten die Befug­
nisse des Kongresses zur Erhebung 
von Steuern auf individuelle Einkünf­
te und bestimmten die Direkt­wahl als 
Wahlmodus für die US-Senatoren.

Unter den jüngsten Zusat­zartikeln 
befinden sich der 22., der die Amts­
zeit des Präsidenten auf zwei Legis­
laturperioden begrenzt, der 23., der 
den Bürgern des District of Columbia 
das Wahlrecht gewährt, der 24., der 
den Bürgern das Wahlrecht unabhän­
gig von der Zahlung einer Kopfsteuer 
gewährt, der 25. Zusat­zartikel, der 
vorsieht, dass das Amt des Vizepräsi­
denten neu besetzt werden muss, 
wenn es bis zur Hälfte der Amtszeit 
frei wird, der 26., der das aktive Wahl­
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nahm diese Zusat­zartikel im Septem­
ber 1789 im Gesamtpaket an, und bis 
zum Jahresende 1791 hat­ten sie 11 
Staaten ratifiziert.

Der anfängliche Widerstand 
gegen die Verfassung ging nicht von 
jenen aus, die gegen eine Stärkung 
der föderalen Union waren, sondern 
von Staatsmännern, die der Ansicht 
waren, dass die Rechte des Einzel­
nen ganz besonders betont wer­
den müssten. Einer von ihnen war 
George Mason, Autor der Decla­ra­tion 
of Rights of Virginia, dem Vorläufer 
der Bill of Rights. Als Delegierter der 
verfassungsgebenden Versammlung 
(Constitutional Convention) lehnte es 
Mason ab, das Dokument zu unter­
zeichnen, da es seines Erachtens 
individuelle Rechte ungenügend 
schützte. Der Widerstand Masons 
verhinderte beinahe die Ratifizie­
rung durch Virginia. Da Massachu­
setts ähnliche Ansichten vertrat, 
knüpfte der Staat seine Ratifizierung 
an die Bedingung, dass besondere 
Garantien für die Rechte des Einzel­
nen hinzugefügt werden. Bis zur 
Zusammenkunft des ersten Kongres­
ses (First Congress) gab es eine fast 
einhellige Meinung zugunsten der 
Annahme derartiger Zusatzartikel, 
und der Kongress erstellte in kurzer 
Zeit Ent­würfe.

Diese Zusat­zartikel gelten bis 
heute so, wie sie vor zwei Jahrhun­
derten verfasst wurden. Der erste 
sichert die Religions-, Rede- und 
Pressefreiheit, die Versammlungsfrei­
heit sowie das Recht, die Regierung 
durch Petitionen um das Abstellen 
von Missständen zu ersuchen. Der 
zweite gewährleistet das Recht der 
Bürger, Waffen zu tragen. Der drit­te 

sieht vor, dass Truppen nicht ohne 
Zustimmung des Eigentümers in 
Privatunterkünften untergebracht 
werden dürfen. Der vierte schützt 
vor willkürlicher Durchsuchung, Ver­
haftung und Beschlagnahmung von 
Eigentum.

Die nächsten vier Zusat­zartikel 
befassen sich mit dem Gerichts­
system. Der fünfte untersagt bei 
schwereren Straftaten eine Anklage 
ohne Anklagebeschluss durch ein 
großes Geschworenengericht. Er 
untersagt wiederholte Anklagen für 
die gleiche Straftat, verbietet Bestra­
fung ohne vorheriges ordentliches 
Gerichtsverfahren nach Recht und 
Gesetz und sieht vor, dass ein Ange­
klagter die Aussage verweigern 
kann, falls er sich sonst selbst 
belasten würde. Der sechste gewähr­
leistet in Strafverfahren einen unver­
züglichen und öffent­lichen Prozess. 
Er sieht ein durch ein unparteiisches 
Geschworenengericht durchgeführ­
tes Strafverfahren vor, garantiert 
das Recht auf Rechtsbeistand für 
den Angeklagten und sieht vor, dass 
Zeugen zur Anwesenheit im Verfah­
ren und zur Aussage in Gegenwart 
des Beklagten gezwungen werden 
können. Der siebte Artikel fordert in 
Zivilprozessen, in denen der Streit­
wert über einem Wert von 20 Dollar 
liegt, ein Verfahren durch eine Jury. 
Der achte untersagt unangemessen 
hohe Kautionen oder Geldstrafen 
sowie grausame oder ungewöhnliche 
Strafen.

Die letzten beiden der zehn Zusatz­
artikel beinhalten sehr weit gefasste 
Aussagen über die Verfassungsautori­
tät. Der neunte erklärt, dass die Auflis­
tung der individuellen Rechte keinen 
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Grundrechtekatalog

Zu­sat­zar­tik­el I – Der Kongress darf kein Bill of Rights 
Gesetz erlassen, das die Einführung einer Staatsreligion 
zum Gegenstand hat, die freie Religionsausübung ver­
bietet, die Rede- oder Pressefreiheit oder das Recht des 
Volkes einschränkt, sich friedlich zu versammeln und die 
Regierung durch Petition um Abstellung von Missständen 
zu ersuchen.

Zu­sat­zar­tik­el II – Da eine gut ausgebildete Miliz für 
die Sicherheit eines freien Staates erforderlich ist, darf das 
Recht des Volkes, Waf­fen zu besit­zen und zu tragen, nicht 
beeinträchtigt werden.

Zu­sat­zar­tik­el III – Kein Soldat darf in Friedenszeiten 
ohne Zustimmung des Eigentümers in einem Hause ein­
quartiert werden und in Kriegszeiten nur in der gesetzlich 
vorgeschriebenen Weise.

Zu­sat­zar­tik­el IV – Das Recht des Volkes auf Sicherheit 
der Person und der Wohnung, der Urkunden und des 
Eigentums vor willkürlicher Durchsuchung, Verhaf­tung 
und Beschlagnahme darf nicht verletzt werden, und 
Haussuchungs- und Haf­tbefehle dürfen nur bei Vorliegen 
eines eidlich oder eidesstatt­lich erhärteten Rechtsgrundes 
ausgestellt werden und müssen die zu durchsuchende 
Örtlichkeit und die in Gewahrsam zu nehmenden Perso­
nen oder Gegenstände genau bezeichnen.

Zu­sat­zar­tik­el V – Niemand darf wegen eines Kapital­
verbrechens oder wegen eines sonstigen schimpflichen Ver­
brechens zur Verantwortung gezogen werden, es sei denn 
auf Grund eines Antrages oder einer Anklage durch ein 
Großes Geschworenengericht. Hiervon ausgenommen sind 
Fälle, die sich bei den Land- oder Seestreitkräf­ten oder bei 
der Miliz ereignen, wenn diese in Kriegszeiten oder bei 
öffentlichem Notstand im aktiven Dienst stehen. Niemand 
darf wegen derselben Straf­tat zweimal durch ein Verfahren 
in Gefahr des Leibes und des Lebens gebracht werden. 
Niemand darf in einem Straf­verfahren zur Aussage gegen 
sich selbst gezwungen noch des Lebens, der Freiheit oder 
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des Eigentums ohne vorheriges ordentliches Gerichtsverfah­
ren nach Recht und Gesetz beraubt werden. Privateigentum 
darf nicht ohne angemessene Entschädigung für öffentliche 
Zwecke eingezogen werden.

Zu­sat­zar­tik­el VI – In allen Straf­verfahren hat der Ange­
klagte Anspruch auf einen unverzüglichen und öffentlichen 
Prozess vor einem unparteiischen Geschworenengericht desje­
nigen Staates und Bezirks, in welchem die Straf­tat begangen 
wurde, wobei der zuständige Bezirk vorher auf geset­zlichem 
Wege zu ermit­teln ist. Er hat weiterhin Anspruch darauf, 
über die Art und Gründe der Anklage unterrichtet und 
den Belastungszeugen gegenübergestellt zu werden, sowie 
auf Zwangsvorladung von Entlastungszeugen und einen 
Rechtsbeistand zu seiner Verteidigung.

Zu­sat­zar­tik­el VII – In Zivilprozessen, in denen der 
Streitwert zwanzig Dollar überstiegt, beseht ein Anrecht auf 
ein Verfahren vor einem Geschworenengericht, und keine 
Tat­sche, über die von einem derartigen Gericht befunden wur­
de, darf von einem Gerichtshof der Vereinigten Staaten nach 
anderen Regeln als denen des gemeinen Rechts erneut einer 
Prüfung unterzogen werden.

Zu­sat­zar­tik­el VIII – Übermäßige Bürgschaf­ten dürfen nicht 
gefordert, übermäßige Geldstraf­en nicht auf­erlegt und grausa­
me oder ungewöhnliche Straf­en nicht verhängt werden.

Zu­sat­zar­tik­el IX – Die Auf­zählung bestimmter Rechte in 
der Verfassung darf nicht dahin gehend ausgelegt werden, 
dass durch sie andere dem Volke vorbehaltene Rechte versagt 
oder eingeschränkt werden.

Zu­sat­zar­tik­el X – Die Machtbefugnisse, die von der  
Verfassung weder den Vereinigten Staaten übertragen noch 
den Einzelstaaten entzogen werden, bleiben den  
Einzelstaaten oder dem Volke vorbehalten.
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Im Nationalarchiv in Washington stellen Sol­daten den Bürgerkrieg nach und bewachen das 
Original der von Präsident Abraham Lincoln 1863 unterzeichneten Befreiungsproklamation 
(Emancipa­tion Procla­ma­tion) mit der die Sklaverei abgeschafft wurde.

DIE DEBATTE ÜBER DIE SKLAVEREI
Das Wort „Sklaverei“ wird in der Verfassung der Vereinig­

ten Staaten nicht erwähnt, aber das Dokument billigt diese 
Institution indirekt. Die Delegierten der verfassungsgebenden 
Versammlung legten fest, dass bei der Bestimmung der Zahl 
von Kongressabgeordneten, die jeder Bundesstaat in das 
Repräsentantenhaus wählen darf, drei Fünftel aller Sklaven 
gezählt würden. Die Verfassung verlangte dann die Rückgabe 
von über Staatsgrenzen flüchtenden Sklaven („Personen, die 
für Dienstleistungen oder Arbeit verdingt wurden“) an ihre 
Eigentümer. Außerdem wurde ein Datum fest­gelegt – 1808 
– nach dem es dem Kongress nicht mehr untersagt war, den 
Sklavenhandel zu verbieten („die Migration oder Einfuhr von 
Personen, deren Einreise die bestehenden Staaten für zulässig 
halten“).

Jede dieser Bestimmungen wurde bei der Versammlung 
heiß diskutiert und letztendlich im Geiste des Kompromis­
ses angenommen. Sogar Mitglieder von Organisationen zur 
Bekämpfung der Sklaverei in den nördlichen Staaten wie 
Alexander Hamilton waren gegen die Verfolgung der Sklaven­
frage, da derartige Bestrebungen seines Erachtens unweiger­
lich zur Teilung der Staaten führen und das seiner Meinung 
nach dringlichere Ziel einer starken nationalen Regierung 
gefährden würden. Auf Kompromisse drängten auch pro­
minente Südstaatler wie George Washington und James Madi­
son, die die Sklaverei verachteten, aber der Meinung waren, 
sie würde verschwinden, sobald die Union bestätigt wä­re.

Der moralische Aspekt wurde während der Versammlung 
allerdings mehrfach leidenschaft­lich vorgebracht. Gouverneur 
Morris aus Pennsylvania verurteilte die Sklaverei als „schänd­
liche Institution, als Fluch des Himmels, der auf den Staaten 
lastet, in denen sie existierte“. Er zeigte den Gegensatz zwi­
schen dem Wohlstand und der Menschenwürde in den freien 
Regionen und „dem Notleiden und der Armut“ der Sklaven­
staaten auf.

Ironischerweise stammt der wortgewandteste Angriff auf 
die Sklaverei während der Versammlung von George Mason 
aus Virginia, den Jef­ferson den „weisesten Mann dieser Gene­
ration“ nannte. Sklaverei, so Mason, „hat den verderblichsten 
Einfluss auf das Verhalten. Jeder Gebieter über Sklaven wird 
als kleinlicher Tyrann geboren... Die Sklaverei ist kunst- und 
gewerbefeindlich. Die Armen verachten Arbeit, wenn sie 
sehen, wie sie von Sklaven geleistet wird. Ich halte es für 
unverzicht­bar, ... der Regierung die Macht zu übertragen,  
die Zunahme der Sklaverei zu verhindern.“

In den folgenden Jahren bediente sich die Bewegung zur 
Abschaffung der Sklaverei der gleichen Argumente und äußer­
te das gleiche Gefühl moralischer Entrüstung, aber zum dama­
ligen Zeit­punkt umging man die Frage der Sklaverei, sowohl 
als Begriff als auch als moralische Herausforderung. Letzt­
lich musste es zu dem tragischen Ereignis des Bürgerkriegs 
(1861–1865) kommen, um die Sklaverei in den Vereinigten 
Staaten abzuschaffen und das Land auf den schwierigen Weg 
zu vollständiger Gleichberechtigung zu bringen.
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lik geführt. Mit der Niederlage der 
Südstaaten und ihrem Wiedereintritt 
in die Union wurde der Vorrang der 
Bundesregierung untermauert und 
die Sklaverei abgeschafft.

„... zur Verwirklichung der  
Gerechtigkeit“

Der Kern der amerikanischen 
Demokratie spiegelt sich in der Unab­
hängigkeitserklärung wieder. Dort 
findet sich der bekannte Satz „Alle 
Menschen sind gleich geschaffen“, 
und die darauf folgende Aussage, 
„dass sie von ihrem Schöpfer mit 
bestimmten unveräußerlichen Rech­
ten ausgestattet sind, zu denen 
Leben, Freiheit und Streben nach 
Glück gehören“.

Die Verfassung macht keine Unter­
schiede aufgrund von Wohlstand 
oder Status eines Menschen. Alle 
sind vor dem Gesetz gleich und bei 
Geset­zesverstößen unterliegt jeder 
gleichermaßen einer Verurteilung 
und Bestrafung. Das gleiche gilt für 
zivile Streitigkeiten im Zusammen­
hang mit Eigentum, rechtlichen Ver­
einbarungen und Geschäft­sabkom­
men. Der offene Zugang zu Gerichten 
ist eine der wichtigsten Garantien der 
Bill of Rights.

„... zur Sicherung der Ruhe im Innern“
Die stürmische Geburtsstunde der 

Vereinigten Staaten und die ungeklär­
ten Umstände ent­lang der amerika­
nischen Westgrenze überzeugten die 
Amerikaner von der Not­wendigkeit 
einer inneren Stabilität, um es der 
neuen Nation zu ermöglichen, zu 
wachsen und zu gedeihen. Die durch 
die Verfassung geschaffene Bundes­
regierung musste stark genug sein, 

um die Staaten vor einer Invasion 
von außerhalb und vor Streitigkei­
ten und Gewalt im Innern schüt­zen 
zu können. Seit 1815 kam es zu kei­
ner Invasion Kontinentalamerikas 
durch eine ausländische Nation. 
Die Regierungen der Bundesstaaten 
waren im Allgemeinen stark genug, 
um die Ordnung innerhalb ihrer 
eigenen Grenzen aufrechtzuerhalten. 
Aber hinter ihnen stand die furcht­
einflößende Macht der Bundesregie­
rung, die durch die Verfassung in die 
Lage versetzt wurde, die not­wendi­
gen Schrit­te zur Aufrechterhaltung 
des Friedens zu unternehmen.

„... für eine gemeinsa­me  
Landesverteidigung“

Trotz der gesicherten Unabhängig­
keit sah sich die junge Nation am Ende 
des 18. Jahrhunderts von vielen Sei­
ten sehr realen Gefahren ausgesetzt. 
An der Westgrenze wurden Siedler 
permanent durch feindliche Indianer­
stämme bedroht. Im Norden besaßen 
die Briten noch immer Kanada, in 
dessen östlichen Provinzen viele auf 
Rache sinnende amerikanische Tories 
lebten, die während des Unabhän­
gigkeitskrieges loyal gegenüber der 
britischen Krone geblieben waren. 
Die Franzosen besaßen das große Ter­
rit­orium Louisiana im kontinentalen 
Mit­tleren Westen. Im Süden besaßen 
die Spanier Florida, Texas und Mexi­
ko. Alle drei europäischen Mächte 
verfügten über Kolonien in der Kari­
bik, in alarmierender Nähe zur ameri­
kanischen Küste. Darüber hinaus 
waren die europäischen Nationen in 
eine Reihe von Kriegen verwickelt, 
die auch die Neue Welt erfassten.
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recht auf 18 herabsetzt und der 27., 
der sich mit der Besoldung der Senato­
ren und Abgeordneten befasst.

Von entscheidender Bedeutung 
ist, dass die Mehrheit der 27 Zusatz­
artikel aus dem kontinuierlichen 
Bemühen hervorgegangen ist, die 
Bürgerrechte oder politischen Freihei­
ten zu erweitern, während sich nur 
wenige mit der Erweiterung der 
1787 in Philadelphia ent­worfenen 
grundlegenden Regierungsstruktur 
befassen.

DAS FÖDERALE SYSTEM
Die Vät­er der Verfassung hat­ten 

einige klare Ziele vor Augen. Sie 
schrieben diese mit erstaunlicher 
Klarheit in einer 52 Worte umfassen­
den Sechs-Punkte-Präambel in die­
sem wichtigen Dokument nieder.

Das Problem des Aufbaus „einer 
perfekteren Union“ war das vor­
herrschende Problem der 13 Staaten 
des Jahres 1787. Es war ziemlich ein­
deutig, dass fast jede andere Union 
der Perfektion näher kommen wür­
de als die, die unter den Artikeln 
der Konföderation bestand. Aber 
die Ent­wicklung einer anderen Struk­
tur als Ersatz beinhaltet schwierige 
Entscheidungen.

„... um eine perfektere Union zu  
schaffen“

Alle Bundesstaaten verteidigten 
erbit­tert ihre unabhängigen Befug­
nisse, die sie seit dem Bruch mit Eng­
land elf Jahre zuvor besaßen. Das 
Gleichgewicht zwischen den Rechten 
der Bundesstaaten und den Bedürf­
nissen einer Bundesregierung zu fin­
den war keine leichte Aufgabe. Die 
Autoren der Verfassung erreichten 

dies, indem sie den Bundesstaaten 
die Befugnisse beließen, die not­wen­
dig waren, um das tägliche Leben 
der Bürger zu regeln, vorausgesetzt, 
diese Befugnisse standen nicht im 
Gegensatz zu den Bedürfnissen 
und dem Wohlergehen der Nation 
als Ganzes. Die als Föderalismus 
bezeichnete Machtaufteilung ist 
grundsätzlich die gleiche wie heute. 
Die Kompet­enzen eines jeden Staates 
im Bereich der kommunalen Angele­
genheiten – wie Bildung, öffent­liche 
Gesundheit, Unternehmensorganisa­
tion, Arbeitsbedingungen, Eheschlie­
ßung und Scheidung, kommunale 
Besteuerung und allgemeine Polizei­
befugnisse – werden so weitgehend 
anerkannt und akzeptiert, dass zwei 
benachbarte Staaten häufig sehr 
unterschiedliche Geset­ze zu gleichen 
Themen haben.

So klug dieses Verfassungssystem 
auch war, die Kontroverse über 
die Rechte der Staaten gärte wei­
ter, bis 75 Jahre später, im Jahr 1861 
ein vierjähriger Krieg zwischen den 
Staaten im Norden und denen im 
Süden ausbrach. Der Krieg wurde 
als Bürgerkrieg oder Krieg zwischen 
den Staaten (War Between the States) 
bekannt. Das zu Grunde liegende 
Problem war das Recht der Bundes­
regierung, die Sklaverei in den jünge­
ren Bundesstaaten einzuschränken. 
Die Nordstaatler bestanden darauf, 
dass die Bundesregierung dieses 
Recht habe, während die Südstaatler 
der Meinung waren, dass jeder Staat 
selbst über die Sklaverei entscheiden 
solle. Als eine Gruppe Südstaaten ver­
suchte, sich von der Union abzuspal­
ten, brach der Krieg aus und wurde 
mit dem Ziel des Erhalts der Repub­

Fortsetzung von Seite 23



„... das Glück der Freiheit uns selbst 
und unseren Nachkommen zu bewahren“

Die Betonung der persönlichen 
Freiheit war eines der herausragend­
sten Merkmale der neuen amerika­
nischen Republik. Da viele Amerika­
ner Erfahrungen mit politischer oder 
religiöser Unterdrückung gemacht 
hat­ten, waren sie entschlossen, die 
Freiheit in der Neuen Welt zu bewah­
ren. Die Gestalter der Verfassung 
achteten bei der Übertragung der 
Macht an die Bundesregierung sorg­

sam auf den Schutz der Rechte aller 
Menschen durch die Beschränkung 
der Befugnisse sowohl der Bundes­
regierung als auch der Regierungen 
der Einzelstaaten. Daher können 
Amerikaner von einem Ort zum ande­
ren ziehen, ihre eigenen Entscheidun­
gen über Arbeit, Religion und poli­
tische Ansichten treffen und vor 
Gericht gehen, um Gerechtigkeit und 
Schutz zu erhalten, wenn sie sich in 
diesen Rechten eingeschränkt füh­
len.	 5
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In den Anfangsjahren konzentrierte 
sich das Haupt­ziel der Verfassung – 
die „gemeinsame Verteidigung“ – auf 
die Erschließung der Gebiete hinter 
den Appalachen und die Aushand­
lung eines Friedens mit den Stämmen 
der amerikanischen Ureinwohner, die 
in diesen Gebieten lebten. Innerhalb 
kurzer Zeit unterstrich der Ausbruch 
des Krieges mit England 1812, mili­
tärische Streitigkeiten mit Spanien 
in Florida und der Krieg mit Mexi­
ko 1846 die Bedeutung militärischer 
Stärke.

Mit der wachsenden wirtschaft­
lichen und politischen Macht der 
Vereinigten Staaten wuchs auch die 
Verteidigungsstärke. Die Verfassung 
teilt die Verantwortung für die Ver­
teidigung zwischen Legislat­ive und 
Exekutive auf: Der Kongress allei­
ne hat die Macht, Krieg zu erklären 
und angemessene finanzielle Mit­tel 
für die Verteidigung bereitzustellen, 
während der Präsident der Oberbe­
fehlshaber der Streitkräfte ist und die 
Haupt­verantwortung für die Landes­
verteidigung trägt.

„... zur Förderung des allgemeinen 
Wohls“

Am Ende des Unabhängigkeits­
krieges befanden sich die Vereinig­
ten Staaten in einer schwierigen 
wirtschaftlichen Situation. Ihre Res­
sourcen waren aufgebraucht, die 
Kredit­würdigkeit wackelig und ihr 
Papiergeld fast wert­los. Handel und 
Industrie kamen praktisch zu einem 
Stillstand. Die Bundesstaaten und die 
Regierung der Konföderation waren 
stark verschuldet. Die Menschen 
liefen nicht direkt Gefahr zu verhun­
gern, die Aussichten auf wirtschaft­

liche Ent­wicklung waren aber sehr 
gering.

Eine der ersten Aufgaben der neu­
en nationalen Regierung war es, die 
Wirtschaft auf eine solide Basis zu 
stellen. Der erste Artikel der Verfas­
sung sah vor, dass: „Der Kongress 
das Recht hat, Steuern ... aufzuerle­
gen und einzuziehen, um für die 
Erfüllung der Zahlungsverpflichtun­
gen, für ... das allgemeine Wohl der 
Vereinigten Staaten zu sorgen.“

Die Befugnis, Steuern zu erheben, 
verset­zte die Regierung in die Lage, 
ihre Kriegsschulden zu begleichen 
und die Währung auf eine solidere 
Grundlage zu stellen. Ein Finanzmi­
nister wurde ernannt, um sich um die 
Steuerangelegenheiten der Nation zu 
kümmern und ein Außenminister, 
um sich um die Beziehungen zu ande­
ren Staaten zu kümmern. Darüber 
hinaus wurde ein Kriegsminister 
ernannt, der für die militärische 
Sicherheit der Nation verant­wort­lich 
war und ein Justizminister als ober­
ster Justizbeamter der Bundesregie­
rung. Später, mit Ausdehnung des 
Landes und der zunehmenden Kom­
plexit­ät der Wirtschaft, erforderte 
das Wohlergehen der Menschen die 
Schaffung zusät­zlicher Ministerien 
der Exekutive.
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EINE ER­KLÄ­RUNG DER  

VER­FAS­SUNG: 

 
DIE FEDERA­LIST 

PAPERS

„Aber was ist die Regierung, 
wenn nicht die größte aller 

Betrachtungen des  
menschlichen Wesens?“

– James Madison,  
The Federa­list Pap­ers,  

1787–88

KAPI­TEL

2

Auf einer Parade in New York zu Ehren der Ratifizierung der amerikanischen Verfassung ist 
einer der Wagen als Schiff geschmückt, das den Namen Hamilton trägt und das „Schiff 
des Staates“ symbol­isieren soll. Alex­ander Hamil­ton, Mitverfasser der Federa­list Papers, 
war der Hauptbefürworter der Verfassung in New York.



Die 29 Briefe Madi­
sons erwiesen sich 
mit ihrer Mischung 
aus Offenheit, Aus­
gewogenheit und 
Scharfsinn jedoch als 
die denkwürdigsten 
Briefe. Es ist nicht 
klar, ob die Federa­list 
Pap­ers, die zwischen 

Oktober 1787 und Mai 1788 geschrie­
ben wurden, einen entscheidenden 
Einfluss auf die schwierige Ratifizie­
rung der Verfassung hat­ten. Aber es 
besteht kein Zweifel darüber, dass die 
Essays der maßgeblichste Kommen­
tar zu diesem wichtigen Dokument 
wurden und noch heute sind.

EINE NEUE ART VON FÖDERALIS­MUS
Der vorrangigste und offensicht­

lichste Ansatz, der den Federa­list 
Papers zu Grunde lag, war eine neue 
Definition des Föderalismus. Die ehe­
maligen amerikanischen Kolonisten 
hat­ten gerade erst den Unabhängig­
keitskrieg gegen die Unterdrückung 
durch eine Monarchie gewonnen und 
wollten diese keinesfalls durch ein wei­
teres zentralisiertes, uneingeschränk­
tes Regime erset­zen. Andererseits 
waren sie durch ihre Erfahrungen mit 
der Instabilität und Desorganisation 
zu Zeit­en der Artikel der Konfödera­
tion – aufgrund von Missgunst und 
Wet­tbewerb zwischen den einzelnen 
Bundesstaaten – der Schaffung einer 
stärkeren Bundesregierung nicht 
abgeneigt. Einige der Federa­list Papers 
argumentierten, dass eine neue noch 
nirgendwo erzielte Form des Gleich­
gewichts unmöglich sei. In der Tat 
stellten die Federa­list Pap­ers selbst ein 
Gleichgewicht her zwischen den natio­

nalistischen Neigun­
gen von Hamilton, 
der sich für die kom­
merziellen Interes­
sen der Hafenstadt 
New York aussprach, 
und der Vorsicht 
von Madison, der 
wie zahlreiche Land­
wirte in Virginia weit 

ent­fernter Staatsgewalt misstrauisch 
gegenüberstand.

Madison schlug vor, dass die Bun­
desstaaten anstelle einer absoluten 
Souveränit­ät jedes Bundesstaates, wie 
es die Artikel der Konföderation vor­
sahen, eine „Restsouveränit­ät“ in all 
jenen Bereichen bewahren sollten, die 
keine nationale Koordination erforder­
te. Der Prozess der Ratifizierung der 
Verfassung selbst symbolisierte seiner 
Auffassung nach das Konzept des 
Föderalismus, nicht des Nationalis­
mus. Er sagte: „Die Zustimmung und 
Ratifizierung muss von den Men­
schen erteilt werden, nicht als Indivi­
duen, die eine gemeinsame Nation 
ausmachen, sondern als Repräsentan­
ten der unterschiedlichen einzelnen 
Bundesstaaten, denen sie angehören... 
Das Gesetz, mit dem die Verfassung 
verabschiedet wird, wird deshalb 
kein nationales, sondern ein föderales 
Gesetz sein.“

Hamilton schlug ein „Zusammen­
wirken“ der Kräfte der Regierungen 
des Landes und der Bundesstaaten 
vor. Aber sein Bild der um die Sonne 
kreisenden Planeten, die trot­zdem 
ihren eigenen Status bewahren, set­zte 
die stärkere Bedeutung einer zent­ra­
len Regierung voraus. Hamilton und 
Jay (ebenfalls aus New York) fügten 
als Beispiel Bündnisse im Griechen­
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Für Thomas Jefferson, einer der 
amerikanischen Gründervät­er und 
später der drit­te Präsident der jungen 
Nation, waren die Federa­list Pap­ers 
„der beste Kommentar zu den Prin­
zipien der Regierung ... der jemals 
geschrieben wurde“. Für den briti­
schen Philosophen aus dem 19. Jahr­
hundert, John Stuart Mill, war die 
Sammlung von 85 kurzen Essays, die 
allgemein The Federa­list genannt wur­
de, „die aufschlussreichste Abhand­
lung zur amerikanischen Regierung, 
die wir besit­zen“. Der scharfsinnige 
politische Kommentat­or Alexis de Toc­
queville aus Frankreich schrieb 1835, 
es sei ein „ausgezeichnet­es Buch, 
das den Staatsmännern aller Länder 
bekannt sein sollte“.

Zeit­genössische Historiker, Juris­
ten und Politikwissenschaftler waren 
sich im Allgemeinen darüber einig, 
dass The Federa­list das bedeutendste 
Werk politischer Philosophie und 
pragmat­ischer Regierungsführung 
sei, das jemals in den Vereinigten 
Staaten geschrieben wurde. Es wur­
de mit Platons „Republik“, Aristote­
les’ „Politik“ und Thomas Hobbes’ 
„Leviathan“ verglichen. Zudem wur­
de es von den Politikern zahlreicher 
neu ent­standener Nationen in Latein­
amerika, Asien und Afrika zurate 
gezogen, als diese ihre eigenen Verfas­
sungen ausarbeiteten.

Die Delegierten, die am 17. Sep­
tember 1787 in Philadelphia den 
Ent­wurf der amerikanischen Verfas­
sung unterzeichneten, setzten fest, 
dass sie nur nach Zustimmung der 
ratifizierenden Versammlungen in 9 
der 13 Staaten Wirksamkeit erlangen 
sollte. Obwohl nicht explizit fest­ge­
legt, konnte eine Ablehnung einer 

der beiden Schlüsselstaaten New 
York oder Virginia aufgrund deren 
Größe und Einfluss das ganze Vor­
haben gefährden. Die Delegierten 
aus New York und Virginia waren in 
ihrer Meinung zur Verfassung stark 
gespalten. Der Gouverneur von New 
York, George Clinton, hat­te seiner 
Ablehnung auch bereits Ausdruck 
verliehen.

Man würde meinen, dass ein so 
hochgelobtes und einflussreiches 
Werk wie die Federa­list Pap­ers das 
Ergebnis lebenslanger Erfahrungen 
in den Geisteswissenschaften und 
der Regierungsarbeit ist. In der Tat 
geht es größtenteils auf zwei jun­
ge Männer zurück: den 32-jährigen 
Alexander Hamilton aus New York 
und den 36-jährigen James Madison 
aus Virginia, die in großer Eile schrie­
ben – manchmal bis zu vier Essays in 
einer einzigen Woche. John Jay, ein 
älterer Geisteswissenschaftler, der 
später zum ersten Präsidenten des 
Obersten Gerichtshofs ernannt wur­
de, verfasste fünf der Essays.

Hamilton, der während des Unab­
hängigkeitskrieges ein Verbündet­er 
Washingtons war, bat Madison und 
Jay, ihn bei diesem wichtigen Projekt 
zu unterstüt­zen. Ihre Absicht war, 
die Versammlung in New York zu 
überzeugen, die soeben ent­worfene 
Verfassung zu ratifizieren. Sie wollten 
unter dem gemeinsamen Pseudonym 
„Publius“ einzeln Briefe an New Yor­
ker Zeit­ungen schreiben, in denen sie 
die Verfassung erklären und verteidi­
gen würden.

Hamilton initiierte das Projekt, ent­
warf die Reihenfolge der zu behandeln­
den Themen und sprach die meisten 
davon energisch in 51 der Briefe an. 
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DAS MENSCHLICHE WES­EN,  
DIE REGIERUNG UND DIE RECHTE DES 
EIN­ZELNEN

Hinter dem System der gegenseiti­
gen Kont­rolle und gemeinsamen 
Verantwortung stand eine sehr rea­
listische Sichtweise des menschli­
chen Wesens. Obwohl Madison und 
Hamilton glaubten, dass die besten 
menschlichen Eigenschaften Ver­
nunft, Selbstdisziplin und Gerechtig­
keit sind, erkannten sie auch die 
Anfälligkeit für Gefühlsausbrüche, 
Intoleranz und Habgier. In einer 
berühmten Textstelle schrieb Madi­
son nach einer Erörterung der für 
den Erhalt der Freiheit not­wendigen 
Maßnahmen Folgendes: „Es mag 
dem menschlichen Wesen zugrunde 
liegen, dass solche Instrumente nötig 
sind, um Machtmissbrauch inner­
halb der Regierung zu verhindern. 
Aber was ist die Regierung, wenn 
nicht die größte aller Betrachtungen 
des menschlichen Wesens? Wenn die 
Menschen Engel wären, wäre keine 
Regierung nöt­ig. Wenn Engel regie­
ren würden, müsste es keine exter­
nen oder internen Kont­rollen für die 
Regierung geben. Bei der Gestaltung 
einer Regierung von Menschen über 
Menschen gibt es folgende große 
Schwierigkeit: Zuerst muss die Regie­
rung in der Lage sein, die Regierten 
zu kont­rollieren; dann muss sie zur 
Selbstkont­rolle verpflichtet werden.“

Im eindrucksvollsten und neu­
artigsten Artikel der Federa­list Pap­ers 
(Nummer 10) befasst sich Madison 
mit dieser doppelten Herausforde­
rung. Seine Haupt­sorge galt der Not­
wendigkeit, „die Heftigkeit der Zer­
split­terung zu durchbrechen und zu 

kont­rollieren“. Er bezog sich hier auf 
politische Parteien und sah Zersplit­
terung als die größte Gefahr für die 
Volksherrschaft an: „Ich weiß, dass 
einige Bürger ... von einer gemeinsa­
men Leidenschaft oder einem gemein­
samen Interesse angetrieben werden, 
die sich gegen die Interessen ande­
rer Bürger wenden oder gegen die 
dauerhaften und gemeinsamen Inte­
ressen der Gemeinschaft.“

Diese Wünsche oder Interessen, 
die die Rechte anderer Menschen 
gefährden, können religiöser oder 
politischer Nat­ur sein, meistens 
jedoch wirtschaftlicher. Split­tergrup­
pen können sich entlang der Trenn­
linien von reich und arm, Gläubiger 
und Schuldner oder entlang der Art 
des Besitzes einer Person bilden. 
Madison schrieb: „Ein an Grundbe­
sitz, die verarbeitende Industrie, Han­
del oder Finanzgeschäfte geknüpftes 
Interesse oder viel kleinere Interessen 
erwachsen in zivilisierten Nationen 
aus Not­wendigkeit und unterteilen 
sich noch in verschiedene Klassen, 
je nach Geisteshaltung und Ansicht. 
Die Regulierung dieser verschieden­
en und wett­streitenden Interessen 
ist die Haupt­aufgabe der modernen 
Geset­zgebung...“

Wie können faire, rationale und 
freie Menschen so viele wettstreiten­
de Forderungen oder die Split­ter­
gruppen, die aus ihnen hervorgehen, 
koordinieren? Da es nicht möglich ist, 
Leidenschaft oder Eigeninteressen 
für ungesetzlich zu erklären, muss 
eine funktionierende Regierung in 
der Lage sein, zu verhindern, dass 
Split­tergruppen, unabhängig von 
ihrem Einfluss, ihren Willen gegen 
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land der Antike und dem Europa der 
damaligen Zeit an, die in Krisenzeiten 
zwangsläufig auseinanderbrachen. 
Für die Verfasser der Federa­list Pap­ers 
war die Lektion trotz aller Differenzen 
klar: das Überleben einer geachteten 
Nation erforderte die Übertragung 
bedeutender, wenn auch eingeschränk­
ter Befugnisse auf die zent­rale Bundes­
regierung. Sie waren der Auffassung, 
dass dies möglich sei, ohne die Identi­
t­ät oder Autonomie der einzelnen Bun­
desstaaten zu zerstören.

DAS SYSTEM DER GEGENSEITIGEN  
KONTROLLE UND GEMEINSAMEN  
VERANTWORTUNG  
(CHECKS AND BALAN­CES)

Die Federa­list Pap­ers weisen auch 
zum ersten Mal in der Geschichte der 
politischen Literat­ur auf die Idee der 
checks and balances als Möglichkeit der 
Einschränkung der Macht der Regie­
rung und der Verhinderung eines 
Macht­missbrauchs hin. Das Konzept 
bezieht sich haupt­sächlich auf die 
aus zwei Kammern bestehende Legis­
lat­ive, die für Hamilton und Madison 
der mächtigste Regierungszweig war. 
Das vermeint­lich impulsive, direkt 
vom Volk gewählte Repräsentanten­
haus sollte, so war der ursprüngliche 
Gedanke, von einem konservativeren 
Senat kont­rolliert werden. Die Parla­
mente der Bundesstaaten sollten die 
Senatoren bestimmen. (Der 17. Verfas­
sungszusatz aus dem Jahr 1913 änder­
te diese Bestimmung und ordnete die 
direkte Wahl der Senatoren durch 
das Volk an.) In einem Schreiben 
argumentierte Madison jedoch ganz 
allgemein, dass die „Ämter und Mini­
sterien sich gegenseitig kontrollieren 

sollten“ und „eine demokratisch 
gewählte Versammlung von einem 
demokratisch gewählten Senat und 
beide Institutionen von einem demo­
kratisch gewählten Präsidenten kon­
trolliert werden müssen“.

In seinem herausragendsten Essay 
(Nr. 78) verteidigte Hamilton das 
Recht des Obersten Gerichts (Sup­reme 
Court), über die Verfassungsmäßig­
keit von Geset­zen zu entscheiden, 
die von den Parlamenten des Lan­
des oder der Bundesstaaten verab­
schiedet wurden. Diese historisch 
entscheidende Befugnis der Normen­
kont­rolle (judicial review), so argu­
mentierte er, war eine angemessene 
Kont­rolle der Legislat­ive, bei der die 
Wahrscheinlichkeit am höchsten sei, 
dass „der ansteckende Hauch der Zer­
split­terung die Quellen der Gerechtig­
keit vergiften kann“. Hamilton lehnte 
das britische Regierungssystem aus­
drücklich ab, in dem das Parlament 
mit einer Mehrheit jede Entschei­
dung eines Gerichts aufheben kann, 
der es nicht zustimmt. Er war viel­
mehr der Meinung, dass die Gerichte 
als „das Bollwerk einer eingeschränk­
ten Verfassung gegen die Übergrif­
fe der Legislat­ive“ wirken sollten. 
Nur der mühsame und schwierige 
Prozess einer Verfassungsänderung 
oder die schrittweise Überzeugung 
der Mitglieder des Obersten Gerichts 
von einer anderen Meinung konnte 
die Interpretation dieses Dokuments  
durch das Gericht ändern.
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die wichtigsten Charaktereigenschaf­
ten eines Geset­zgebers, nicht Ener­
gie. Er muss sich das Vertrauen der 
Menschen verdienen und ihre ver­
schiedenen Interessen miteinander in 
Einklang bringen.

Die Verschiedenheit der Bedürfnis­
se erklärt auch, warum eine Person 
– der Präsident – die Vollzugsgewalt 
innehaben sollte, da eine aus mehre­
ren Personen bestehende Exekutive 
zu Stillstand führen könnte und „die 
wichtigsten Maßnahmen der Regie­
rung in den schlimmsten Not­fällen 
des Staates behindern“ könnte. Wenn 
die Legislat­ive, die den Willen der 
Menschen widerspiegelt, ihr über­
legtes und wohlerwogenes Urteil 
abgegeben hat, indem sie ein Gesetz 
verabschiedet, muss demnach die 
Exekutive dieses Gesetz ohne jegliche 
Bevorzugung oder Ausnahmerege­
lungen im Fall von Eigeninteressen 
umsetzen. Im Fall des Angriffs durch 
einen anderen Staat muss die Exe­
kutive die Macht und Energie besit­
zen, um unmit­telbar und mit Stärke 
reagieren zu können. Die Judikat­ive 
wiederum muss sich auch durch 
besondere Qualitäten auszeichnen: 
nicht die Energie und Schnelligkeit 
der Exekutive, auch nicht die Aufge­
schlossenheit der Legislat­ive gegen­
über der öffent­lichen Meinung oder 
ihre Kompromissfähigkeit, sondern 
„Integrität und Mäßigung“. Da sie 
auf Lebenszeit ernannt werden, sind 
die Richter zudem frei von Druck 
aus der Öffent­lichkeit, der Exekutive 
oder Legislative.

DIE STETS WIEDERKEHREN­DEN FRAGEN 
DER POLITIK

Die denkwürdigen Beobachtun­
gen der Federa­list Pap­ers zu Regie­
rung, Gesellschaft, Freiheit, Tyrannei 
und der Wesensart von Politikern 
sind nicht immer leicht zu finden. 
Vieles in den Essays erscheint über­
holt, sich wiederholend oder stilis­
tisch veraltet. Die Verfasser hat­ten 
weder die Zeit noch die Intention, 
ihren Gedanken eine ordentliche 
und umfassende Form zu verleihen. 
Die Federa­list Pap­ers sind jedoch 
für Menschen, die sich für die stets 
wiederkehrenden Fragen der poli­
tischen Theorie und Praxis ernst­
haft interessieren, mit denen sich 
Hamilton und Madison befassten, 
unent­behrlich. „Keine eloquenteren, 
prinzipientreueren und aufschluss­
reicheren Antworten wurden je von 
einem amerikanischen Schriftsteller 
gegeben“, schrieb der berühmte poli­
tische Historiker Clinton Rossit­or 
im 20. Jahrhundert. „Die Botschaft 
der Federa­lists ist die folgende: kein 
Glück ohne Freiheit, keine Freiheit 
ohne Selbstverwaltung, keine Selbst­
verwaltung ohne verfassungsmäßige 
Regierungsform, keine verfassungs­
mäßige Regierungsform ohne Moral 
– und keine dieser großen Güt­er 
ohne Stabilität und Ordnung.“	 5
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das öffentliche Wohl durchset­zen. 
Eine Vorkehrung gegen anmaßende 
Split­tergruppen ist laut Madison das 
republikanische (oder repräsentat­ive) 
Regierungssystem, das dazu beiträgt, 
„die öffentlichen Ansichten zu ver­
feinern und zu erweitern, da sie das 
Medium eines gewählten Bürger­
gremiums durchlaufen müssen“.

Noch wichtiger war laut Madison 
jedoch die Ausweitung der geogra­
fischen und öffentlichen Basis der 
Republik, wie es die von der neuen 
Verfassung vorgeschlagene Bun­
desregierung vorsah. Er schrieb: 
„Da jeder Abgeordnete in der gro­
ßen Republik von einer größeren 
Anzahl von Bürgern als in der klei­
nen Republik gewählt wird, ist es für 
unwürdige Kandidaten schwieriger, 
erfolgreich die verwerflichen Künste 
zu praktizieren, mit denen Wahlen 
zu oft durchgeführt werden... Der 
Einfluss faktiöser Politiker kann viel­
leicht innerhalb deren Bundesstaat 
Begeisterung auslösen, wird aber in 
den anderen Staaten keinen allgemei­
nen Begeisterungssturm ent­fesseln.“

Hier wird das Prinzip des Pluralis­
mus gefordert, das Vielfalt sowohl 
um seiner selbst willen als Zeugnis 
persönlicher Vielseitigkeit und Frei­
heit gut­heißt, wobei die positive 
Wirkung beim Ausgleich widerstrei­
tender Wünsche und Interessen noch 
wichtiger ist. So wie die große Viel­
falt der Glaubensrichtungen in den 
Vereinigten Staaten die Vorherrschaft 
einer einzigen Staatskirche unwahr­
scheinlich macht, macht die Vielzahl 
der Bundesstaaten mit ihren zahl­
reichen unterschiedlichen Regionen 
und Anliegen den nationalen Sieg 
einer fanatischen und pot­enziell 

tyrannischen Split­tergruppe oder 
Partei unwahrscheinlich. Eine Bestäti­
gung von Madisons Argument kann 
in der Ent­stehungsgeschichte der 
großen amerikanischen politischen 
Parteien gefunden werden, die ten­
denziell stets moderat und nichtideo­
logisch waren, weil sie eine so große 
Vielfalt spezifischer und wirt­schaft­
licher Interessen in sich vereinen.

DIE GEWALTENTEILUNG
Um eine Willkürherrschaft durch 

Machtkonzentration auszuschließen, 
gehört die Aufteilung der Staatsge­
walten auf verschiedene Regierungs­
zweige zum übergeordneten Konzept 
des Systems der gegenseitigen Kon­
t­rolle und gemeinsamen Verant­wor­
tung. Die Federa­list Pap­ers sehen in der 
Gewaltenteilung jedoch einen weite­
ren Vorzug und zwar die Erhöhung 
der Effizienz und Wirksamkeit der 
Regierung. Indem ihre Zuständigkeit 
auf spezielle Funktionen beschränkt 
ist, ent­wickeln die verschiedenen 
Regierungszweige sowohl Experten­
wissen als auch Stolz auf ihre Rolle. 
Dies wäre nicht der Fall, wenn sie 
zusammenhängen oder sich ihre 
Zuständigkeiten zu sehr überschnei­
den würden.

Qualitäten, die für die eine Funk­
tion von ausschlaggebender Bedeu­
tung sind, könnten für eine andere 
ungeeignet sein. Hamilton war des­
halb der Meinung, dass „Energie in 
der Exekutive“ bei der Verteidigung 
des Landes, einer gerechten Recht­
sprechung und dem Schutz von Eigen­
tum und Bürgerrechten – für ihn 
eng miteinander verbundene Rech­
te – unverzicht­bar sei. Andererseits 
sind „Bedächtigkeit und Weisheit“ 
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DIE EXEKUTIVE:

DIE BEFUG­NIS­SE DES 
PRÄ­SIDENTEN

„Der Prä­sident leitet seine 
gesamte Amtsgewalt vom 

Volk ab...“
– Abraham Lincoln,  

erste Amtsantrittsrede, 1861

KAPI­TEL

3

Das Weiße Haus



des Repräsentantenhauses das Prä­
sidentenamt übernehmen würde, soll­
te sowohl der Präsident als auch der 
Vizepräsident aus dem Amt scheiden. 
Der nächste in der Machtfolge ist der 
Senatspräsident pro tempore (ein Sena­
tor, der vom Senat gewählt wird, ihm 
in der Abwesenheit des Vizepräsiden­
ten vorzusit­zen), danach folgen die 
Kabinettsmitglieder in einer fest­geleg­
ten Reihenfolge.

Der Sitz der Regierung ist Washing­
ton, D.C. (im District of Columbia), 
eine Enklave zwischen den Bundes­
staaten Mary­land und Virginia an der 
Ostküste. Das Weiße Haus, zugleich 
Residenz und Amtssitz des Präsiden­
ten, befindet sich dort.

Die Wahl des Präsidenten erfolgt 
im amerikanischen Wahlsystem nach 
einer besonderen Met­hode. Obwohl 
die Namen der Kandidaten auf den 
Stimmzet­teln erscheinen, geben die 
Menschen ihre Stimme eigent­lich 
nicht direkt für den Präsidenten (und 
den Vizepräsidenten) ab. Statt­dessen 
wählen die Wähler jedes Bundes­
staates eine Liste mit „Wahlmännern“ 
aus, deren Anzahl sich nach der 
Anzahl der Senatoren und Mitglie­
dern des Repräsentantenhauses die­
ses Bundesstaates im Kongress rich­
tet. Der Kandidat mit den meisten 
Stimmen in einem Bundesstaat erhält 
alle Stimmen der Wahlmänner dieses 
Bundesstaates.

Die Wahlmänner aller 50 Bun­
desstaaten und des District of Colum­
bia – insgesamt 538 Personen – bilden 
zusammen das so genannte Wahlmän­
nerkollegium. Gemäß der Vorgaben 
der Verfassung trifft das Wahlmän­
nerkollegium nie als Körperschaft 
zusammen. Statt­dessen kommen die 

Wahlmänner jedes Bundesstaates in 
der Haupt­stadt ihres Staates zusam­
men und geben ihre Stimmen für 
den Kandidaten mit den meisten 
Wählerstimmen im Bundesstaat ab. 
Um gewählt zu werden, muss ein 
Präsidentschaftskandidat 270 der 
möglichen 538 Wahlmännerstimmen 
erhalten. Die Verfassung setzt fest, 
dass, falls kein Kandidat eine Mehr­
heit bekommt, die Entscheidung 
vom Repräsentantenhaus getroffen 
werden muss, wobei alle Mitglieder 
eines Bundesstaates zusammen stim­
men müssen. In diesem Falle hät­te 
jeder Bundesstaat und der District of 
Columbia nur eine Stimme.

Die Amtszeit des Präsidenten 
beginnt nach der Wahl im November 
am 20. Januar (früher im März, dies 
wurde durch den 1933 ratifizierten 
20. Verfassungszusatz geändert). Der 
Präsident beginnt seine offiziellen Ver­
pflichtungen mit einer Amtseinfüh­
rungszeremonie, die traditionsgemäß 
auf den Stufen des Kapitols abge­
halten wird, in dem der Kongress 
zusammenkommt. Der Präsident 
leistet öffent­lich einen Amtseid, der 
traditionsgemäß vom Präsidenten 
des Obersten Gerichtshofs abgenom­
men wird. Der Wortlaut ist in Artikel 
II der Verfassung vorgegeben: „Ich 
gelobe (oder beteure) feierlich, dass 
ich das Amt des Präsidenten der Ver­
einigten Staaten getreulich verwalten 
und die Verfassung der Vereinigten 
Staaten nach besten Kräften erhalten, 
schüt­zen und verteidigen will.“ Der 
Eideszeremonie folgt eine Amt­sant­
rittsrede, in der der neue Präsident 
die politischen Strat­egien und Pläne 
seiner Regierung skizziert.
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Zu einer Zeit, in der alle großen Län­
der in Europa von Erbmonarchen 
regiert wurden, erschien allein die 
Vorstellung eines Präsidenten mit 
einer begrenzten Amtszeit revolu­
tionär. Aber die 1787 ratifizierte Ver­
fassung übertrug die Regierungsge­
walt einem Präsidenten, und das ist 
noch heute der Fall. Die Verfassung 
sieht auch die Wahl eines Vizepräsi­
denten vor, der das Präsidentenamt 
übernimmt, falls der Präsident stirbt, 
zurücktritt oder unfähig ist, das Amt 
weiter auszuüben. In der Verfassung 
werden zwar die Pflichten und Befug­
nisse des Präsidenten einigermaßen 
detailliert, beschrieben, dem Vize­
präsidenten, dem 14-köpfigen Kabi­
nett des Präsidenten (bestehend aus 
den Ministern der Ministerien) oder 
anderen Bundesbeamten werden 
jedoch keine speziellen Exekutivge­
walten zugewiesen.

Die Schaffung eines starken, ein­
heitlichen Präsidentenamts führte in 
der verfassungsgebenden Versamm­
lung (Constitutional Convention) zu 
einigem Streit. Einige Bundesstaaten 
hat­ten mit aus mehreren Mitgliedern 
bestehenden Exekutivräten bereits 
Erfahrungen gesammelt – einem Sys­
tem, das in der Schweiz bereits seit 
einigen Jahren mit beträchtlichem 
Erfolg praktiziert wurde. Der Dele­
gierte Benjamin Franklin forderte, 
dass ein ähnliches System in den 
Vereinigten Staaten umgesetzt wer­
den sollte. Darüber hinaus standen 
viele Delegierte einer mächtigen 
Rolle des Präsidenten argwöhnisch 
gegenüber, da sie noch immer unter 
der übermäßigen Exekutivgewalt 
der britischen Krone zu leiden hat­
ten. Nichtsdestotrotz setzten sich die 

Befürworter einer einzelnen Person 
als Präsident durch, der jedoch in das 
System der gegenseitigen Kont­rolle 
und gemeinsamen Verantwortung 
eingebunden sein sollte.

Die Verfassung gibt vor, dass 
der Präsident ein in den Vereinig­
ten Staaten geborener Bürger sein 
muss, der mindestens 35 Jahre alt 
ist. Einige Monate vor den Präsident­
schaftswahlen, die alle vier Jahre (in 
durch vier teilbaren Jahren) stattfin­
den, küren die politischen Partei­
en am ersten Dienstag nach dem  
ersten Montag im November ihren 
Präsidentschaftskandidaten. Der 
1951 ratifizierte 22. Verfassungszu­
satz beschränkt die Präsidentschaft 
einer Person auf zwei Amtszeiten.

Der Vizepräsident ist in seiner Tätig­
keit und Amtszeit an den Präsidenten 
gebunden. Der Vizepräsident hat 
das Recht der Amtsnachfolge und ist 
zudem der Vorsit­zende des Senats. Der 
1967 ratifizierte 25. Verfassungszusatz 
erläutert den Prozess der Amtsnachfol­
ge im Präsidentenamt. Er beschreibt 
bestimmte Bedingungen, unter den­
en der Vizepräsident das Amt des 
Präsidenten übernehmen kann, sollte 
der Präsident aus irgendeinem Grund 
geschäft­sunfähig werden. Er ent­hält 
auch Regelungen zur Wiederaufnah­
me des Amtes durch den Präsiden­
ten für den Fall seiner Genesung. 
Außerdem ermöglicht es dieser Verfas­
sungszusatz dem Präsidenten, mit der 
Zustimmung des Kongresses einen 
Vizepräsidenten zu bestimmen, wenn 
dieses Amt frei wird.

Die Verfassung verleiht dem Kon­
gress die Befugnis, die Machtfolge 
nach dem Vizepräsidenten fest­zule­
gen. Derzeit ist es so, dass der Spea­ker 
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DIE BEFUGNIS­SE DES PRÄSIDEN­TEN
Das Amt des Präsidenten der Ver­

einigten Staaten ist eines der mächtigs­
ten der Welt. Der Präsident, so die Ver­
fassung, hat „Sorge zu tragen, dass 
die Geset­ze gewissenhaft angewandt 
werden“. Um dieser Verant­wortung 
gerecht zu werden, sitzt er der Exeku­
tive des Regierungssystems des Lan­
des vor – ein großer Apparat, der etwa 
vier Millionen Menschen umfasst, 
eine Million davon militärisches Per­
sonal im aktiven Dienst. Außerdem 
hat der Präsident bedeutende Befug­
nisse im Bereich der Legislat­ive und 
Judikat­ive.

Exekutive Befugnisse
Innerhalb der Exekutive hat der 

Präsident bedeutende Machtbefug­

nisse, um die nationalen Angele­
genheiten und die Arbeit der Bun­
desregierung leiten zu können. 
Der Präsident kann Vorschriften, 
Verordnungen und Weisungen aus­
geben, die Präsidialerlasse genannt 
werden und für Bundesbehörden 
bindende Geset­zeskraft haben, aber 
keine Zustimmung des Kongresses 
erfordern. Als Oberbefehlshaber der 
Streitkräfte der Vereinigten Staa­
ten kann der Präsident auch die Ein­
heiten der Nationalgarde auf Bun­
desstaatenebene zum nationalen 
Dienst einberufen. In Zeit­en von 
Krieg oder nationalen Krisen kann 
der Kongress dem Präsidenten noch 
weitere Befugnisse zur Regelung 
der nationalen Wirtschaft und der 
Gewährleistung der Sicherheit der 
Vereinigten Staaten zugestehen.

Der Präsident nominiert – und 
der Senat bestätigt – die Leiter aller 
Ministerien der Exekutive und 
Behörden sowie hunderte anderer 
hochrangiger Regierungsvertreter. 
Die Mehrheit der Angestellten von 
Bundesbehörden werden jedoch über 
das System des öffentlichen Dienstes 
ausgewählt, in dem sich Anstellung 
und Beförderung nach Fähigkeiten 
und Erfahrung richten.

Legislative Befugnisse
Trotz der Bestimmung der Verfas­

sung, dass die gesamte „legislat­ive 
Macht“ beim Kongress liegen soll, 
spielt der Präsident als wichtigster 
Repräsentant des öffentlichen Interes­
ses eine große Rolle in der Legislat­ive. 
Der Präsident kann sein Veto gegen 
vom Kongress verabschiedete Geset­
zesvorlagen einlegen, so dass die Vorla­
ge kein Gesetz wird, wenn die Mitglie­
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DAS AMT DES PRÄ­SIDEN­TEN

Amts­zeit: Gewählt vom Volk, durch das Wahlmännerkollegium, für eine Amts­
zeit von vier Jahren, beschränkt auf zwei Legislaturperioden

Gehalt: 400.000 Dollar jährlich seit dem 20. Januar 2001

Amtseinführung: Am 20. Januar, nach der allgemeinen Wahl im November

Voraussetzungen für das Amt: In den Vereinigten Staaten geborener Bürger, 
mindestens 35 Jahre alt, seit mindestens 14 Jahren in den Vereinigten Staaten 
wohnhaft

Wichtigste Aufgabe: Schutz der Verfassung und Durchset­zung der vom Kon­
gress verabschiedeten Geset­ze

Weitere Befugnis­se: Geset­zgebungsempfehlungen an den Kongress, Einberu­
fung außerordentlicher Sit­zungen des Kongresses, Sprechen vor dem Kongress, 
Unterzeichnung oder Ablehnung von Geset­zen per Veto, Nominierung von 
Bundesrichtern, Nominierung der Leiter von Ministerien und Behörden sowie 
anderer wichtiger Bundesbeamter, Nominierung von Vertretern im Ausland, 
Gestaltung der offiziellen Beziehungen zu anderen Ländern, Ausübung der 
Funktion als Oberbefehlshaber der Streitkräf­te, Gewährung von Begnadigun­
gen bei Verstößen gegen die Geset­ze der Vereinigten Staaten
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Präsident George Bush kündigt 1992 
im Hauptquartier der NASA (National 
Aeronautics and Space Administration)  
eine Umwel­tinitiative an.
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die vollständige oder an Bedingungen 
geknüpfte Begnadigung von Perso­
nen, die wegen Verstößen gegen Bun­
desgeset­ze verurteilt wurden – mit 
Ausnahme von Fällen, in denen höh­
ere Beamte wegen Hochverrat oder 
Amtsmissbrauchs verurteilt wurden. 
Die Begnadigung schließt heute die 
Möglichkeit der Verkürzung von Frei­
heitsstrafen und die Verringerung 
von Geldstrafen ein.

Außenpolitische Befugnisse
Gemäß der Verfassung ist der 

Präsident der Bundesbeamte, der 
primär für die Beziehungen der Ver­
einigten Staaten zu anderen Ländern 
zuständig ist. Der Präsident beruft 
Botschafter, Minister und Konsuln, 
die vom Senat bestätigt werden müs­
sen, und empfängt Botschafter und 
andere Beamte des öffentlichen Diens­
tes aus dem Ausland. Zusammen 
mit dem Außenminister oder der 
Außenministerin unterhält der Prä­
sident alle offiziellen Kontakte zu den 
Regierungen anderer Länder. Der Prä­
sident nimmt gelegent­lich persönlich 
an Gipfelt­reffen teil, auf denen sich 
Staatsoberhäupter direkt austauschen: 
So führte Präsident Woodrow Wilson 
die amerikanische Delegation auf der 
Pariser Friedenskonferenz Ende des 
Ersten Weltkriegs an, und Präsident 
Franklin D. Roosevelt traf sich wäh­
rend des Zweiten Weltkriegs mit den 
Staatsoberhäuptern der Alliierten. 
Seit dieser Zeit hat sich jeder amerika­
nische Präsident mit den Staatsober­
häuptern der Welt zusammengesetzt, 
um wirtschaftliche und politische 
Themen zu diskutieren und bilatera­
le sowie multilaterale Abkommen 
abzuschließen.

Über das Außenministerium ist 
der Präsident verant­wort­lich für 
den Schutz im Ausland lebender 
Amerikaner und der in den Vereinig­
ten Staaten lebenden ausländischen 
Staatsangehörigen. Der Präsident 
entscheidet, ob neue Länder und 
neue Regierungen anerkannt und 

ob Verträge mit anderen Ländern 
ausgehandelt werden, die für die 
Vereinigten Staaten bindend werden, 
wenn ihnen zwei Drit­tel des Senats 
zustimmen. Der Präsident kann auch 
Staatsverträge (so genannte „executi­
ve agreements“) mit Ländern aushan­
deln, die nicht die Zustimmung des 
Senats erfordern.

EIN­SCHRÄN­KUN­GEN DER MACHT DES 
PRÄSIDEN­TEN

Aufgrund der Vielzahl der Aufga­
ben und Verant­wortlichkeiten des 
Präsidenten und seiner herausra­
genden Präsenz auf nationaler und 

der beider Kammern des Kongresses 
sein Veto nicht mit einer Zweidrit­tel­
mehrheit außer Kraft set­zen. 

Ein Großteil der Geset­zgebung, 
mit der sich der Kongress befasst, 
wird auf Initiative der Exekutive aus­
gearbeitet. In seinen alljährlichen und 
außerordentlichen Reden vor dem 
Kongress kann der Präsident Geset­
ze vorschlagen, die seines Erachtens 
wichtig sind. Wenn der Kongress die 
Entscheidung vertagt, ohne auf die 
Vorschläge einzugehen, kann der Prä­
sident ihn auffordern, eine Sondersit­
zung einzuberufen. Über seine offizi­
elle Rolle hinaus kann der Präsident 
als Vorsit­zender einer politischen 
Partei und als oberster Regierungsbe­
amter jedoch die öffentliche Meinung 
und so die Richtung der Geset­zge­
bung im Kongress beeinflussen. 

Um ihre Arbeitsbeziehung zum 
Kongress zu verbessern, haben die 
letzten Präsidenten im Weißen Haus 
ein Verbindungsbüro für die Arbeit 

mit dem Kongress 
eingerichtet. Die 
Berat­er des Präsiden­
ten verfolgen alle 
wichtigen Aktivitä­
ten der Legislat­ive 
und versuchen, die 
Vertreter beider Par­
teien im Senat und 
Repräsentantenhaus 
zu überzeugen, die 
Politik der Regierung 
zu unterstüt­zen. 

Befugnisse im Bereich 
der Judikative

Zu den in der Ver­
fassung genannten 
Befugnissen des Prä­

sidenten zählt die Ernennung wichti­
ger Beamter. Wenn der Präsident Bun­
desrichter, einschließlich der Richter 
am Obersten Gerichtshof (Sup­reme 
Court), ernennt, müssen diese vom 
Senat bestätigt werden. Eine weitere 
wichtige Befugnis des Präsidenten ist 

Präsident Bill Clinton unterzeichnet 1998 umgeben von 
Abgeordneten des US-Kongresses ein Gesetz für  
weiterführende Bil­dung.

Präsident Ronald Reagan trifft sich mit 
Sandra Day O’Connor, nachdem er sie 
1981 zur ersten weiblichen Richterin am 
Obersten Bundesgericht der Vereinigten 
Staaten ernannte.

Präsident Jimmy Carter 1980 bei einem  
seiner wöchentlichen Frühstückstreffen  
mit seinen wichtigsten außenpolitischen 
Beratern.



DIE MINISTERIEN
Die tägliche Durchset­zung und 

Anwendung nationaler Geset­ze 
obliegt den verschiedenen Ministe­
rien, die vom Kongress eingesetzt 
sind, um sich bestimmten Bereichen 
in den nationalen und internationalen 
Beziehungen anzunehmen. Die vom 
Präsidenten nominierten und vom 
Senat bestätigten Minister der 14 Mini­
sterien bilden zusammen ein Berater­
gremium, das allgemein als „Kabi­
nett“ des Präsidenten bezeichnet wird. 
Zusätzlich zu den Ministerien gibt es 
eine Reihe von Einrichtungen, die 
Teil der Präsidialkanzlei sind. Dazu 
gehören der Stab des Weißen Hau­
ses, der Nationale Sicherheitsrat, das 
Haushalts- und Verwaltungsbüro, der 
Wirtschaftsbeirat, das Büro des ameri­
kanischen Handelsbeauftragten und 
die Dienststelle für wissenschaftliche 
und technologische Ent­wicklungen.

Die Verfassung ent­hält keine Rege­
lungen bezüglich des Kabinetts des 
Präsidenten. Sie sieht vor, dass der 
Präsident in schriftlicher Form die 
Meinung der Leiter der Ministerien 
zu einem Thema in ihrem Zuständig­
keitsbereich einholen kann, benennt 
aber weder die Ministerien, noch 
beschreibt sie ihre Funktionen. Es 
gibt zudem keine verfassungsmäßig 
fest­gelegten Voraussetzungen für den 
Dienst im Kabinett.

Das Kabinett ent­wickelte sich außer­
halb der Verfassung aus praktischer 
Not­wendigkeit heraus. Selbst in den 
Tagen George Washingtons, dem ers­
ten Präsidenten der Vereinigten Staa­
ten, war es für den Präsidenten nicht 
möglich, seinen Pflichten ohne Rat 
und Unterstützung nachzukommen. 
Kabinet­te sind das, was der jeweili­

ge Präsident aus ihnen macht. Einige 
Präsidenten haben sich sehr auf ihren 
Rat gestützt, andere wenig, und einige 
wenige haben sie größtenteils igno­
riert. Unabhängig davon, ob Kabinetts­
mit­glieder als Berat­er auftreten, sind 
sie für die Koordination der Regie­
rungsaktivitäten in bestimmten Berei­
chen verant­wort­lich.

Jedes Ministerium hat tausen­
de von Angestellten in Büros in 
Washington und dem ganzen Land. 
Die Ministerien sind in Abteilungen, 
Geschäftsbereiche, Büros und Diens­
te unterteilt, und jeder Kategorie kom­
men bestimmte Pflichten zu.

Das Landwirtschaftsministerium
Das US-Landwirtschaftsmini­

sterium (Department of Agriculture 
– USDA) unterstützt die Agrarproduk­
tion, um faire Preise und stabile Märk­
te für Hersteller und Konsumenten zu 
gewährleisten, arbeitet auf eine Ver­
besserung und Beibehaltung der Ein­
künfte aus der Landwirt­schaft hin und 
unterstützt die weitere Erschließung 
von ausländischen Märkten für Agrar­
produkte. Das Ministerium hat es 
sich zum Ziel gesetzt, Armut, Hunger 
und Unterernährung zu bekämpfen, 
indem Lebensmit­telmarken an arme 
Menschen ausgegeben werden, Bil­
dungsprogramme über Ernährung 
finanziert und andere Programme zur 
Ernährungsunterstützung, primär für 
Kinder, schwangere Frauen und älte­
re Menschen, angeboten werden. Das 
Ministerium sichert die Produktionska­
pazitäten, indem es Landbesit­zern 
dabei behilflich ist, ihre Boden-, Was­
ser-, Wald- und andere natürlichen 
Ressourcen zu schüt­zen.

internationaler Ebene messen poli­
tische Analysten seinen Befugnissen 
im Allgemeinen eine große Bedeu­
tung bei. Einige haben sogar von 
einer „imperialen Präsidentschaft“ 
gesprochen und bezogen sich dabei 
auf die ausgedehnte Rolle des Amtes 
während Franklin D. Roosevelts Prä­
sidentschaft.

Eine der ersten ernüchternden 
Realitäten, die ein neuer Präsident 
ent­decken muss, ist eine ererbte 
bürokratische Struktur, die schwer zu 
bewältigen ist und deren Kurs sich 
nur langsam verändern lässt. Der 
Präsident hat lediglich die Befugnis, 
etwa 3.000 von etwa drei Millionen 
zivilen Regierungsangestellten zu 
ernennen.

Er findet zumeist heraus, dass die 
Maschinerie der Regierung oft unab­
hängig von Eingriffen des Präsiden­
ten tät­ig ist, dies bereits unter vorhe­
rigen Regierungen war und es auch 
in der Zukunft sein wird. Neue Prä­
sidenten werden sofort mit ausstehen­
den Ent­scheidungen der scheidenden 
Regierung konfrontiert. Sie überneh­
men einen Haushalt, der ausgearbei­
tet und verabschiedet wurde, lange 
bevor sie ins Amt kamen, sowie 
umfassende Ausgabenprogramme 
(wie Leistungen für Kriegsveteranen, 
Sozialversicherungsleistungen und 
Medicare-Krankenversicherungen für 
Senioren), die per Gesetz vorgegeben 
sind. In den auswärtigen Angelegen­
heiten muss sich der Präsident nach 
Verträgen richten, die von seinen Vor­
gängern ausgehandelt wurden.

Wenn die fröhliche Euphorie der 
„Schonzeit“ nach den Wahlen nach­
lässt, muss der neue Präsident fest­
stellen, dass der Kongress sich als 

weniger kooperativ und die Medien 
als kritischer herausstellen, als sie es 
zuvor waren. Er muss zumindest tem­
poräre Bündnisse zwischen vielfälti­
gen, oft widerstreitenden Interessen 
aufbauen – wirtschaftlicher, geogra­
fischer, ethnischer und ideologischer 
Art. Wenn Geset­ze umgesetzt werden 
sollen, müssen mit dem Kongress 
Kompromisse eingegangen werden. 
„Es ist sehr leicht, eine Geset­zesvorla­
ge im Kongress zu Fall zu bringen“, 
beklagte sich Präsident John F. Ken­
nedy. „Es ist weitaus schwieriger, ein 
Gesetz zu verabschieden.“

Trotz dieser Einschränkungen 
setzt jeder Präsident zumindest eini­
ge seiner Geset­zesvorhaben durch 
und verhindert mit seinem Veto die 
Verabschiedung anderer Geset­ze, die 
seiner Meinung nach nicht im ureigen­
sten Interesse des Landes sind. Die 
Befugnisse des Präsidenten in Zeit­en 
von Krieg und Frieden, einschließlich 
der Aushandlung von Verträgen, ist 
beacht­lich. Außerdem kann der Prä­
sident seine einzigartige Position dazu 
verwenden, Ideen zu artikulieren und 
politische Strat­egien zu befürworten, 
die so eine bessere Chance haben, 
ihren Weg ins öffentliche Bewusstsein 
zu finden, als die seiner politischen 
Rivalen. Präsident Theodore Roose­
velt nannte diesen Aspekt des Präsi­
dentenamts „die Macht der Kanzel“, 
denn wenn ein Präsident ein Thema 
anspricht, wird es zwangsläufig Teil 
der öffentlichen Debat­te. Die Macht 
und der Einfluss eines Präsidenten 
sind also eingeschränkt, aber in jedem 
Fall größer als die eines jeden anderen 
Amerikaners in einem oder ohne ein 
Amt.
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Das Arbeitsmi­nisterium: Geschaffen 1913

Das Außenmi­nisterium: Geschaffen 1789

Das Verkehrsmi­nisterium: Geschaffen 1966

Das Fi­nanzmi­nisterium: Geschaffen 1789

Das Mi­nisterium für ehemali­ge Kriegsteilnehmer: Geschaffen 
1989, als die Versorgungsbehörde für Kriegsveteranen den Status 
eines Ministeriums erhielt.
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DAS KABINETT

Der amerikanische Tit­el aller Minister lautet Sec­retary, bis auf 
den des Justizministers, dessen Tit­el im Amerikanischen Attorney 
General ist.

Das Landwirtschaftsmi­nisterium: Geschaffen 1862

Das Wirtschaftsmi­nisterium: Geschaffen 1903. Das Wirtschafts- 
und Arbeitsministerium wurde 1913 in zwei separate Ministerien 
auf­geteilt.

Das Verteidi­gungsmi­nisterium: Zusammengeschlossen 1947. 
Das Verteidigungsministerium wurde durch die Zusammen­
führung des Kriegsministeriums (geschaffen 1789), des Marine­
ministeriums (geschaffen 1798) und des Luft­waf­feministeriums 
(geschaffen 1947) ins Leben geruf­en. Obwohl der Verteidigungsmi­
nister Mitglied des Kabinetts ist, sind es die Heeres-, Marine- 
und Luft­waf­fenminister nicht.

Das Bildungsmi­nisterium: Geschaffen 1979. Früher Teil des 
Ministeriums für Gesundheit, Bildung und Soziales

Das Energiemi­nisterium: Geschaffen 1977

Das Gesundheitsmi­nisterium: Geschaffen 1979, als das 
Ministerium für Gesundheit, Bildung und Soziales (geschaffen 
1953) in verschiedene Zuständigkeitsbereiche auf­geteilt wurde.

Das Mi­nisterium für Wohnungsbau und Stadtentwicklung: 
Geschaffen 1965

Das Innenmi­nisterium: Geschaffen 1849

Das Justizmi­nisterium: Geschaffen 1870. Von 1789 bis 1870 war 
der Justizminister (Attorney General) Mitglied des Kabinetts,  
leitete aber kein Ministerium.
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merischen Interessen Agrarstudien 
durchführen. Der amerikanische 
Forst­dienst, ebenfalls Teil des Mini­
steriums, verwaltet ein ausgedehntes 
Netzwerk nationaler Forst- und Wild­
nisgebiete.

Das Wirtschaftsministerium
Das Wirtschaftsministerium (Depart­

ment of Commerce) fördert den inter­
nationalen Handel, das Wirt­schafts­
wachstum und den technologischen 
Fort­schritt der Vereinigten Staaten. Es 
bietet Hilfestellung und Informatio­
nen zur Erhöhung der amerikanischen 
Wet­tbewerbsfähigkeit auf dem globa­
len Markt an, führt Programme zur 
Schaffung neuer Arbeitsplät­ze und 
zur Wachstumsförderung von Unter­
nehmen im Besitz von Minderheiten 
durch und stellt Unternehmens- und 
Regierungsplanern statistische, wirt­
schaft­liche und demografische Infor­
mationen zur Verfügung.

Das Ministerium umfasst eine Viel­
zahl von Behörden. Das Nationale 
Institut für Normen und Technolo­
gie (Na­tional Institute of Standards and 
Technology) fördert beispielsweise das 
Wirt­schaftswachstum, indem es mit 
der Industrie an der Ent­wicklung 
und Anwendung von Technologien, 
Messtechnik und Normen arbeitet. 
Die nationale Behörde für Ozean- 
und Atmosphärenforschung (Na­tional 
Ocea­nic and Atmospheric Administra­
tion), zu der auch der nationale Wet­
terdienst (Na­tional Weather Service) 
gehört, versucht, das Verständnis für 
die Umwelt zu verbessern und die 
Küsten- und Seegebiete der Vereinig­
ten Staaten zu schüt­zen. Das amerika­
nische Patent- und Markenamt (Patent 
and Tra­demark Office) unterstützt 

Fort­schrit­te in der Wissenschaft und 
den Geisteswissenschaften, indem 
Autoren und Erfindern Exklusiv­
rechte an ihren Werken und Ent­de­
ckungen zugesprochen werden. Die 
Nationale Telekommunikations- und 
Informationsbehörde der Vereinigten 
Staaten (Na­tional Telecommunications 
and Informa­tion Administra­tion) berät 
den Präsidenten im Bereich Telekom­
munikationspolit­ik und versucht, 
Innovationen und Wet­tbewerb zu för­
dern, Arbeitsplät­ze zu schaffen und 
Konsumenten hochwertigere Tele­
kommunikationsdienstleistungen zu 
niedrigeren Preisen anzubieten.

Das Verteidigungsministerium
Der Sitz des Verteidigungsministe­

riums (Department of Defense – DoD) 
ist das Pentagon, eines der größten 
Bürogebäude der Welt. Das Verteidi­
gungsministerium ist für alle Bereiche 
verant­wort­lich, die mit der militä­
rischen Sicherheit des Landes zu tun 
haben. Es rekrutiert die Streit­kräfte 
der Vereinigten Staaten, die aus unge­
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Das Ministerium führt Program­
me zur ländlichen Ent­wicklung 
sowie Kredit- und Umwelt­schutzpro­
gramme durch, die nationale Wachs­
tumsstrategien umset­zen sollen, 
und realisiert wissenschaft­liche und 
technologische Forschungsarbeit in 
allen landwirt­schaft­lichen Bereichen. 

Durch seine Prüf- und Benotungs­
verfahren stellt das Landwirt­schafts­
ministerium die Einhaltung von 
Qualitätsstandards bei den zum 
Verkauf angebotenen Lebensmit­teln 
sicher. Der Landwirt­schaft­liche For­
schungsdienst (Agricultural Research 
Service) des Ministeriums arbeitet an 
der Ent­wicklung von Lösungen für 
landwirt­schaft­liche Probleme von 

hoher nationaler Bedeutung und lei­
tet die Nationale landwirt­schaft­liche 
Bibliothek (Na­tional Agricultural Lib­
ra­ry) zur Bereitstellung von Informa­
tionen für eine große Bandbreite von 
Benut­zern, von Wissenschaft­lern in 
der Forschung bis zur allgemeinen 
Öffent­lichkeit.

Der zum amerikanischen Land­
wirtschaftsministerium gehörende 
auswärtige Landwirtschaftsdienst 
(Foreign Agricultural Service – FAS) 
ist ein Amt zur Förderung und Unter­
stützung der Exporte der amerika­
nischen Landwirt­schaft. Er beschäf­
tigt Spezialisten im Ausland, die 
dort basierend auf amerikanischen 
landwirt­schaftlichen und unterneh­

Auf der Tierversuchsstation des US-Landwirtschaftsministeriums in der Nähe von Dubois 
(Idaho) werden Schafe zum Zählen und Wiegen in Umzäunungen getrieben.

Dave Glaze, einer der Entwickler der 
Atomuhr, überprüft ein Gerät dieser Art im 
Na­tional Institute of Standards and Techno­
logy des Wirtschaftsministeriums in Boul­der 
(Colorado). Die Uhr misst die Zeit durch die 
genaue Zählung der Vibration von Atomen.
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Verbindungen zwischen Schule und 
Arbeit, Verbesserung des Zugangs 
zu Finanzhilfen für Schüler und Stu­
denten, die Colleges besuchen oder 
eine Berufsausbildung machen sowie 
die Unterstützung aller Schüler, 
technologische Zusammenhänge zu 
begreifen.

Das Energieministerium
Wachsende Sorgen bezüglich der 

Energieversorgungsprobleme der 
Vereinigten Staaten während der 
Siebzigerjahre des 20. Jahrhunderts 
veranlassten den Kongress, das Ener­
gieministerium (Department of Ener­
gy – DoE) zu gründen. Das Ministe­
rium übernahm die Funktionen 
verschiedener Regierungsbehörden, 
die bereits im Energiebereich tät­ig 
waren. Die Büros innerhalb des Ener­
gieministeriums befassen sich mit 
Forschung, Ent­wicklung und Veran­
schaulichung von Energietechnolo­
gien, Energieeinsparungen, der zivi­
len und militärischen Nut­zung von 
Atomkraft, der Regulierung der Ener­
giegewinnung und -verwendung, 
der Preisfestset­zung für und Bereit­
stellung von Öl sowie der zent­ralen 

Sammlung und Analy­se von 
Energiedaten.

Das Energieministerium 
schützt die Umwelt in den 
Vereinigten Staaten, indem es 
Standards zur Verringerung 
der schädlichen Auswirkun­
gen der Energiegewinnung 
einsetzt. Das Energieministe­
rium führt beispielsweise Stu­
dien in den Bereichen Umwelt 
und Gesundheit durch, wie 
etwa Studien über bei der 
Generierung von Energie ent­

stehende Schadstoffe und ihre Auswir­
kungen auf Ökosysteme.

Das Gesundheitsministerium
Das Gesundheitsministerium 

(Department of Health and Human Ser­
vices – HHS), das ungefähr 300 ver­
schiedene Programme leitet, hat in 
seiner Arbeit wahrscheinlich größe­
ren Einfluss auf das Leben vieler Ame­
rikaner als jede andere Regierungsbe­
hörde. Seine größte Unterabteilung, 
die Behörde für die Finanzierung des 
Gesundheitsvorsorgewesens (Health 
Ca­re Financing Administra­tion), unter­
hält die Programme Medica­re und 
Medicaid, im Rahmen derer jeder fünf­
te Amerikaner krankenversichert ist. 
Das Medica­re-Programm bietet mehr 
als 30 Millionen älteren und behin­
derten Amerikanern Gesundheits­
versicherungsschutz. Medicaid, ein 
gemeinsames Programm des Bundes 
und der Einzelstaaten, gewährleistet 
Versicherungsschutz für 31 Millionen 
Menschen mit niedrigerem Einkom­
men, darunter 15 Millionen Kinder.

Das Gesundheitsministerium 
leitet auch die Na­tional Institutes of 
Health (NIH), die größte im Bereich 
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fähr einer Million Soldatinnen und 
Soldaten im aktiven Dienst bestehen. 
Sie werden in kritischen Situationen 
von den 1,5 Millionen Reservisten 
der Bundesstaaten unterstützt, die 
als Nationalgarde bezeichnet wer­
den. Zusätzlich arbeiten im Verteidi­
gungsministerium ungefähr 730.000 
zivile Angestellte in Bereichen 
wie der Forschung, der nach­
richtendienstlichen Kommunikation 
und Planung sowie internationalen 
Sicherheitsangelegenheiten. Die NSA 
(Na­tional Security Agency) koordiniert, 
leitet und führt hochspezialisierte 
nachrichtendienstliche Aktivitäten 
zur Unterstützung der Maßnahmen 
der amerikanischen Regierung aus 
und ist dabei auch dem Verteidigungs­
minister untergeordnet.

Das Ministerium leitet die separat 
organisierten Teilstreitkräfte Armee, 
Marine, Marinekorps und Luft­waf­
fe sowie die vier Militärakademien 
und das Na­tional War College, die Ver­
einigten Stabschefs sowie einige spe­
zialisierte Kampfeinheiten. Das Ver­
teidigungsministerium unterhält zur 
Erfüllung der Vertragsverpflichtun­

gen der Vereinigten Staaten, 
zum Schutz der ent­legenen 
amerikanischen Territ­orien 
und des Handels sowie zur 
Bereit­stellung von Luft­streit­
kräften und Unterstüt­zungs­
kräften für Streit­kräfte in 
Übersee. Zu seinen nicht­mi­
lit­ärischen Aufgaben gehö­
ren der Hochwasserschutz, 
die Erschließung ozeanogra­

fischer Ressourcen und die 
Verwaltung der Ölreserven.

Das Bildungsministerium
Obwohl Schulen innerhalb des 

amerikanischen Bildungssystems 
primär unter die Verantwortung 
der Kommunen fallen, ist das Bil­
dungsministerium für die Behand­
lung entscheidender Themen im 
Bereich des amerikanischen Bildungs­
systems zuständig und dient als 
Sammelstelle für Informationen, mit 
denen Entscheidungsträger auf Bun­
desstaaten- und Kommunalebene 
ihre Schulen verbessern können. Das 
Ministerium ent­wickelt politische 
Strat­egien für nationale Bildungspro­
gramme und führt sie aus, worunter 
auch Studiendarlehenprogramme, 
Programme für benachteiligte und 
behinderte Studenten sowie Berufsbil­
dungsprogramme fallen.

In den neunziger Jahren des 20. 
Jahrhunderts konzentrierte sich das 
Bildungsministerium auf folgende 
Bereiche: Anheben der Standards 
aller Schüler, Verbesserung des 
Unterrichts, Einbindung der Eltern 
und Familien in die Ausbildung der 
Kinder, Verbesserung der allgemei­
nen Sicherheit, Disziplin und Schutz 
vor Drogen an Schulen, Stärkung der 
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Der damal­ige Verteidigungsminister William J. Perry 
überreicht einem Absol­venten der U.S. Milita­ry  
Aca­demy in West Point (New York) 1996 ein Diplom.

Kinder in einem Klassenzimmer in einer öffentlichen 
Schule in New York beim Lernen



der medizinischen Forschung täti­
ge Organisation der Welt. Sie unter­
stützt mehr als 30.000 Forschungs­
projekte zu Krankheiten wie Krebs, 
Alzheimer, Diabet­es, Arthritis, Herz­
erkrankungen und AIDS. Andere 
dem Gesundheitsministerium unter­
geordnete Behörden gewährleisten 
die Sicherheit und Wirksamkeit der 
Lebensmit­tel und Arzneimit­tel inner­
halb der Vereinigten Staaten, arbeiten 
an der Vermeidung von Ausbrüchen 
ansteckender Krankheiten, stellen 
Gesundheitsdienste für die Urein­
wohner Alaskas und der Vereinigten 
Staaten bereit und tragen dazu bei, 

die Qualit­ät und Verfügbarkeit von 
Präventivmaßnahmen gegen Drogen­
missbrauch, für die Sucht­behandlung 
und Gesundheitsdienste bei psychi­
schen Erkrankungen zu verbessern.

Das Ministerium für Wohnungsbau und 
Stadtentwicklung

Das Ministerium für Wohnungsbau 
und Stadtent­wicklung (Department of 
Housing and Develop­ment – HUD) leitet 
Programme, im Rahmen derer die Ent­
wicklung von Wohnsiedlungen und 
die Verfügbarkeit von bezahlbarem 
Wohnraum unterstützt wird. Faire, 
vom Ministerium für Wohnungsbau 
und Stadt­ent­wicklung durchgeset­zte 
Wohnungsbaugeset­ze sollen sicher­
stellen, dass Einzelpersonen und 
Familien sich eine Wohnung oder ein 
Haus kaufen können, ohne dabei Dis­
kriminierung ausgesetzt zu sein. Das 
Ministerium für Wohnungsbau und 
Stadt­ent­wicklung leitet Versicherungs­
programme, die Familien helfen, sich 
eine Wohnung oder ein Haus zu kau­
fen, und ein Mieten-Subventionspro­
gramm für Familien mit niedrigem 
Einkommen, die sich sonst keinen 
angemessenen Wohnraum leisten 
könnten. Außerdem betreibt es Pro­
gramme für die Sanierung von Wohn­
siedlungen, den Schutz von Stadt­zen­
tren vor der Verwahrlosung und die 
Förderung der Ent­wicklung neuer 
Wohngegenden. Das Ministerium ist 
auch für den Schutz von Eigenheim­
käufern auf dem Markt zuständig 
und fördert Programme zur Belebung 
der Bauindustrie.

Das Innenministerium
Als führende Umweltschutzbe­

hörde ist das Innenministerium 

(Department of the Interior) für einen 
Großteil des öffent­lichen Grunds 
und der natürlichen Ressourcen in 
Bundeseigentum in den Vereinigten 
Staaten verant­wort­lich. Der U.S. Fish 
and Wildlife Service verwaltet 500 Nat­
urschutzparks, 37 geschützte Feucht­
gebiete, 65 nationale Laichgebiete für 
Fische sowie ein Netzwerk von Straf­
verfolgungsbehörden im Umweltbe­
reich. Der Na­tional Park Service ver­
waltet mehr als 370 Nationalparks 
und Naturdenkmäler, landschaft­lich 
schöne Alleen und Parkanlagen, Flüs­
se, Küsten- und Erholungsgebiete 
sowie historische Stät­ten, um das 
natürliche und kulturelle Erbe der 
Vereinigten Staaten zu schüt­zen.

Mit­hilfe des Landverwaltungs­
amts (Bureau of Land Mana­gement) 
überwacht das Ministerium Land­
striche und natürliche Ressourcen auf 
Millionen von Hektar öffent­lichem 
Land, das haupt­sächlich im Westen 
der Vereinigten Staaten liegt – wie 
die Vegetation in Weideland- und 
Erholungsgebieten bis zur Holz- und 
Ölgewinnung. Die Behörde zur Finan­
zierung von Bewässerungsvorhaben 
(Bureau of Recla­ma­tion) verwaltet im 
semiariden Westen der Vereinigten 
Staaten die knappen Wasserressour­
cen. Außerdem reguliert das Ministe­
rium den Bergbau in den Vereinigten 
Staaten, bewertet mineralische Res­
sourcen und hat eine große Verant­wor­
tung bezüglich des Schutzes und der 
Bewahrung des Treuhandvermögens 
der Ureinwohner der Vereinigten 
Staaten und Alaskas. Auf internationa­
ler Ebene koordiniert das Ministerium 
die nationale Politik in den Territ­orien 
der amerikanischen Jungferninseln, 
Guam, Amerikanisch-Samoa sowie 

der Nördlichen Marianen und über­
wacht die finanzielle Unterstüt­zung 
der Ent­wicklung auf den Marshall­
inseln, in den Föderierten Staaten von 
Mikronesien und auf Palau.

Das Justizministerium
Das Justizministerium vertritt die 

US-Regierung in rechtlichen Angele­
genheiten und vor Gericht und bietet 
dem Präsidenten und den Ministern 
seines Kabinetts auf Anfrage recht­
lichen Rat und Stellungnahmen zu 
bestimmten Themen. Das Justizmi­
nisterium wird vom Justizminister 
der Vereinigten Staaten geleitet, dem 
obersten Justizbeamten der amerika­
nischen Regierung. Das FBI (Federal 
Bureau of Investiga­tion) ist die leitende 
Strafverfolgungsbehörde für Strafta­
ten nach Bundesrecht und die Einwan­
derungs- und Einbürgerungsbehörde 
(Immigra­tion and Naturaliza­tion Ser­
vice – INS) setzt die Zuwanderungs­
geset­ze durch. Eine große Behörde 
innerhalb des Ministeriums ist die 
Drogenbekämpfungsbehörde (Drug 
Enforcement Administra­tion – DEA), 
die Betäubungsmit­telgeset­ze und 
Geset­ze zu kont­rollierten Substanzen 
durchsetzt und große illegale Drogen­
händlerringe aufdeckt.

Das Ministerium unterstützt nicht 
nur einzelne örtliche Polizeistellen, 
sondern weist amerikanische Bezirks­
staatsanwälte und Vollzugsbeamte 
überall im Land an, hat die Aufsicht 
über Bundesgefängnisse und ande­
re Strafvollzugsanstalten, ermit­telt 
bei Haftent­lassungs- und Begnadi­
gungsgesuchen und berichtet dem 
Präsidenten über die Ergebnisse der 
Ermit­tlungen. Das Justizministerium 
steht auch in Kontakt mit INTERPOL, 
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Dr. Teresa Pham, Spezialistin für Geriatrie, 
spricht im Reha­bilita­tion Center of Los  
Angeles (Kalifornien) mit einer Patientin.



einigten Staaten. Das Ministerium 
unterhält weltweit mehr als 250 dip­
lomatische und konsularische Ver­
tretungen. 1999 wurde die Behörde 
für Waffenkont­rolle und Abrüstung 
(U.S. Arms Control and Disarma­ment 
Agency) und das US-Informationsamt 
(U.S. Informa­tion Agency) in die Struk­
tur und Aufgabenstellung des Außen­
ministeriums eingegliedert.

Das Verkehrsministerium
Das Verkehrsministerium (Depart­

ment of Transporta­tion – DOT) ist über 
zehn innerbehördliche Abteilungen 
für die Planung, Ent­wicklung und 
den Bau von Autobahnen, den städti­
schen Personennahverkehr, Eisen­
bahnstrecken, die Zivilluft­fahrt, die 
Sicherheit von Wasserwegen, Häfen, 
Autobahnen sowie Öl- und Gasleitun­
gen zuständig und leitet so die gesam­
te nationale Verkehrspolit­ik.

Das Luft­fahrbundesamt (Federal 
Avia­tion Administra­tion – FAA) betreibt 

beispielsweise ein landesweites Netz­
werk bestehend aus Flughafentowers, 
Luft­verkehrskontrollzent­ren sowie 
Servicestationen für Flüge, das Bun­
desamt für Bundesstraßen (Federal 
Highway Administra­tion) stellt den Bun­
desstaaten finanzielle Unterstüt­zung 
zur Verbesserung der staatenverbin­
denden Bundesstraßen, städtischen 
Straßen, Landstraßen sowie Brücken 
zur Verfügung, das Bundesamt für die 
Sicherheit auf Bundesstraßen (Na­tional 
Highway Traffic Safety Administra­tion) 
stellt Sicherheitsstandards für Kraft­
fahrzeuge und Kraft­fahrzeugzubehör 
auf und das Seeschifffahrtsamt (Mari­
time Administra­tion) ist für die ameri­
kanische Handelsmarine zuständig. 
Die US-Küstenwache (U.S. Coast 
Guard) ist die wichtigste Behörde für 
die Durchset­zung des amerikanischen 
Seerechts und die Vergabe von Lizen­
zen und führt Such- und Ret­tungsmis­
sionen auf See durch, bekämpft den 
Drogenschmuggel und trägt zur Ver­
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der Internationalen kriminalpolizeili­
chen Organisation, deren Aufgabe 
die Förderung der Zusammenarbeit 
der Strafverfolgungsbehörden in den 
176 Mitgliedsländern ist.

Das Arbeitsministerium
Das Arbeitsministerium (Depart­

ment of Labor) fördert das Wohl von 

Lohnempfängern in den Vereinigten 
Staaten, trägt dazu bei, die Arbeitsbe­
dingungen zu verbessern und fördert 
gute Beziehungen zwischen Arbeit­
nehmern und Arbeit­gebern. Es setzt 
das nationale Arbeitsrecht um durch 
Stellen wie die Behörde für Sicher­
heit am Arbeitsplatz und Gesund­
heitsschutz (Occupa­tional Safety and 
Health Administra­tion), die Behörde 
für Beschäftigungsstandards (Employ­
ment Standards Administra­tion) und die 
Behörde für Sicherheit und Gesund­
heitsschutz im Bergbau (Mine Safety 
and Health Administra­tion). Diese 
Geset­zgebung sichert Arbeit­nehmern 
ihre Rechte auf sichere und gesunde 
Arbeitsbedingungen, Stundenlöhne, 

Bezahlung von Überstunden, Schutz 
vor Diskriminierung im Beruf, Arbeits­
losenversicherung sowie Entschädi­
gung bei Unfällen am Arbeitsplatz. 
Das Ministerium schützt zudem die 
Rentenansprüche von Arbeit­neh­
mern, unterstützt Berufsausbildungs­
programme und hilft Arbeit­nehmern 
bei der Stellensuche. Das Statistische 
Arbeitsamt (Bureau of Labor Statistics) 
überwacht und erstat­tet Bericht über 
Veränderungen bei den Beschäfti­
gungszahlen, Preisen und anderen 
volkswirt­schaft­lichen Messwerten. 
Das Ministerium unternimmt speziel­
le Anstrengungen, um älteren Arbeit­
nehmern, Jugendlichen, Angehörigen 
von Minderheiten, Frauen und behin­
derten Menschen zu helfen, die eine 
Arbeit suchen.

Das Außenministerium
Das Außenministerium (Depart­

ment of State) berät den Präsidenten, 
der die Haupt­verantwortung bei der 
Formulierung und Durchführung 
der Außenpolit­ik der Vereinigten 
Staaten trägt. Das Ministerium bewer­
tet die amerikanischen Interessen im 
Ausland, spricht Empfehlungen zu 
politischen Strat­egien und zukünfti­
gen Maßnahmen aus und leitet die 
not­wendigen Schrit­te zur Durchfüh­
rung der ausgearbeiteten politischen 
Strat­egie ein. Es unterhält Kontakte 
und Beziehungen zwischen den Ver­
einigten Staaten und dem Ausland, 
berät den Präsidenten bezüglich der 
Anerkennung neu entstandener Staa­
ten und Regierungen, handelt Verträ­
ge und Abkommen mit anderen Län­
dern aus und spricht in den Vereinten 
Nationen und anderen großen interna­
tionalen Organisationen für die Ver­
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Ein Fluglotse des Luftfahrtbundesamts (FAA) kontrolliert im regional­en Zentrum in Seattle 
(Washington) ein Radarschirmbild.

Einsatzbeamte der Drogenbekämpfungsbe­
hörde (DEA) bei einem Treffen mit Special 
Agent Michelle Leonhart, der Leiterin des 
DEA-Büros in San Francisco (Kalifornien)



men für Frauen, AIDS und dem post­
traumatischen Stresssyndrom durch.

Das Amt für Kriegsrenten (Vete­
rans Benefits Administra­tion – VBA) 
bearbeitet Anträge auf Invalidenren­
te, Renten, speziellen Bedürfnissen 
angepasste Wohnungen und auf ande­
re Dienste. Das Amt für Kriegsrenten 
leitet auch Bildungsprogramme für 
ehemalige Kriegsteilnehmer und 
bietet infrage kommenden Kriegsve­
teranen und militärischem Personal 
im aktiven Dienst Unterstützung bei 
der Kreditaufnahme vor dem Haus­
bau oder -kauf an. Das nationale 
Friedhofsystem des Ministeriums 
für ehemalige Kriegsteilnehmer 
stellt Beerdigungsdienste, Grabstei­
ne sowie Gedenktafeln für Veteranen 
und infrage kommende Familienmit­
glieder auf 116 Friedhöfen in den Ver­
einigten Staaten zur Verfügung.

DIE UN­ABHÄN­GIGEN BEHÖRDEN
Die Ministerien sind die wichtig­

sten ausführenden Organe der Bun­
desregierung, zahlreiche andere 
Behörden tragen jedoch ebenfalls 
eine große Verant­wortung bei der 
Gewährleistung der reibungslosen 
Arbeit der Regierung und der Volks­
wirt­schaft. Sie werden oft als unab­
hängige Behörden bezeichnet, da sie 
nicht Teil der Ministerien sind.

Die Struktur und Aufgaben dieser 
Behörden variieren stark. Einige sind 
regulat­ive Gruppen, die bestimmte 
Sektoren der Wirtschaft überwachen 
können. Andere wiederum bieten 
spezielle Dienste für die Regierung 
oder die Bevölkerung an. In den 
meisten Fällen wurden die Behörden 
vom Kongress geschaffen, um sich 
mit Sachverhalten zu beschäftigen, 
die für die normale Geset­zgebung 
zu komplex geworden sind. 1970 
schuf der Kongress beispielsweise 
die Umweltschutzbehörde (Environ­
mental Protection Agency – EPA), um 
die Bestrebungen der Regierung zum 
Schutz der Umwelt zu koordinieren. 
Zu den wichtigsten unabhängigen 
Behörden zählen die folgenden:

Die CIA (Cen­tral Intelligen­ce 
Agen­cy) koordiniert die nachrichten­
dienstlichen Aktivitäten bestimmter 
Regierungsabteilungen und -behör­
den, sammelt, bewertet und setzt 

nachrichtendienstliche Informatio­
nen, die mit der nationalen Sicherheit 
zu tun haben, miteinander in Verbin­
dung, und spricht dem Nationalen 
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meidung von Ölkatastrophen und der 
Verschmut­zung des Ozeans bei.

Das Finanzministerium
Das Finanzministerium (Depart­

ment of the Treasury) ist für die steu­
erlichen und monetären Angelegen­
heiten des Landes zuständig. Das 
Ministerium hat vier grundlegende 
Funktionen: die Ausarbeitung der 
Finanz-, Steuer- und Haushaltspoli­
tik, die Rolle als Finanzbehörde der 
US-Regierung, die Bereit­stellung von 
spezialisierten Strafverfolgungsdiens­
ten sowie die Prägung von Münzen 
und Geldscheinen. Das Finanzmi­
nisterium berichtet dem Kongress 
und dem Präsidenten über die finan­
zielle Situation der Regierung sowie 
über den Zustand der Volkswirt­
schaft. Es reguliert den Verkauf von 
Alkohol, Tabak und Schusswaffen 
im bundesstaatenübergreifenden 
und internationalen Handel, über­
wacht das Drucken der Briefmar­
ken für die amerikanische Bundes­
post (U.S. Postal Service), leitet den  
Secret Service, der den Präsidenten, 

den Vizepräsidenten, deren Familien 
sowie durchreisende Würdenträger 
oder Staatsoberhäupter beschützt, 
geht gegen die Fälschung der ameri­
kanischen Währung und Wertpapiere 
vor und leitet die US-Zollbehörde, 
die den Warenstrom in die Vereinig­
ten Staaten reguliert und besteuert.

Zum Ministerium gehört auch die 
Bankenaufsichtsbehörde, in der der 
Kont­rolleur der Umlaufmit­tel die 
Geset­ze anwendet, gemäß derer die 
ungefähr 2.900 nationalen Banken 
geführt werden. Die Bundessteuerbe­
hörde (Internal Revenue Service – IRS) 
ist zuständig für die Fest­setzung, 
Schätzung und Erhebung von Steuern 
– der Haupt­quelle der Staatseinnah­
men der Regierung.

Das Ministerium für ehema­lige 
Kriegsteilnehmer

Das Ministerium für ehemalige 
Kriegsteilnehmer (Department of Vete­
rans Office) wurde 1930 als unabhän­
gige Behörde geschaffen und 1989 
zum Ministerium gemacht. Es ist 
für die Vermitt­lung von Leistungen 
und Diensten zuständig, die Vete­
ranen des US-Militärdienstes und 
ihren Familien zustehen. Die Gesund­
heitsversorgungsbehörde für Kriegs­
veteranen (Veterans Health Administra­
tion) bietet diesen Krankenhaus- und 
Pflegedienste, ambulante medizi­
nische und zahnärzt­liche Versorgung 
in über 173 medizinischen Zent­ren, 
40 Altersheimen, 600 Kliniken, 133 
Pflegeheimen sowie 206 Zent­ren für 
Vietnam-Veteranen in den Vereinig­
ten Staaten, Puerto Rico und den 
Philippinen. Es führt medizinische 
Forschungsprojekte in Bereichen wie 
Altern, gesundheitsrelevanten The­
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Agenten des Secret Service flankieren 1993 
während der Parade zur Amtseinführung 
in Washington das Auto von Präsident Bill 
Clinton.

Ein Angler wirft seine Angel am Great Miami 
River in Dayton (Ohio) aus. Der Fluss wurde 
im Einklang mit von der Umweltschutzbehör­
de aufgestell­ten Standards gesäubert.



schutzgeset­ze um, indem er durch 
Konsumenten, Unternehmen, den 
Kongress oder Medienberichte ange­
regte Beschwerden gegenüber ein­
zelnen Unternehmen untersucht. 
Die Kommission will sicherstellen, 
dass der amerikanische Markt wett­

bewerbsfähig bleibt, indem unge­
rechte oder trügerische Praktiken 
abgeschafft werden.

Die Allgemei­ne Bundes­verwal­
tung (General Services Administra­
tion – GSA) ist für den Erwerb, die 
Bereit­stellung, den Betrieb und die 
Wartung von nationalem Eigentum, 
Gebäuden und Ausrüstung sowie den 
Verkauf von überschüssigen Vermö­

genswerten zuständig. Die Allgemei­
ne Bundesverwaltung leitet auch den 
nationalen Automobilfuhrpark und 
hat die Aufsicht über Telearbeits- und 
Kinderbetreuungszentren inne.

Die NASA (National Aeronautics 
and Space Administration) wurde 
1958 als Oberaufsicht des amerikani­
schen Welt­raumprogramms geschaf­
fen. Sie schickte die ersten amerika­
nischen Satelliten und Astronauten 
in die Erdumlaufbahn und ent­sand­
te die Apollo-Kapsel, mit der 1969 
die ersten Menschen auf dem Mond 
landeten. Heute führt die NASA an 
Bord von Satelliten in der Erdumlauf­
bahn Forschungsarbeiten sowie inter­
planetare Untersuchungen durch, 
erforscht neue Konzepte der Raum­
fahrt­technologie und betreibt die 
amerikanische Flot­te bemannter Spa­ce 
Shuttle Orbiter.

Die Verwaltung der nationalen 
Archive und Dokumente (National 
Archives and Records Administra­
tion – NARA) bewahrt das geschicht­
liche Erbe der Vereinigten Staaten, 
indem sie alle staat­lichen Dokumen­
te verwaltet. Zum Bestand der Na­tio­
nal Archives gehören Originaltexte, 
Kinofilme, Ton- und Videoaufzeich­
nungen, Landkarten, Fest­bilder und 
Computerdaten. Die Unabhängig­
keitserklärung, die amerikanische 
Verfassung und die Bill of Rights sind 
im Gebäude der Na­tional Archives 
in Washington aufbewahrt und aus­
gestellt.

Die Bundes­behörde für Arbeits­
beziehungen (National Lab­or Rela­
tions Board – NLRB) ist für die 
Durchset­zung des wichtigsten ameri­
kanischen Geset­zes im Arbeitsrecht 
zuständig, dem Gesetz über Arbeits­
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Sicherheitsrat innerhalb der Präsidial­
kanzlei Empfehlungen aus.

Die Umweltschutzbehörde (Envi­
ronmental Protection Agency - EPA) 
arbeitet mit Staaten- und Kommunal­
regierungen überall in den Vereinigten 
Staaten zusammen, um die Luft- und 
Wasserverschmut­zung einzudäm­
men und zu verringern und sich mit 
Problemen bezüglich Fest­stoffabfäl­
len, Pestiziden, Strahlung und Gift­
stoffen auseinander zu set­zen. Die 
Umweltschutzbehörde stellt Stan­
dards für die Luft- und Wasserquali­
tät auf und setzt sie durch, bewertet 
die Auswirkungen von Pestiziden 
und chemischen Substanzen und lei­
tet das Programm Superfund zur Säu­
berung von Gift­mülldeponien.

Die Bundes­behörde für das Fern­
meldewesen (Federal Communica­
tions Commission – FCC) ist für die 
Regulierung der Radio-, Fernseh-, 

Telegrafen-, Satelliten- und Kabelkom­
munikation zwischen Bundesstaaten 
und mit anderen Ländern zuständig. 
Sie vergibt Lizenzen für Radio- und 
Fernsehsender, weist Radiofrequen­
zen zu und setzt Regulierungen 
durch, um sicherzustellen, dass die 

Kabelnut­zungspreise angemessen 
sind. Die Bundesbehörde für das Fern­
meldewesen stellt den ordnungspo­
litischen Rahmen für Netzbetreiber 
auf, wie beispielsweise für Telefon- 
und Telegrafieunternehmen sowie 
Anbieter drahtloser Telekommuni­
kationsdienst­leistungen.

Die Bundes­behörde für Notfallma­
nagement (Federal Emergen­cy Mana­
gement Agen­cy – FEMA) koordiniert 
die Arbeit der Behörden auf Landes-, 
Bundesstaaten- und kommunaler Ebe­
ne bei der Reaktion auf Hochwasser, 
Wirbelstürme, Erdbeben sowie ande­
re Naturkatastrophen. Die FEMA bie­
tet Einzelpersonen und Regierungen 
finanzielle Unterstützung für den 
Wiederaufbau von Wohnhäusern, 
Unternehmen und öffentlichen Ein­
richtungen, bildet Feuerwehrmänner 
und medizinisches Not­fallpersonal 
aus und fördert die Not­fallplanung 
überall in den Vereinigten Staaten 
und den amerikanischen Territ­orien.

Der Landes­zentralbankrat (Fede­
ral Reserve Board) ist das Haupt­
organ des Zent­ralbanksystems, der 
Zent­ralbank der Vereinigten Staaten. 
Er reguliert die Währungspolit­ik des 
Landes, indem er das Kredit- und 
Geldvolumen im Umlauf beeinflusst. 
Die Zent­ralbank stellt den ordnungs­
politischen Rahmen für private Bank­
institutionen auf, hat die Eindämmung 
systemischer Risiken auf Finanzmärk­
ten zum Ziel und bietet besondere 
Finanzdienst­leistungen für die ameri­
kanische Regierung, die Öffentlichkeit 
und Finanzinstitutionen.

Der Aus­schuss zur Bekämpfung 
des unlauteren Wettbewerbs (Fede­
ral Trade Commission – FTC) setzt 
nationale Kartell- und Verbraucher­
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Die Bundesbehörde für Notfal­lmanagement 
stellt 1999 Wohnwagen für die Opfer des 
Hurrikans Floyd in Rocky Mount (North  
Carolina) auf.

Astronaut Fred W. Leslie 1995 während 
einer Raummission im Spaceshuttle 
Col­umbia bei Untersuchungen zur atmos­
phärischen Dynamik und zur Strömungs­
dynamik.



rungsprogramm des Landes, beste­
hend aus Leistungen für Rentner, 
Behinderte und Hinterbliebene. Um 
einen Anspruch auf diese Leistungen 
zu haben, zahlen die meisten ameri­
kanischen Arbeitnehmer Sozialabga­
ben auf ihr Gehalt; die zukünftigen 
Leistungen hängen von den Beiträ­
gen des Arbeitnehmers ab.

Das US-Amt für internationale 
Entwicklung (Un­ited States Agen­
cy for International Development 
– USAID) leitet wirtschaftliche und 
humanit­äre Hilfsprogramme in Ent­
wicklungsländern, in Mit­tel- und 
Osteuropa und den Ländern der 
Gemeinschaft Unabhängiger Staaten 
der ehemaligen Sowjet­union. Das 
Amt unterstützt Programme in vier 
Bereichen – Bevölkerung und Gesund­
heit, breit angelegtes Wirtschafts­
wachstum, Umwelt und Demokratie.

Die ameri­kanische Bundes­post 
(United States Postal Service) wird 
von einer eigenständigen öffent­lichen 
Körperschaft betrieben, die 1971 das 
Postministerium (Post Office Depart­
ment) erset­zte. Die Bundespost ist 

für die Abholung, den Transport und 
die Auslieferung von Postsendun­
gen zuständig sowie für den Betrieb 
tausender Post­ämter überall im 
Land. Sie bietet auch internationale 
Postdienstleistungen im Rahmen 
des Weltpostvereins (Universal Postal 
Union) und weiterer Abkommen mit 
anderen Ländern an. Eine unabhän­
gige Kommission für Post­gebühren, 
die ebenfalls 1971 gegründet wurde, 
bestimmt die Preise der verschieden­
en Postsendungen.	 5
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beziehungen (Na­tional Labor Rela­tions 
Act). Die Behörde hat das Recht, 
ungerechte Arbeitspraktiken zu ver­
hindern oder zu beheben sowie die 
Rechte von Arbeitnehmern zu schüt­
zen, sich zu organisieren und durch 
Wahlen zu bestimmen, ob sie eine 
Gewerkschaft als ihre Vertretung in 
Verhandlungen einset­zen wollen.

Die Bundes­behörde zur Förde­
rung der Grundlagenforschung 
(National Science Foundation – NSF) 
unterstützt über Stipendien, Verträge, 
und andere Abkommen mit Universi­
täten, Colleges sowie gemeinnüt­zigen 
Verbänden und kleinen Unternehmen 
Grundlagenforschung und Ausbil­
dungsprogramme in der Wissenschaft 
und dem Ingenieurwesen in den Ver­
einigten Staaten. Die NSF fördert die 
nationale Zusammenarbeit zwischen 
Universitäten, der Industrie und der 
Regierung sowie die internationale 
Zusammenarbeit durch die Wissen­
schaft und das Ingenieurwesen.

Die Behörde für Personalmana­
gement (Office of Person­nel Manage­
ment – OPM) ist die Personalbehör­
de der amerikanischen Regierung. 
Sie stellt sicher, dass der öffentliche 
Dienst des Landes frei von politi­
scher Einflussnahme bleibt und 
Staatsangestellte basierend auf fai­
ren Kriterien und ihrer Leistung aus­
gewählt und behandelt werden. Die 
OPM unterstützt andere Behörden 
bei deren Personalpolitik und -orga­
nisation und ist für das nationale 
Rentensystem und Krankenversiche­
rungsprogramm zuständig.

Das Friedens­korps (Peace Corps) 
wurde 1961 gegründet und bildet 
Freiwillige aus, um sie zwei Jahre 
im Ausland zu stationieren. Freiwilli­

ge des Friedenskorps sind derzeit in 
ca. 80 Ländern im Einsatz, wo sie die 
landwirtschaftliche Ent­wicklung auf 
dem Land, kleinere Unternehmen, 
das Gesundheitswesen, den Nat­ur­
schutz und den Ausbildungssektor 
unterstüt­zen.

Die Wertpapier- und Börsenkom­
mis­sion (Securities and Exchange 
Commission – SEC) wurde zum 
Schutz von Investoren, die Wert­
papiere und Aktien kaufen, gegrün­
det. Die Bundesgeset­ze verlangen, 
dass Unternehmen, die durch den 
Verkauf ihrer eigenen Aktien Gewin­
ne machen wollen, Berichte über ihre 
Geschäftstätigkeiten bei der SEC ein­
reichen, so dass pot­enzielle Investoren 
Zugang zu allen wesentlichen Infor­
mationen haben. Die Kommission 
kann Betrug beim Wertpapierverkauf 
vorbeugen oder bestrafen und ist 
berechtigt, regulat­iv in die Aktivitä­
ten der Börse einzugreifen.

Die Small Business Administra­
tion (SBA – Verwaltungsapparat zur 
Unterstützung des gewerblichen Mit­
telstands) wurde 1953 zur Beratung, 
Unterstüt­zung und dem Schutz der 
Interessen mit­telständischer Unter­
nehmen gegründet. Die SBA gewährt 
kleinen und mit­telständischen Unter­
nehmen Kredite, hilft Opfern von 
Überschwemmungen und anderen 
Naturkatastrophen, fördert das Wachs­
tum von Unternehmen im Besitz von 
Minderheiten und hilft kleinen und 
mit­telständischen Unternehmen 
dabei, Verträge über die Bereit­stel­
lung von Waren und Dienst­leistungen 
an die Regierung abzuschließen.

Das Sozialversicherungsamt 
(Social Security Administration 
– SSA) verwaltet das Sozialversiche­
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Die Small Busi­
ness Administra­
tion unterstützt 
Menschen mit guten 
Ideen wie Perry und 
Monica Lopez, die 
von ihrem Betrieb 
in Pasadena (Kali­
fornien) aus über 
das Internet scharfe 
Saucen verkaufen.

Angestellte der US-Bundespost wenden in 
einer Sortieranlage in Seattle (Washington) 
moderne Geräte zur Sortierung der Post an.



Unabhängige Einrichtungen, Regierungsbehörden und  
halbamtliche Institutionen

Advi­so­ry Council on Historic Pre­serva­tion (Be­hör­de für die Er­hal­tung historisc­her 
Ressourcen)

CIA (Central Intelligence Agency)
Com­mission on Civil Rights (Bür­ger­rechtskom­mission)

Com­modity Futures Tra­ding Com­mission (Aufsichtsbe­hör­de für die  
US-Warenter­minbör­sen)

Consum­er Pro­duct Saf­ety Com­mission (Be­hör­de für die Sicher­heit von  
Ver­brauchsgütern)

Corpo­ra­tion for Na­tional Servi­ce (Staatliche Agentur zur Koordinie­rung von  
Freiwil­ligendiensten)

Envi­ronmental Pro­tection Agency (Um­weltschutzbe­hör­de)
Equal Employment Opportunity Com­mission (Be­hör­de für die Gleichbe­rechtigung 

am Arbeitsplatz)
Export-Import Bank of the United States (Export-Import-Bank der Ver­einigten Staaten)

Farm Cre­dit Admi­nistra­tion (Aufsichtsamt für Landwirtschaftskre­dite)
Fede­ral Com­muni­cations Com­mission (Bundesbehör­de für das Fernmel­dewe­sen)

Fede­ral Depo­sit Insurance Corpo­ra­tion (Bundesver­sicherungsanstalt für  
Kre­diteinlagensiche­rung)

Fede­ral Election Com­mission (Bundeswahl­kom­mission)
Fede­ral Emergency Mana­gem­ent Agency (Bundesbehör­de für Notfal­lmanage­ment)

Fede­ral Lab­or Relations Autho­ri­ty (Bundesbehör­de für Arbeitsbeziehungen)
Fede­ral Mari­ti­me Com­mission (Bundesschifffahrtsbe­hör­de)

Fede­ral Reserve System (Zentral­banksystem)
Fede­ral Reti­rem­ent Thrift Investment Board (Be­hör­de zur Ver­wal­tung des Thrift 

Sa­vings Plan)
Fede­ral Tra­de Com­mission (Ausschuss zur Be­kämpfung des unlaute­ren Wettbe­werbs)

Ge­neral Services Admi­nistra­tion (Allgemeine Bundesver­wal­tung)
Merit Systems Pro­tection Board (Be­schwerdeinstanz für Per­sonalangele­genheiten der  

Bundesbehör­den)
NASA (Na­tional Ae­ronautics and Spa­ce Admi­nistra­tion)

Na­tional Archives and Re­cords Admi­nistra­tion (Ver­wal­tung der  
nationalen Archive und Dokumente)

Na­tional Founda­tion on the Arts and Huma­nities (Nationale Stiftung für  
Künste und Ge­isteswissenschaften)

Na­tional Lab­or Relations Board (Bundesbehör­de für Arbeitsbeziehungen)
Na­tional Railroad Passenger Corpo­ra­tion (Bundesbahn)

Na­tional Performance Review (Initiative, im Rahmen der­er die Funktionsfähigkeit der  
Regie­rung über­wacht und Be­richte über sie erstellt wer­den)

Na­tional Science Founda­tion (Bundesbehör­de zur För­de­rung der  
Grundlagenforschung)

Na­tional Transporta­tion Saf­ety Board (Nationale Be­hör­de für Ver­kehrssicher­heit)
Nuclear Regulatory Com­mission (Ker­ntechnische Ge­nehmigungsbe­hör­de)

Occupational Saf­ety and Health Review Com­mission (Be­hör­de für Sicher­heit am 
Arbeitsplatz und Ge­sundheitsschutz)

Offi­ce of Go­vernment Ethics (Büro für das standesge­mäße Ver­hal­ten von  
Abgeordne­ten)

Offi­ce of Personnel Mana­gem­ent (Be­hör­de für Per­sonal­managem­ent)
Offi­ce of Special Counsel (Ermittlungsbehörde für unerlaubte Personalpraktiken)

Overseas Pri­va­te Investment Corpo­ra­tion (Ge­sellsc­haft für  
Privatinvestitionen in Über­see)
Peace Corps (Friedenskorps)

Pension Be­nef­it Guaranty Corpo­ra­tion (Aufsichtsamt für das Pensionskassenwesen)
Postal Ra­te Com­mission (Amt für Postgebühren)

Railroad Reti­rem­ent Board (Be­hör­de für amerikanische  
Bahnangestellte im Ruhestand)

Securities and Exchange Com­mission (Wer­tpapier- und Bör­senkom­mission)
Selecti­ve Servi­ce System (früher US-Wehrpflichtssystem, heute Re­gistrierungssystem 

für alle männlichen Amerikaner, die älter als 18 Jahre sind)
Small Busi­ness Admi­nistra­tion (SBA – Ver­wal­tungsappar­at zur Unterstützung des  

ge­wer­blichen Mittelstands)
Smithsonian Institution

Social Securi­ty Admi­nistra­tion (Sozialver­sicherungsamt)
Tennessee Valley Autho­ri­ty

U.S. Agency for Interna­tional Deve­lopment (US-Amt für internationale Entwicklung)
U.S. Interna­tional Tra­de Com­mission (Internationale Handelskom­mission der  

Ver­einigten Staaten)
U.S. Postal Servi­ce (US-Bundespost)

U.S. Tra­de and Deve­lopment Agency (US-Behör­de für Handel und Entwicklung)
Radiosender Voice of America
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REGIERUNG DER  
VER­EINIGTEN 
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Oberstes Bundesgericht (Supreme Court)
Be­ru­fungsge­richte

Bundesberu­fungsge­richte für den Ge­richtsbe­zirk des Bundes
Be­zirksge­richte

Ge­richt für Entschädigungsansprüche ge­gen den Bund
Ge­richt für Internationalen Handel

Steu­erge­richt
Be­ru­fungsge­richt für die Streitkräfte

Be­ru­fungsge­richt für Kriegsve­teranen
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Forschungs- und Weiterbildungszentrum der Bundesge­richte
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Be­hörde für Technologiebewertung  
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Stennis Center for Pub­lic Servi­ce
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Wirtschaftsbeirat
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Nationaler Wirtschaftsrat
Nationaler Sicherheitsrat

Haushalts- und Verwaltungsbüro
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DIE LEGIS­LATIVE: 

 
DIE KOMPET­ENZEN 
DES KONG­RES­SES

„Regieren beinhaltet die 
Macht, Gesetze zu  

erlassen.“
– Alexander Hamilton,  
The Federa­list Pap­ers, 

1787–1788

KAPI­TEL

4

Das Kapitol



ren. Deshalb wird Rhode Island, mit 
einem Staatsgebiet von 3.156 Quadrat­
kilomet­ern der kleinste Bundesstaat, 
durch die gleiche Anzahl von Sena­
toren vertreten wie Alaska, der mit 
1.524.640 Quadrat­kilomet­ern größte 
Bundesstaat. Wyoming mit seinen 
schät­zungsweise 480.000 Einwohnern 
wird durch ebenso viele Senatoren 
vertreten wie Kalifornien mit einer 
Bevölkerung von 32.270.000.

Die Gesamt­zahl der Abgeordneten 
des Repräsentantenhauses wird vom 
Kongress bestimmt. Diese Anzahl 
wird anhand ihrer Bevölkerungsgröße 
auf die Bundesstaaten aufgeteilt. 
Unabhängig von seiner Bevölkerung 
garantiert die Verfassung jedem Bun­
desstaat mindesten einen Abgeordne­
ten im Repräsentantenhaus. Momen­
tan werden sieben Staaten – Alaska, 

Delaware, Montana, North Dakota, 
South Dakota und Wyoming – ledig­
lich durch einen Abgeordneten vertre­
ten. Andererseits haben sechs Staaten 
mehr als 20 Abgeordnete – allein Kali­
fornien hat 52.

Die Verfassung sieht alle zehn Jah­
re eine Volkszählung vor und eine 
Neuverteilung der Sit­ze im Repräsen­
tantenhaus je nach Veränderung der 
Bevölkerungszahlen. Gemäß der 
ursprünglichen Vorgaben der Ver­
fassung sollte es nie mehr als einen 
Abgeordneten pro 30.000 Bürger 
geben. Das erste Repräsentantenhaus 
zählte 65 Abgeordnete. Diese Zahl 
wurde nach der ersten Volkszählung 
auf 106 erhöht. Wäre man bei der For­
mel 1 zu 30.000 geblieben, wäre die 
Zahl der Abgeordneten aufgrund des 
Bevölkerungszuwachses in den Ver­
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Artikel I der Verfassung überträgt 
alle legislativen Kompet­enzen der 
Bundesregierung auf einen in zwei 
Kammern – den Senat und das 
Repräsentantenhaus – unterteilten 
Kongress. Wie in der Verfassung 
fest­gelegt, besteht der Senat aus je 
zwei Vertretern eines Bundesstaats. 
Momentan gibt es 100 Senatoren. 
Die Mitgliederzahl des Repräsentan­
tenhauses basiert auf den Bevölke­
rungszahlen jedes Bundesstaats und 
ist deshalb in der Verfassung nicht 
fest­gelegt. Die Zahl der Abgeordne­
ten beträgt momentan 435.

Nach der Verabschiedung der Ver­
fassung wurden die Senatoren mehr 
als 100 Jahre lang nicht direkt vom 
Volk, sondern von den Legislativen 
der Bundesstaaten gewählt und als 
Vertreter ihrer eigenen Heimatstaa­
ten betrachtet. Ihre Aufgabe war 
es sicherzustellen, dass ihr jeweili­
ger Bundesstaat bei allen Geset­zen 
gleichberechtigt behandelt wird. 
Der 1913 verabschiedete 17. Verfas­
sungszusatz legte die Direkt­wahl für 
den Senat fest.

Die Delegierten der verfassungsge­
benden Versammlung argumentier­
ten, wenn zwei verschiedene Gruppen 
– eine als Vertreter der Regierungen 
der Bundesstaaten und eine als Ver­
treter des Volkes – jedem eingebrach­
ten Gesetz zustimmen müssen, kön­
ne es wenig Gefahr geben, dass der 
Kongress Geset­ze in Eile oder ohne 
die gebot­ene Umsicht verabschiedet. 
Wie im britischen Parlament könnte 
immer eine Kammer die andere kon­
trollieren. Die Verabschiedung des 17. 
Verfassungszusat­zes veränderte dieses 
Mächtegleichgewicht zwischen den 
beiden Kammern nicht maßgeblich.

Obwohl es in der Versammlung 
intensive Debat­ten über die Zusam­
menset­zung und Befugnisse des 
Kongresses gab, waren viele Dele­
gierte der Ansicht, dass die Legis­
lat­ive eher unwichtig sein würde. 
Einige meinten, der Kongress würde 
sich haupt­sächlich mit Außenpolitik 
beschäftigen und innenpolitische 
Angelegenheiten den Regierungen 
der Bundesstaaten und Kommunen 
überlassen. Damit hat­ten sie sich 
ganz eindeutig geirrt. Der Kongress 
hat sich als überaus aktiv erwiesen 
und weitgehende Befugnisse in allen 
nationalen Belangen ausgeübt. Seine 
Stärke im Vergleich zur Exekutive 
war zu verschiedenen Zeit­punkten 
der amerikanischen Geschichte mal 
mehr und mal weniger ausgeprägt, 
aber der Kongress war nie lediglich 
dazu da, Entscheidungen des Präsi­
denten abzusegnen.

QUALIFIKATIONEN DER  
KONGRESS­MITGLIEDER

Die Verfassung bestimmt, dass US-
Senatoren mindestens 30 Jahre alt, 
seit mindestens neun Jahren amerika­
nische Staatsangehörige und Einwoh­
ner des Bundesstaates sein müssen, 
in dem sie gewählt werden. Mitglie­
der des Repräsentantenhauses müs­
sen mindesten 25 Jahre alt, seit sieben 
Jahren amerikanische Staatsangehöri­
ge und Einwohner des Staates sein, 
in dem sie gewählt werden. Die Bun­
desstaaten können weitere Anforde­
rungen für die Wahl zum Kongress 
aufstellen, aber die Verfassung über­
trägt jeder Kammer die Befugnis, die 
erforderlichen Qualifikationen ihrer 
Mitglieder fest­zulegen. Jeder Bundes­
staat hat das Recht auf zwei Senato­
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Mitglieder des 106. Kongresses leisten im Saal des US-Repräsentantenhauses im Januar 
1999 ihren Amtseid.



Maßnahmen der Exekutive null und 
nichtig.

Im Fall einer Amt­senthebung 
von Regierungsvertretern hat das 
Repräsentantenhaus das alleinige 
Recht, Vorwürfe des Fehlverhaltens 
vorzubringen, die zu einem Amt­sent­
hebungsverfahren führen können. 
Der Senat hat die alleinige Befugnis 
zur Durchführung von Amtsent­he­
bungsverfahren und zur Ent­schei­
dung, ob die jeweilige Person schuldig 
oder nicht schuldig ist. Ein Schuld­
spruch führt zur Ent­lassung des Regie­
rungsvertreters aus seinem Amt.

Die weit reichenden Kompet­enzen 
des Kongresses werden in Artikel I 
der Verfassung dargelegt:
5	 Erhebung und Einziehung von 

Steuern,
5	 Kreditaufnahme für die Staats­

kasse,
5	 Aufstellung des rechtlichen 

und ordnungspolitische Rahmens für 
die Kont­rolle des Handels zwischen 
den Bundesstaaten und mit fremden 
Ländern,
5	 Aufstellung einheitlicher Bedin­

gungen für die Einbürgerung von 
Ausländern,
5	 Prägung von Münzen und  

Drucken von Banknoten, Bestimmung 
des Geldwerts und Erlassen von Straf­
bestimmungen für Geldfälscher,
5	 Normierung von Gewichten 

und Maßen,
5	 Schaffung eines Konkursrechts 

für das ganze Land,
5	 Errichtung von Postämtern und 

Bau von Poststraßen,
5	 Ausgabe von Pat­enten und 

Urheberrechten,
5	 Bildung eines Bundesgerichts­

systems,

5	 Ahndung der Seeräuberei,
5	 Kriegserklärung,
5	 Aufstellung und Unterhaltung 

von Armeen,
5	 Unterhaltung einer Flot­te,
5	 Aufgebot der Miliz, um den Bun­

desgeset­zen Geltung zu verschaffen, 
Gesetzwidrigkeiten zu unterdrücken 
oder Invasionen abzuwehren,
5	 ausschließliche Geset­zgebung 

für den Regierungssitz (Washington, 
D.C.),
5	 Erlassung aller für die Aus­

übung der Verfassung erforderlichen 
Geset­ze.

Einige dieser Befugnisse sind 
mitt­lerweile überholt, bleiben aber 
in Kraft. Der 10. Verfassungszusatz 
schränkt die Befugnisse des Kongres­
ses ein, indem er fest­legt, dass nicht 
der Bundesregierung übertragene 
Befugnisse den Einzelstaaten oder 
dem Volk obliegen. Außerdem ver­
bietet die Verfassung ausdrücklich 
bestimmte Maßnahmen des Kongres­
ses. Es ist ihm nicht erlaubt:
5	 die Habeas-Korpus-Akte auf­

zuheben – die Anforderung, dass 
eine eines Verbrechens beschuldigte 
Person vor ihrer Inhaftierung einem 
Richter oder einem Gericht vorge­
führt werden muss – es sei denn, dies 
ist aufgrund eines Aufstandes oder 
einer Invasion erforderlich;
5	 Geset­ze zu erlassen, durch 

die Personen für Verbrechen oder 
rechtswidrige Handlungen ohne 
Gerichtsverfahren verurteilt werden;
5	 Geset­ze zu erlassen, durch die 

eine bestimmte Tat rückwirkend zum 
Verbrechen erklärt wird;
5	 direkte Steuern von den Bür­

gern zu erheben, außer auf Basis 
einer bereits erfolgten Volkszählung;
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einigten Staaten inzwischen auf 7.000 
gestiegen. Statt­dessen wurde die For­
mel im Laufe der Jahre angepasst, 
und heute beträgt des Verhält­nis der 
Abgeordneten zur Bevölkerung in 
etwa 1 zu 600.000.

Die Legislativen der Bundesstaaten 
teilen die Staaten in Kongressbezirke 
auf, deren Bevölkerungszahlen sich 
im Wesentlichen gleichen müssen. 
Alle zwei Jahre wählen die Stimmbe­
rechtigten jedes Bezirks einen Abge­
ordneten für den Kongress.

Senatoren werden alle zwei Jah­
re in den Jahren, die auf eine gerade 
Zahl enden, im gesamten Bundes­
staat gewählt. Die Amtszeit der Sena­
toren beträgt sechs Jahre. Alle zwei 
Jahre wird ein Drit­tel des Senats neu 
gewählt. Daher sind zwei Drit­tel der 
Senatoren immer Personen mit eini­
ger Erfahrung in der Geset­zgebung 
auf nationaler Ebene.

Theoretisch ist es möglich, dass 
das Repräsentantenhaus vollkommen 
aus Abgeordneten ohne Erfahrung 
in der Geset­zgebung besteht. Prak­
tisch werden allerdings die meisten 
Mitglieder mehrere Male gewählt, 
und das Repräsentantenhaus kann 
sich ebenso wie der Senat immer auf 
eine Kerngruppe mit geset­zgeberi­
scher Erfahrung verlassen.

Da die Amtszeit der Mitglieder 
des Repräsentantenhauses zwei Jah­
re beträgt, gelten zwei Jahre als die 
Amtsperiode eines Kongresses. Der 
20. Verfassungszusatz bestimmt, 
dass der Kongress seine regelmäßige 
Sit­zungsperiode jeden 3. Januar auf­
nimmt, wenn der Kongress kein 
anderes Datum fest­legt. Die Sit­zungs­
periode des Kongresses dauert an, bis 
seine Mitglieder sich vertagen – meist 

gegen Ende des Jahres. Der Präsident 
kann eine Sondersit­zung einberufen, 
wenn er dies für erforderlich hält. 
Die Sit­zungen werden im Kapitol in 
Washington abgehalten.

KOMPETEN­ZEN DES  
REPRÄSEN­TAN­TENHAUSES UND DES 
SEN­ATS

Jede Kammer des Kongresses 
hat die Befugnis, Geset­ze zu jedem 
Thema einzubringen, mit Ausnah­
me von Geset­zen zur Erhöhung der 
Staatseinnahmen, die vom Repräsen­
tantenhaus ausgehen müssen. Die 
großen Staaten scheinen so also mehr 
Einfluss auf die Staatskasse zu haben 
als kleine Staaten. Praktisch gesehen 
kann allerdings jede Kammer gegen 
Geset­ze stimmen, die von der ande­
ren Kammer verabschiedet wurden. 
Der Senat kann beispielsweise einen 
Gesetzent­wurf des Repräsentanten­
hauses zu den Staatseinnahmen 
– oder auch jeden anderen Gesetzent­
wurf – zurückweisen oder Zusät­ze 
einfügen, die eine wesentliche Ver­
änderung bedeuten. In diesem Fall 
muss ein Vermitt­lungsausschuss, 
zusammengesetzt aus Mitgliedern 
beider Kammern, einen für beide 
Seiten akzeptablen Kompromiss aus­
arbeiten, bevor der Ent­wurf zum 
Gesetz wird.

Der Senat hat ebenfalls gewisse, 
nur diesem Organ übertragene Kom­
pet­enzen, darunter die Befugnis zur 
Bestätigung von vom Präsidenten 
ernannten hochrangigen Beamten 
und Botschaftern der Bundesregie­
rung sowie die Befugnis zur Ratifizie­
rung aller Verträge durch Zweidrit­
telmehrheit. In jedem Fall macht 
eine Ablehnung durch den Senat die 
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Sit­zungssaal von 218 Abgeordneten 
unterzeichnet werden; im Senat ist 
die Mehrheit der Mitglieder erforder­
lich. In der Praxis erhalten derartige 
Ent­lassungsanträge selten die erfor­
derliche Unterstützung.

Die Mehrheitspartei in jeder Kam­
mer kont­rolliert das Ausschussverfah­
ren. Ausschussvorsit­zende werden 
von der Fraktion oder einer hierfür 
designierten Gruppe von Parteimit­
gliedern gewählt. Minderheitenpartei­
en sind in den Ausschüssen propor­
tional zu ihrer Stärke in jeder Kammer 
vertreten.

Geset­zesvorlagen können auf ver­
schiedene Art und Weise eingebracht 
werden. Einige werden von ständi­
gen Ausschüssen erarbeitet, einige 
von Sonderausschüssen, die für die 
Behandlung bestimmter geset­zge­
berischer Fragen gebildet wurden 
und einige können vom Präsidenten 
oder anderen Vertretern der Exekuti­
ve eingebracht werden. Bürger und 
Organisationen außerhalb des Kon­
gresses können Mitgliedern Geset­zes­
vorschläge unterbreiten, und auch 
die Senatoren und Abgeordneten 
selbst können Geset­zent­würfe initiie­
ren. Nachdem sie eingebracht wur­
den, werden die Geset­zent­würfe den 
designierten Ausschüssen zugeleitet, 
die in den meisten Fällen eine Reihe 
von öffentlichen Anhörungen anset­
zen, um den Befürwortern oder Geg­
nern des Ent­wurfs die Möglichkeit 
zu geben, ihre Ansichten darzule­
gen. Der Anhörungsprozess, der sich 
über mehrere Wochen oder Monate 
erstrecken kann, öffnet das Geset­zge­
bungsverfahren für die Beteiligung 
der Öffentlichkeit.

Ein Vorteil des Ausschusssystems 
ist, dass es Mitgliedern des Kongres­
ses und ihren Mit­arbeitern ermög­
licht, in verschiedenen gesetzgebe­
rischen Bereichen einen beacht­lichen 
Erfahrungsschatz zu sammeln. In 
den Anfangsjahren der Republik, als 
die Bevölkerungszahlen noch niedrig 
und die Pflichten der Bundesregie­
rung eng begrenzt definiert waren, 
war derartiges Fachwissen nicht von 
so großer Bedeutung. Jeder Abgeord­
neter war Generalist und besaß Kennt­
nisse in allen Bereichen, die von Inte­
resse waren. Die Vielschichtigkeit des 
heutigen Lebens erfordert Fachwis­
sen, was bedeutet, dass gewählte Ver­
treter oft in ein oder zwei politischen 
Bereichen Kenntnisse erwerben.

Wenn ein Ausschuss sich für einen 
Ent­wurf ausgesprochen hat, wird 
der Geset­zesvorschlag zur Debat­te 
weitergeleitet. Im Senat erlauben die 
Regeln eine zeit­lich praktisch unein­
geschränkte Debat­te. Im Repräsen­
tantenhaus setzt der Regelausschuss 
aufgrund der großen Zahl von Abge­
ordneten meist Grenzen. Nach dem 
Ende der Debat­te stimmen die Mit­
glieder entweder für die Geset­zesvor­
lage, gegen sie oder lassen sie ruhen 
– was eine Zurückstellung und damit 
so viel wie eine Ablehnung bedeutet 
– oder schicken sie zurück in den Aus­
schuss. Ein von einer Kammer ver­
abschiedet­es Gesetz wird der anderen 
Kammer zur weiteren Bearbeitung 
zugeleitet. Wenn die Geset­zesvorlage 
von der zweiten Kammer geändert 
wird, wird ein aus beiden Kammern 
zusammengeset­zter Vermitt­lungs­
ausschuss eingesetzt, um einen Kom­
promiss zu finden.
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5	 Ausfuhren aus einem Einzel­
staat zu besteuern;
5	 den Hafen eines Bundesstaats 

oder die ihn anlaufenden Schiffe in 
Bezug auf Handel oder Besteuerung 
zu bevorzugen;
5	 Adelstitel zu verleihen.

ÄMTER DES KONGRES­SES
Die Verfassung sieht den Vizepräsi­

denten als Präsidenten des Senats vor. 
Der Vizepräsident hat kein Stimm­
recht, außer bei einem Patt. Der Senat 
wählt einen Präsidenten pro tempore, 
der ihm in Abwesenheit des Vizeprä­
sidenten vorsitzt. Das Repräsentan­
tenhaus wählt seinen eigenen Vor­
sit­zenden – den Speaker. Der Speaker 
und der Präsident pro tempore sind 
immer Mit­glieder der politischen Par­
tei mit der Mehrheit in der jeweiligen 
Kammer.

Zu Beginn jedes neuen Kongresses 
wählen die Mitglieder der politischen 
Parteien Fraktionsvorsit­zende und 
andere Vertreter für die organisato­
rische Handhabung der eingebrach­
ten Geset­ze. Diese Vertreter üben 
gemeinsam mit den Vorsit­zenden 
und Ausschussvorsit­zenden einen 
starken Einfluss auf die Entstehung 
von Geset­zen aus.

DAS AUS­SCHUSS­VERFAHREN
Eines der Haupt­merkmale des 

Kongresses ist die vorherrschende 
Rolle der Ausschüsse bei seinen 
Verfahren. Die heutige Bedeutung 
der Ausschüsse ent­wickelte sich 
im Laufe der Zeit, sie war nicht ver­
fassungsrecht­lich beabsichtigt, da 
Ausschüsse in der Verfassung keine 
Erwähnung finden.

Zurzeit zählt der Senat 17 ständige 
Ausschüsse, das Repräsentantenhaus 
19. Jeder Ausschuss ist auf einen kon­
kreten geset­zgeberischen Bereich 
spezialisiert: auswärtige Angele­
genheiten, Verteidigung, Bankwe­
sen, Landwirtschaft, Handel, Bewilli­
gung, um nur einige zu nennen. Fast 
jeder in einer Kammer eingebrachte 
Geset­zent­wurf wird zur Untersu­
chung und Empfehlung an einen Aus­
schuss weitergeleitet. Der Ausschuss 
kann jede an ihn weitergeleitete 
Angelegenheit billigen, überarbeiten, 
zurückweisen oder ignorieren. Es ist 
fast unmöglich, dass ein Geset­zent­
wurf im Repräsentantenhaus oder 
im Senat ohne die Billigung eines 
Ausschusses vorget­ragen wird. Im 
Repräsentantenhaus muss eine Peti­
tion zur Ent­lassung eines Geset­zent­
wurfs aus dem Ausschuss in den 
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Nach der Verabschiedung eines Gesetzes 
zur Senkung der Steuern mit 80 zu 18 
Stimmen im Juni 1997 im Senat reicht der 
Mehrheitsführer im Senat, Trent Lott, ein 
Republikaner aus Mississippi, dem demo­
kratischen Senator Bob Graham aus Florida 
die Hand. Lott lobte den Senat für seine 
„parteiübergreifenden Bemühungen, jedem 
Steuerzahler in jeder Phase seines Lebens 
Steuersenkungen zu bieten.“

Fortsetzung auf Seite 78



STÄNDIGE AUS­SCHÜSSE DES KONGRES­SES

Repräsentantenhaus

Landwirtschaft
Bewilligung
Streitkräf­te
Bankwesen und  

Finanzdienstleistungen
Haushalt
Handel
Bildung und Erwerbstätige
Staatsreform und Kont­rolle
Verwaltung des  

Repräsentantenhauses
Internationale Beziehungen
Justiz
Ressourcen
Geschäft­sordnung
Wissenschaft
Mit­telstand
Verhaltenskodizes für Abgeordnete
Verkehrswesen und Infrastruktur
Angelegenheiten ehemaliger  

Kriegsteilnehmer
Haushaltsfragen
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DAS AUS­SCHUSSSYSTEM
Kongressausschüsse sind in der Verfassung nicht ausdrücklich vorgesehen. 

Während die amerikanische Nation wuchs, nahm auch die Not­wendigkeit für 
die sorgfältige Untersuchung anhängiger Geset­zesvorschlä­ge zu.

Das Ausschusssystem wurde 1789 ins Leben geruf­en, als die Mitglieder 
des Repräsentantenhauses sich durch endlose Diskussionen über neue Geset­
zesvorschlä­ge blockiert sahen. Die ersten Ausschüsse beschäftigten sich mit 
Forderungen aus dem Unabhängigkeitskrieg, Poststraßen und -gebieten sowie 
dem Handel mit anderen Ländern. Im Laufe der Jahre wurden Ausschüsse 
als Reaktion auf politische, gesellschaftliche und wirtschaftliche Veränderun­
gen gebildet und auf­gelöst. Ein Ausschuss für Ansprüche aus dem Unabhän­
gigkeitskrieg wird beispielsweise nicht mehr benöt­igt, allerdings haben beide 
Kammern des Kongresses einen Ausschuss für die Angelegenheiten ehema­
liger Kriegsteilnehmer.

Im 106. Kongress (1999–2000) gab es 19 ständige Ausschüsse im Repräsentan­
tenhaus und 17 im Senat. Hinzu kamen vier gemeinsame ständige Ausschüsse 
mit Mitgliedern beider Kammern: Kongressbibliothek, Druckerei, Besteuerung 
und Wirtschaft. Zudem kann jede Kammer für die Untersuchung konkreter Pro­
bleme Sonderausschüsse einrichten. Auf­grund der zunehmenden Arbeitsbelas­
tung sind aus den ständigen Ausschüssen außerdem etwa 150 Unterausschüsse 
hervorgegangen.

Und was genau tun all diese Ausschüsse? Der zuständige Ausschuss muss 
jede Geset­zesvorlage – der Geset­zent­wurf, der dem Kongress vorgelegt wird 
– sorgfältig überprüfen. Der Ausschuss führt normalerweise Anhörungen 
durch, bei denen Experten aussagen. Dies können nicht im Ausschuss vertrete­
ne Mitglieder des Kongresses sein, Vertreter der Exekutive, Vertreter von Organi­
sationen des Privat­sektors und einzelne Bürger.

Nachdem alle Fakten gesammelt wurden, entscheidet der Ausschuss, ob 
über den Geset­zesvorschlag positiv berichtet wird oder ob Änderungen empfoh­
len werden. Manchmal lässt man die Vorlage auch ruhen, womit sie praktisch 
zurückgewiesen ist. Wenn eine Geset­zesvorlage allerdings den Ausschuss ver­
lässt und vom gesamten Repräsentantenhaus oder Senat verabschiedet wird, 
kommt ein weiterer Ausschuss zum Zuge, der Unstimmigkeiten zwischen 
den verschiedenen Versionen des Repräsentantenhauses und des Senats der 
gleichen Geset­zesvorlage ausräumen soll. Dieser „Vermitt­lungsausschuss“ 
setzt sich aus Mitgliedern beider Kammern zusammen, stellt den Ent­wurf zur 
Zufriedenheit aller Kongressmitglieder fertig und legt ihn dann zur endgülti­
gen Erörterung und Abstimmung dem Repräsentantenhaus und dem Senat 
vor. Wird der Geset­zent­wurf verabschiedet, wird er dem Prä­sidenten zur 
Unterzeichnung vorgelegt.
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Senat

Landwirtschaft, Ernährung und 
Forstwirtschaft

Bewilligung
Streitkräf­te
Bankwesen
Haushalt
Handel, Wissenschaft und  

Verkehrswesen
Energie und natürliche Ressourcen
Umwelt und öffentliche Bauvorhaben
Finanzen
Auswärtiger Ausschuss
Staatlicher Untersuchungsausschuss
Gesundheit, Bildung, Arbeit und  

Rente
Angelegenheiten amerikanischer 

Ureinwohner
Justiz
Geschäft­sordnung und Verwaltung
Mit­telstand
Angelegenheiten ehemaliger 

Kriegsteilnehmer



demokratische – Partei bilden. Des­
halb verdanken die Mitglieder des 
Kongresses ihre Position ihrer Wäh­
lerschaft in den Kommunen und Bun­
desstaaten und nicht der nationalen 
Parteiführung oder ihren Kollegen 
im Kongress. Folglich ist das geset­zge­
berische Verhalten der Abgeordneten 
und Senatoren eher individualistisch 
oder idiosynkratisch. Es spiegelt die 
große Vielfalt der vertretenen Wäh­
lerschaften wider und die Freiheit, 
die sich aus dem Aufbau einer loya­
len persönlichen Wählerschaft ergibt.

Der Kongress ist daher ein kol­
legiales und kein hierarchisches Gre­
mium. Macht wird nicht von oben 
nach unten ausgeübt, wie in einem 
Unternehmen, sondern praktisch in 
jede Richtung. Es gibt nur minimale 
zentralisierte Autorität, da die Mög­
lichkeiten, abzustrafen oder zu beloh­
nen, gering sind. Kongresspolit­ik 
wird durch veränderliche Koalitionen 
gemacht, die sich je nach Thema 
unterscheiden können. Manchmal, 
wenn gegensät­zlicher Druck aus­
geübt wird – vom Weißen Haus und 
wichtigen wirtschaftlichen oder eth­
nischen Gruppen – nut­zen die Gesetz­
geber die Verfahrensregeln, um eine 
Entscheidung zu verzögern und 
damit zu vermeiden, einflussreiche 
Kreise zu verärgern. Ein Sache kann 
vertagt werden, wenn der betreffen­
de Ausschuss keine ausreichenden 
öffentlichen Anhörungen abgehalten 

hat. Der Kongress kann eine Behörde 
auch anweisen, vor Erörterung eines 
Themas einen detaillierten Bericht 
vorzubereiten. Oder jede Kammer 
kann eine Maßnahme ruhen lassen 
und sie damit effektiv zurückweisen, 
ohne je in der Sache geurteilt zu 
haben.

Es gibt informelle oder ungeschrie­
bene Verhaltensstandards, die die 
Aufgaben und den Einfluss eines 
bestimmten Mitglieds oft bestimmen. 
„Insider“, Abgeordnete und Senato­
ren, die sich auf ihre geset­zgebe­
rischen Aufgaben konzentrieren, 
können in den Hallen des Kongresses 
mehr Macht haben, als „Outsider“, 
die Anerkennung gewinnen, indem 
sie öffent­lich über nationale Belange 
sprechen. Von den Mitgliedern wird 
höfliches Verhalten gegenüber ihren 
Kollegen erwartet. Persönliche Angrif­
fe sind zu vermeiden, unabhängig 
davon, als wie inakzeptabel man die 
Politik des Gegners empfinden mag. 
Außerdem wird von den Mitgliedern 
erwartet, dass sie sich auf einige Poli­
tikbereiche spezialisieren und nicht 
behaupten, in allen geset­zgeberischen 
Bereichen kompet­ent zu sein. Wer 
sich an diese inoffiziellen Regeln hält, 
wird mit größerer Wahrscheinlich­
keit in angesehene Ausschüsse oder 
zumindest in Ausschüsse, die für 
eine maßgebliche Zahl der eigenen 
Wähler von Interesse ist, gewählt.	 5
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Nachdem es von beiden Kam­
mern verabschiedet wurde, wird das 
Gesetz dem Präsidenten vorgelegt, 
der dazu Stellung nehmen muss, 
damit es in Kraft treten kann. Der 
Präsident hat die Wahl, das Gesetz 
entweder zu unterzeichnen – dann 
erlangt es Geset­zeskraft – oder ein 
Veto einzulegen. Ein vom Präsiden­
ten abgelehntes Gesetz muss von 
einer Zweidrit­telmehrheit beider 
Kammern gebilligt werden, um den­
noch in Kraft zu treten.

Der Präsident kann auch sowohl 
die Unterzeichnung eines Geset­zes 
als auch die Einlegung eines Vet­os 
ablehnen. In diesem Fall tritt das 
Gesetz zehn Tage (ohne Sonntage) 
nach Vorlage ohne seine Unterschrift 
in Kraft. Die einzige Ausnahme von 
dieser Regel kommt zum Tragen, 
wenn der Kongress sich nach Vorla­
ge des Geset­zes und vor Ablauf der 
Zehn-Tage-Frist vertagt; die Weige­
rung des Präsidenten zu handeln 
negiert dann das Gesetz – ein als 
„Taschenveto“ (pocket veto) bekanntes 
Verfahren.

IN­VESTIGATIVE KOMPETEN­ZEN DES 
KONGRES­SES

Eine der bedeutendsten nicht legis­
lativen Funktionen des Kongresses ist 
die Ermitt­lungsbefugnis. Diese Verant­
wortung wird meist den Ausschüssen 
übertragen – ent­weder einem stän­
digen Ausschuss, einem für einen 
bestimmten Zweck eingesetzten 
Sonderausschuss oder gemeinsamen 
Ausschüssen mit Mit­gliedern aus 
beiden Kammern. Ermit­tlungen wer­
den durchgeführt, um Informationen 
über zukünftig not­wendige Geset­ze 
zu erhalten, die Wirkung von bereits 

verabschiedeten Geset­zen oder die 
Qualifikationen und Leistungen der 
Mit­arbeiter und Beamten anderer 
Gewalten zu überprüfen und, in selte­
nen Fällen, um die Vorarbeit für Amts­
enthebungsverfahren zu leisten. Oft 
wenden sich die Ausschüsse an Exper­
ten von außen, um die Ermitt­lungsan­
hörungen durchzuführen und detail­
lierte Untersuchungen vorzunehmen.

Die investigat­ive Kompet­enz hat 
bedeutende logische Folgen. Eine ist 
die Befugnis zur Veröffentlichung 
der Ermit­tlungen und ihrer Ergeb­
nisse. Die meisten Ausschussanhö­
rungen sind öffent­lich, und in den 
Massenmedien wird umfassend über 
sie berichtet. Ermit­tlungen des Kon­
gresses sind deshalb ein wichtiges 
Instrument für den Geset­zgeber, die 
Öffentlichkeit zu informieren und das 
öffentliche Interesse an nationalen 
Belangen zu wecken. Kongressaus­
schüsse haben außerdem die Befug­
nis, unwillige Zeugen zur Aussage 
zu zwingen, Zeugen, die die Aussa­
ge verweigern, der Missachtung des 
Kongresses, und Zeugen, die eine 
Falschaussage machen, des Meineids 
zu bezichtigen.

INOFFIZIELLE PRAKTIKEN DES  
KONGRES­SES

Im Gegensatz zu den parlamenta­
rischen Systemen in Europa hat das 
Verhalten der amerikanischen Gesetz­
geber wenig mit zent­raler Parteidis­
ziplin zu tun. Jede der großen ameri­
kanischen politischen Parteien ist eine 
Koalition aus kommunalen und bun­
desstaatlichen Organisationen, die 
zusammen in Vierjahresintervallen 
für den Präsidentschaftswahlkampf 
eine nationale – republikanische oder 
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von Sonderausschüssen 1975 und 1976 wurden gravierende Verstöße der Nach­
richtendienste fest­gestellt und die Erarbeitung neuer Geset­ze zur Kont­rolle 
nachrichtendienstlicher Aktivitä­ten angeregt.

1983 warfen Ermit­tlungen des Kongresses in Zusammenhang mit einem 
Vorschlag, die Grenzkont­rollaufgaben der Zollbehörde und der Einwande­
rungsbehörde zusammenzuf­ühren, Fragen über die Befugnisse der Exekutive 
auf, derartige Veränderungen ohne neue Geset­ze vorzunehmen. 1987 wurden 
Geset­zesverstöße bei den geheimen Waf­fenverkäufen der Exekutive an Iran 
und die Weiterleitung der Profite aus den Waf­fenverkäufen an die Contras, 
gegen die Regierung gerichtete Kräf­te in Nicaragua, auf­gedeckt. Die Erkenntnis­
se des Kongresses führten zu Geset­zesvorschlä­gen, die ähnliche Vorkommnisse 
in Zukunft verhindern sollen.

Bei Ermit­tlungen einer überparteilichen Kongresskommission und den 
darauf folgenden Anhörungen im Senat 1996 und 1997 wurden Fälle von 
Missbrauch und Misswirtschaft bei der Finanzbehörde (Internal Rev­enue Service 
– IRS), der für die Erhebung von Einkommensteuer zuständigen Behörde, auf­
gedeckt. Der Finanzausschuss des Senats hörte Beamte der IRS an, die aussag­
ten, dass der Druck, unbezahlte Steuern einzutreiben so groß sei, dass man die 
Steuerzahler zum Teil stark drangsaliere. Außerdem wurden Bürger angehört, 
die aussagten, dass sie fälschlich beschuldigt und von der IRS aggressiv verfolgt 
worden seien, weil sie ihre Steuern nicht bezahlt hät­ten. 1998 verabschiedete 
die IRS Reformgeset­ze, mit denen ein unabhängiger Auf­sichtsrat geschaffen 
und der Schutz der Steuerzahler verbessert wurde. Hierzu zählt auch die Ver­
lagerung der Beweislast bei Streitigkeiten in Steuerangelegenheiten vom Steu­
erzahler zur IRS.

Die Auf­sichtsbefugnisse des Kongresses haben sich immer wieder als 
entscheidende Kont­rollfunktion bei der Beobachtung der Prä­sidentschaft und 
der Kont­rolle der Politik erwiesen.

Die Aufsichtsfunk­tion des Kongresses
Im Wörterbuch wird „Auf­sicht“ als „sorgfältige Überwachung“ def­iniert, 

und diese Vorgehensweise hat sich als eine der wirkungsvollsten Met­hoden 
des Kongresses zur Einflussnahme auf die Exekutive erwiesen. Durch die 
Auf­sichtsbefugnisse des Kongresses werden Verschwendung und Betrug ver­
hindert, Bürgerrechte und persönliche Freiheiten geschützt, die Einhaltung 
der Geset­ze durch die Exekutive garantiert, Informationen für die Erarbeitung 
von Geset­zen und die Auf­klä­rung der Öffentlichkeit zusammenget­ragen 
und die Leistung der Exekutive bewertet. Sie erstrecken sich auf Ministerien, 
Regierungsbehörden, Auf­sichtsbehörden und die Prä­sidentschaft.

Die Auf­sichtsfunktion des Kongresses nimmt verschiedene Formen an:
5	 Ausschussanfragen und -anhö­rungen,
5	f ormelle Konsultationen mit und Berichte vom Prä­sidenten,
5	 Beratung des Senats und Zustimmung zu Verträ­gen und Nominierungen 

des Prä­sidenten,
5	 Amt­senthebungsverfahren des Repräsentantenhauses und die entspre­

chenden Verfahren im Senat,
5	 Verfahren im Repräsentantenhaus und im Senat gemäß dem 25. Verfas­

sungszusatz, falls der Prä­sident sein Amt nicht ausüben kann oder das Amt des 
Vizepräsidenten nicht besetzt ist,
5	 informelle Tref­fen zwischen Vertretern der Legislat­ive und Exekutive,
5	 Kongressmitgliedschaft in Regierungskommissionen,
5	 Untersuchungen durch Kongressausschüsse und nachgeordnete Behör­

den, wie die Haushaltsbehörde des Kongresses, der Bundesrechnungshof, und 
die Behörde für Technologiebewertung – alles Organe des Kongresses.

Auf­grund der Auf­sichtsfunktion des Kongresses wurden Amt­sinhaber 
zum Rücktritt gezwungen, politische Maßnahmen revidiert und der Exekutive 
wurden neue geset­zliche Kont­rollen auf­erlegt. 1949 wurde durch Sonderer­
mitt­lungsausschüsse des Senats korruptes Verhalten von hochrangigen Amts­
inhabern der Truman-Regierung auf­gedeckt. Daraufhin wurden bestimmte 
Behörden neu organisiert und eine Sonderkommission des Weißen Hauses zu 
Korruption in der Regierung eingesetzt.

Die Übertragung von Anhörungen des Auswärtigen Ausschusses des  
Senats im Fernsehen Ende der Sechzigerjahre trug zur Mobilisierung gegen 
den Vietnamkrieg bei. Durch die Watergate-Ermit­tlungen des Kongresses 1973 
wurde auf­gedeckt, dass Beamte des Weißen Hauses ihre Positionen geset­zes­
widrig zu ihrem politischen Vorteil nutzten. Mit dem Amt­senthebungsverfah­
ren des Justizausschusses des Repräsentantenhauses gegen Richard Nix­on 
im folgenden Jahr wurde dessen Prä­sidentschaft beendet. Bei Ermit­tlungen 
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DIE JUDIKATIVE: 

 
AUS­LEGUNG DER 

VERFAS­SUNG

„... die Judikative ist der 
Schutzmechanismus der  
Verfassung für unsere  

Freiheit und unser  
Eigentum.“ 

– Charles Evans Hughes, 
Prä­sident des Obersten 

Gerichtshofs, 1907 in einer 
Rede in Elmira (New York)

KAPI­TEL
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Das Oberste Bundesgericht der Vereinigten Staaten, der Supreme Court



entschieden werden. Auf beiden 
Ebenen gilt also in einigen Bereichen 
die ausschließliche und in anderen 
die konkurrierende Zuständigkeit 
der Gerichte.

Die Verfassung schützt die richter­
liche Unabhängigkeit, indem sie 
fest­legt, dass Bundesrichter ihr 
Amt ausüben sollen, solange ihre 
„Amtsführung einwandfrei ist“ 
– praktisch bedeutet dies, bis sie ster­
ben, in Pension gehen oder zurücktre­
ten. Allerdings kann ein Richter, der 
im Amt eine Straftat verübt, ebenso 
wie der Präsident oder andere Bun­
desbeamte durch Klage seines Amtes 
enthoben werden. Die Richter in den 
Vereinigten Staaten werden vom 
Präsidenten ernannt und vom Senat 
bestätigt. Der Kongress legt auch die 
Besoldung der Richter fest.

DAS OBERSTE BUN­DES­GERICHT  
(SUP­RE­ME COURT)

Der Sup­reme Court ist das höchste 
Gericht der Vereinigten Staaten und 
das einzige ausdrücklich durch die 
Verfassung eingeset­zte. Gegen eine 
Entscheidung des Obersten Bundes­
gerichts können bei keinem anderen 
Gericht Rechtsmit­tel eingelegt wer­
den. Der Kongress hat die Befugnis, 
die Anzahl der Richter am Obersten 
Bundesgericht zu bestimmen und – 
mit gewissen Einschränkungen – zu 
entscheiden, welche Art von Fällen 
dort verhandelt werden, allerdings 
darf er die dem Sup­reme Court von 
der Verfassung selbst verliehenen 
Kompet­enzen nicht verändern.

Die Verfassung äußert sich nicht 
zu den für das Richteramt erforder­
lichen Qualifikationen. Es ist nicht 
vorgeschrieben, dass Richter Anwälte 

sein müssen, aber tat­sächlich sind alle 
Richter, auch am Obersten Bundesge­
richt, Mitglieder der Anwaltsvereini­
gung.

Seit der Gründung des Obersten 
Bundesgerichts vor 200 Jahren gab es 
etwas über 100 Richter. Der ursprüng­
liche Gerichtshof hat­te einen Präsi­
denten und fünf Bundesrichter. In 
den folgenden 80 Jahren variierte die 
Zahl der Richter, bis sie 1869 auf einen 
Präsidenten und acht Bundesrichter 
fest­gelegt wurde. Der Präsident ist 
der Vorsit­zende des Gerichtshofs, 
aber in entscheidenden Fällen hat 
er ebenso wie die Bundesrichter nur 
eine Stimme.

Der Sup­reme Court hat in zwei Fäl­
len die erstinstanzliche Zuständig­
keit: in Fällen, die ausländische Wür­
denträger betreffen und in Fällen, in 
welchen ein Bundesstaat Partei ist. In 
allen anderen Fällen ist der Gerichts­
hof Rechtsmit­telgericht.

Üblicherweise werden nur 150 
der mehreren tausend am Sup­reme 
Court eingereichten Fälle dort ver­
handelt. Bei den meisten Fällen geht 
es um die Auslegung des Geset­zes 
oder die Absicht des Kongresses bei 
der Verabschiedung eines Geset­zes. 
Ein maßgeblicher Teil der Arbeit des 
Obersten Bundesgerichts besteht 
jedoch darin fest­zustellen, ob ein 
Gesetz oder eine Maßnahme der 
Regierung verfassungskonform ist. 
Diese Funktion der Normenkont­rol­
le wird in der Verfassung nicht aus­
drücklich erwähnt. Es ist vielmehr 
eine aus der Auslegung der Verfas­
sung durch das Gericht entstandene 
Doktrin, die in dem bahnbrechenden 
Fall „Marbury gegen Madison“ 1803 
mit Nachdruck erklärt wurde. In sei­
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Die drit­te Gewalt im Staat, die Judi­
kat­ive, besteht aus einem System von 
über das Land verteilten Gerichten. 
Der oberste Gerichtshof ist der Supre­
me Court der Vereinigten Staaten.

In den Bundesstaaten gab es 
bereits ein System von Gerichten, 
bevor die Verfassung ent­worfen wur­
de. Unter den Delegierten der verfas­
sungsgebenden Versammlung gab 
es erhebliche Kontroversen, ob ein 
System von Bundesgerichten erforder­
lich sei und ob es die Gerichte in den 
Bundesstaaten erset­zen sollte. Wie 
auch bei anderen Themen fanden die 
Delegierten einen Kompromiss: Die 
Gerichte der Bundesstaaten behielten 
ihren Zuständigkeitsbereich und die 
Verfassung schuf Bundesgerichte mit 
begrenzten Befugnissen. Artikel III 
der Verfassung legt die Grundlage 
für das System der Bundesgerichte: 
„Die richterliche Gewalt der Ver­
einigten Staaten soll einem Obersten 
Gerichtshof und solchen unterge­
ordneten Gerichten übertragen sein, 
wie sie der Kongress von Zeit zu Zeit 
anordnen und errichten wird.“

DAS SYSTEM DER BUN­DES­GERICHTE
Anhand dieser Anleitung teil­

te der erste Kongress das Land in 
Bezirke auf und set­zte Bundesge­
richte für jeden Bezirk ein. Aus 
diesen Anfängen ent­wickelte sich 
die heutige Struktur: der Oberste 
Bundesgerichtshof, 13 Berufungsge­
richte, 94 Bezirksgerichte und zwei 
Gerichte mit besonderer Zuständig­
keit. Dem Kongress obliegt es noch 
heute, Bundesgerichte einzuset­zen 
und abzuschaffen sowie die Zahl der 
Richter an den Bundesgerichten zu 
bestimmen. Er kann allerdings nicht 

den Obersten Bundesgerichtshof 
abschaffen.

Die richterliche Gewalt erstreckt 
sich auf alle Fälle im Geltungsbereich 
der Verfassung, der vom Kongress 
beschlossenen Geset­ze oder der Ver­
träge der Vereinigten Staaten; auf 
alle Fälle, die Botschafter, Minister 
oder Konsuln anderer Länder in den 
Vereinigten Staaten betreffen, auf 
Streitigkeiten, bei denen die Vereinig­
ten Staaten als Partei auftreten, auf 
Streitigkeiten zwischen Bundesstaaten 
(oder ihren Bürgern) und fremden 
Ländern (oder deren Staatsangehöri­
gen) sowie auf Konkursfälle. Mit dem 
11. Verfassungszusatz wurde verfügt, 
dass die Bundesgerichte nicht mehr 
für Fälle zuständig sind, in denen 
ein Bürger eines Bundesstaates Klä­
ger und die Regierung eines ande­
ren Bundesstaates Beklagter ist. Sie 
sind allerdings weiterhin für Fälle 
zuständig, in denen die Regierung 
eines Bundesstaates Kläger und ein 
Bürger eines anderen Bundesstaates 
Beklagter ist.

Die Kompet­enzen der Bundes­
gerichte erstrecken sich sowohl auf 
Zivilklagen auf Schadensersatz und 
andere Formen der Entschädigung 
als auch auf Strafsachen gemäß der 
Bundesgeset­ze. Artikel III führte zu 
einem vielschichtigen Beziehungs­
geflecht zwischen den Gerichten der 
Bundesstaaten und den Gerichten 
des Bundes. Normalerweise wer­
den Verfahren gemäß der Geset­ze 
der Bundesstaaten nicht an einem 
Bundesgericht verhandelt. Einige 
Fällen, die unter die Zuständigkeit 
der Bundesgerichte fallen, können 
allerdings auch vor den Gerichten 
der Bundesstaaten verhandelt und 
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und das Bundesberufungsgericht 
für den Gerichtsbezirk des Bundes 
geschaffen. Die Zahl der an die­
sen Gerichten tätigen Richter reicht 
von 6 bis 28, aber in den meisten 
Gerichtsbezirken sind es zwischen 
10 und 15 Richter.

Die Berufungsgerichte überprüfen 
die Entscheidungen der Bezirksge­
richte (Gerichte mit Bundesgerichts­
barkeit) in ihrem Zuständigkeits­
bereich. Sie haben außerdem das 
Recht, Verwaltungsakte der unabhän­
gigen Regulierungsbehörden in Fäl­
len zu überprüfen, in denen die inter­
nen Überprüfungsmechanismen der 
Behörden ausgeschöpft wurden und 
erhebliche Meinungsverschiedenhei­
ten über recht­liche Aspekte fort­be­
stehen. Das Bundesberufungsgericht 

für den Gerichtsbezirk des Bundes 
ist zudem landesweit zuständig für 
die Anhörung von Sonderfällen, bei­
spielsweise Patentrechtsfälle sowie 
für Fälle, die von den Gerichten mit 
besonderer Zuständigkeit wie dem 
Gericht für Außenhandel und dem 
Gericht für Entschädigungsansprüche 
gegen den Bund verhandelt werden.

Auf der Ebene unter den Beru­
fungsgerichten gibt es die Bezirksge­
richte. Die 50 Staaten und die ameri­
kanischen Hoheitsgebiete sind in 94 
Bezirke unterteilt, so dass die Gerichte 
für alle Verfahrensbeteiligten einfach 
erreichbar sind. Jedes Bezirksgericht 
hat mindestens zwei Richter, viele 
haben einige Richter und die bevölke­
rungsreichsten Bezirke haben mehr 
als zwei Dut­zend. Abhängig von der 

Die Richter des Obersten 
Bundesgerichts (v.l.n.r.):  
Clarence Thomas,  
Antonin Scalia,  
Sandra Day O’Connor,  
Anthony M. Kennedy,  
David H. Souter,  
Stephen G. Breyer,  
John Paul Stevens,  
Präsident William H. 
Rehnquist und  
Ruth Bader Ginsburg.

ner Entscheidung in diesem Fall leg­
te der Sup­reme Court dar, dass „ein 
Gesetz, das gegen die Verfassung 
verstößt, kein Gesetz ist“ und führte 
weiter aus, dass „es ausdrücklich Auf­
gabe und Pflicht der Gerichte ist zu 
sagen, was Recht ist“. Die Doktrin 
erstreckt sich mitt­lerweile auch auf 
die Maßnahmen der Regierungen der 
Bundesstaaten und Kommunen.

Die Entscheidungen des Gerichts 
müssen nicht einstimmig getroffen 
werden, eine einfache Mehrheit 
genügt, sofern mindestens sechs 
Richter – das geset­zliche Quorum 
– an der Abstimmung teilnehmen. 
Bei unterschiedlichen Meinungen ver­
öffentlicht der Gerichtshof meist eine 
Mehrheitsmeinung und eine Minder­
heitenmeinung, auch abweichendes 

Vot­um genannt, die beide als Grund­
lage für zukünftige Ent­scheidungen 
des Gerichtshofs dienen können. 
Oft schreiben Richter verschiedene 
abweichende Voten, wenn sie mit der 
Ent­scheidung zwar übereinstimmen, 
aber aus anderen Gründen als den 
von der Mehrheit angeführten.

BERUFUNGSGERICHTE (COURTS OF 
APPEALS) UND BEZIRKSGERICHTE 
(DISTRICT COURTS)

Die zweithöchste Ebene der Bun­
desjustiz besteht aus den Berufungs­
gerichten, die 1891 geschaffen wur­
den, um die Entscheidung von Fällen 
zu erleichtern und die Arbeitslast 
des Sup­reme Court zu verringern. Der 
Kongress hat 12 Berufungsgerichte 
für die regionalen Gerichtsbezirke 



Im Rahmen des Konkursverfah­
rens können Einzelpersonen oder 
Unternehmen, die ihre Gläubiger 
nicht mehr bezahlen können, entwe­
der eine vom Gericht überwachte 
Liquidierung ihrer Vermögenswer­
te beantragen oder ihre finanziellen 
Angelegenheiten neu regeln und 
einen Plan zur Tilgung ihrer Schul­
den ausarbeiten.

SON­DERGERICHTE
Zusätzlich zu den Bundesgerich­

ten mit allgemeiner Gerichtsbarkeit 
war es von Zeit zu Zeit erforderlich, 
Gerichte für besondere Zwecke einzu­
richten. Diese Gerichte werden „legis­
lat­ive“ Gerichte genannt, weil sie 
durch den Kongress eingesetzt wur­
den. Die Richter an diesen Gerichten 

werden wie ihre Kollegen an ande­
ren Bundesgerichten vom Präsiden­
ten mit Zustimmung des Senats auf 
Lebenszeit ernannt.

Derzeit gibt es zwei Sonderge­
richte mit nationaler Zuständigkeit 
für bestimmte Arten von Fällen. Das 
Gericht für Außenhandel behandelt 
Fälle im Zusammenhang mit inter­
nationalen Zoll- und Handelsfragen. 
Das Gericht für Entschädigungsan­
sprüche gegen den Bund ist für alle 
Ansprüche auf Sachentschädigung 
gegen die Vereinigten Staaten, Strei­
tigkeiten über Bundesverträge, illega­
le Inbesitznahme von Privateigentum 
durch die Bundesregierung und eine 
Vielzahl anderer Ansprüche gegen 
die Vereinigten Staaten zuständig.	 5

8988

Arbeitsbelastung kann ein Richter 
eines Bezirks vorübergehend auch 
in einem anderen Bezirk aushelfen. 
Der Kongress bestimmt die Gren­
zen der Bezirke nach Bevölkerung, 
Größe und Arbeitsanfall. Einige der 
kleineren Staaten entsprechen einem 
Bezirk, während die größeren Staaten 
wie New York, Kalifornien und Texas 
aus jeweils vier Bezirken bestehen.

Mit Ausnahme des District of 
Columbia müssen Richter Einwohner 
des Bezirks sein, in dem sie dauerhaft 
als Richter tät­ig sind. Bezirksgerichte 
halten ihre Sit­zungen in regelmäßigen 
Abständen in verschiedenen Städten 
des Bezirks ab.

Die meisten bei diesen Gerichten 

anhängigen Fälle und Kontroversen 
betreffen Verstöße gegen Bundesrecht 
wie Missbrauch der Post­dienste, 
Diebstahl von Bundeseigentum und 
Verstöße gegen das Lebensmit­tel­
gesetz, das Bankenrecht oder die 
Geset­ze gegen Geld- und Urkunden­
fälschung. Es sind die einzigen Bun­
desgerichte, an denen Anklagejurys 
die eines Verbrechens Beschuldigten 
anklagen und Geschworene die Fälle 
ent­scheiden.

Jeder Gerichtsbezirk hat außerdem 
ein Konkursgericht, da der Kongress 
bestimmt hat, dass Konkursangele­
genheiten von Bundesgerichten 
behandelt werden sollten und nicht 
von den Gerichten der Bundestaaten. 

Die Zeichnung eines Künstlers stellt das Verfahren gegen Terry Nichols (zweiter von rechts) 
im US-Bezirksgericht in Denver (Colorado) dar. Nichols wurde für seine Beteiligung an dem 
Bombenanschlag auf ein Bürogebäude des Bundes in Oklahoma City (Oklahoma) 1995 
verurteilt.
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BAHNBRECHENDE 
URTEILE DES  

SUP­RE­ME COURT 
(OBERSTES  

BUNDES­GERICHT)

„Das Gericht verbeugt sich 
vor den Lehren aus der  

Erfahrung und der Kraft 
besserer Beweisführung, 
wobei es anerkennt, da­ss  
Versuch und Irrtum, ein  

Verfahren, das in der Phy­sik 
so erfolgbringend ist, auch in 
der Justiz angemessen ist.“

– Louis D. Brandeis,  
Bundesrichter des Obersten 

Bundesgerichts der  
Vereinigten Staaten,  

Burnet gegen Corona­do Oil 
and Gas Compa­ny, 1932

KAPI­TEL
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Eine künstlerische Darstellung von Präsident John Adams (rechts) an seinem letzten Abend im 
Weißen Haus. Er unterzeichnet Ernennungsurkunden für Mitglieder seiner Partei, die Federa­lists, 
die Regierungsämter übernehmen sol­len. William Marbury, der von Adams zum Richter ernannt 
wurde, hatte seine Papiere nicht erhal­ten und versuchte den Anspruch auf sein Amt im Supre­
me Court in einem Verfahren gegen James Madison, ein Mitglied der nachfol­genden Regierung, 
geltend zu machen. Mit dem Gerichtsurteil im Fall Marbury gegen Madison wurde das Prinzip 
der Normenkontrol­le eingeführt.
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GIBBONS GEGEN OGDEN (1824)
Die erste Regierung der Vereinig­

ten Staaten Artikel der Konfödera­
tion war teilweise aus dem Grund 
schwach, dass ihr die Machtbefug­
nisse fehlten, die Volkswirtschaft der 
neuen Nation einschließlich des bun­
desstaatenübergreifenden Handels 
zu regulieren. Die Verfassung verlieh 
dem US-Kongress die Befugnis, den 
„Handel zwischen den verschieden­

en Staaten... zu regulieren...“, diese 
Befugnis wurde jedoch oft von Bun­
desstaaten angefochten, die die Kont­
rolle über wirtschaftliche Belange 
behalten wollten.

Anfang des 19. Jahrhunderts ver­
abschiedete der Bundesstaat New 
York ein Gesetz, gemäß dem Dampf­
bootbetreiber, die zwischen New 
York und New Jersey pendelten, eine 
Lizenz von New York benöt­igten. 
Aaron Ogden war im Besitz einer sol­
chen Lizenz, Thomas Gibbons nicht. 
Als Ogden erfuhr, dass sein Kon­

kurrent keine Lizenz von New York 
besaß, verklagte er ihn.

Gibbons besaß eine Lizenz des Bun­
des für die Befahrung von Küstenge­
wässern im Rahmen des Coasting Act 
von 1793, aber die Gerichte des Bun­
desstaates New York gaben Ogden 
Recht und bestätigten, dass Gibbons 
gegen das Gesetz verstoßen hat­te, da 
er nicht über eine Lizenz von New 
York verfügte. Als Gibbons jedoch 

vor das Oberste Bundesgericht zog, 
bewerteten die Richter das Gesetz 
von New York als verfassungswidrig, 
da es die Befugnisse des US-Kongres­
ses bei der Regulierung des Handels 
einschränkte. „Das Wort ‚regulieren’ 
bedeutet naturgemäß die vollständi­
ge Macht über den zu regulierenden 
Bereich“, begründete das Gericht 
sein Urteil. Deshalb „schließt es not­
wendigerweise die Maßnahmen aller 
anderen Institutionen aus, die diesel­
be Handlung in demselben Bereich 
unternehmen würden.“

Der Hafen von New York im 19. Jahrhundert. Er war Schauplatz für das Verfahren Gibbons 
gegen Ogden, in dem der Supreme Court die Befugnis des Kongresses bestätigte, den 
Handel zwischen den Bundesstaaten zu regulieren.

Seit der ersten Versammlung des 
Obersten Bundesgerichts im Jahre 
1790 hat es tausende von Urteilen zu 
so verschiedenen Themen wie den 
Befugnissen der Regierung, Bürger­
rechten bis hin zur Pressefreiheit ver­
kündet. Obwohl viele dieser Urteile 
wenig bekannt und von geringem Inte­
resse für die Öffentlichkeit sind, heben 
sich einige aufgrund ihrer Bedeutung 
für die amerikanische Geschichte ab. 
Einige der bedeutendsten Fälle sind 
im Folgenden beschrieben.

MARBURY GEGEN MADISON (1803)
Dieses Urteil wird oft das wich­

tigste in der Geschichte des Sup­reme 
Courts genannt. Im Verfahren Marbu­
ry gegen Madison wurde das Prinzip 
der Normenkont­rolle sowie die Befug­
nis des Gerichts begründet, über die 
Verfassungsmäßigkeit von Geset­zen 
oder Maßnahmen der Regierung zu 
urteilen.

Der Fall entstand aus einer poli­
tischen Auseinanderset­zung nach 
den Wahlen im Jahre 1800, die Tho­
mas Jefferson von den Demokra­
tischen Republikanern gegen den 
Amt­sinhaber John Adams, einen 
Föderalisten, gewonnen hat­te. Wäh­
rend der letzten Tage der Regierung 
Adams schuf der mehrheit­lich föde­
ralistische Kongress einige Posten 
in der Justiz, wie etwa 42 Friedens­
richter für den District of Columbia. 
Der Senat bestätigte die Ernennun­
gen, der Präsident unterzeichnete 
sie, und dem Außenminister kam die 
Aufgabe zu, die Bestallungsurkun­
den zu versiegeln und sie zu über­
reichen. Im Trubel der letzten Amts­
handlungen konnte der abtretende 
Außenminister die Bestallungsur­

kunden von vier Friedensrichtern 
nicht überreichen. Einer von ihnen 
war William Marbury.

Der neue Außenminister unter 
Präsident Jefferson, James Madison, 
weigerte sich, die Bestallungsurkun­
den zu übergeben, da die neue Regie­
rung verärgert darüber war, dass die 
Föderalisten versucht hat­ten, Posten 
in der Justiz mit ihren eigenen Partei­
mit­gliedern zu besetzen. Marbury 
erhob Klage vor dem Sup­reme Court, 
um Madison anzuweisen, seine 
Bestallungsurkunde zu übergeben.

Wenn das Gericht sich entschie­
den hät­te, Marbury Recht zu geben, 
hät­te sich Madison trot­zdem wei­
gern können, die Bestallungsurkun­
de zu übergeben, und das Gericht 
hät­te keine Möglichkeit gehabt, den 
Beschluss durchzuset­zen. Wenn das 
Gericht sich gegen Marbury entschie­
den und somit zugelassen hät­te, 
dass ihm das Amt verweigert wird, 
das ihm recht­lich zustand, hät­te es 
riskiert, gericht­liche Befugnisse an 
die Jeffersonians abzugeben. Der Prä­
sident des Obersten Bundesgerichts, 
John Marschall, löste das Dilemma, 
indem er ent­schied, dass das Oberste 
Bundesgericht in diesem Fall keine 
Handlungsbefugnis hat­te. Marshall 
begründete das Urteil damit, dass 
Paragraf 13 des Judiciary Act, der die 
Befugnisse des Gerichts regelt, verfas­
sungswidrig sei, da er die ursprüng­
liche Zuständigkeit des Gerichts, die 
in der Verfassung niedergelegt ist, 
erweiterte. Indem es ent­schied, kein 
Urteil in diesem Rechtsstreit abzuge­
ben, sicherte sich das Oberste Bun­
desgericht seine Rolle als oberster 
Hüt­er über das Gesetz.



DRED SCOTT GEGEN SANDFORD (1857)
Dred Scott war ein Sklave, dessen 

Besit­zer John Emerson ihn von Mis­
souri, einem Bundesstaat, in dem die 
Sklaverei erlaubt war, nach Illinois 
mit­nahm, wo Sklaverei verboten 
war. Einige Jahre später kehrte Scott 
zusammen mit Emerson nach Mis­
souri zurück. Scott war der Meinung, 
dass er nicht mehr als Sklave gelten 
sollte, weil er in einem freien Staat 
gelebt hat­te.

Emerson starb 1843. Drei Jahre spä­
ter verklagte Scott die Wit­we Emer­
sons, um seine Freiheit zu erlangen. 
Scott gewann 1850 ein Verfahren vor 
einem Gericht in Missouri, 1852 hob 
jedoch das oberste Gericht des Bun­
desstaats das Urteil des Gerichts der 
Vorinstanz auf. In der Zwischenzeit 

heirat­ete Frau Emerson erneut und 
Scott wurde zum rechtlichen Eigen­
tum ihres Bruders, John Sanford (der 
in den Dokumenten des Gerichts 
fälschlicherweise Sandford genannt 
wurde). Scott verklagte Sanford vor 
einem Bundesgericht, um seine Frei­
heit zu erlangen, aber das Gericht 
entschied 1854 gegen Scott.

Als der Fall vor dem Obersten Bun­
desgericht verhandelt wurde, urteil­
ten die Richter, dass Scott nicht als 
freier Mann gelten könne, nur weil er 
in einem freien Bundesstaat gelebt hat­
te. Als Schwarzer sei er kein Bürger 
und habe daher nicht das Recht, eine 
Gerichtsverhandlung anzuregen. Das 
Urteil wurde allgemein kritisiert und 
trug zur Wahl von Abraham Lincoln 
bei, der die Sklaverei 1860 ablehnte, 
als er Präsident wurde, und bereits 
1861 den Bürgerkrieg begann. Das 
Urteil im Verfahren Dred Scott gegen 
Sandford wurde durch den 13. Verfas­
sungszusatz, mit dem die Sklaverei 
1865 abgeschafft wurde, und den 14. 
Verfassungszusatz, der ehemaligen 
Sklaven 1868 Bürgerrechte verlieh, 
aufgehoben.

DIE BUN­DES­BEHÖRDE FÜR 
ARBEITSBEZIEHUN­GEN (NATIONAL  
LABOR RELATIONS BOARD – NLRB) 
GEGEN JON­ES & LAUGHLIN STEEL  
CORPORATION (1937)

Während der Fall Gibbons gegen 
Ogden die Hoheit des Kongresses bei 
der Regulierung des bundesstaaten­
übergreifenden Handels begründete, 
weitete der Fall NLRB gegen Jones 
& Laughlin die Befugnisse des Kon­
gresses von der Regulierung des Han­
dels selbst auf die Regulierung der 
Geschäftspraktiken von Branchen, 

die bundesstaatenübergreifenden 
Handel betreiben, aus.

Jones & Laughlin, damals eines 
der größten stahlherstellenden Unter­
nehmen der Vereinigten Staaten, ver­
stieß gegen das Gesetz über Arbeits­
beziehungen aus dem Jahre 1935 
(Na­tional La­bor Rela­tions Act of 1935), 
indem es zehn Angestellten aufgrund 
der Teilnahme an Gewerkschaft­sakti­
vitäten kündigte. Das Gesetz verbot 
eine Reihe von ungerechten Arbeits­
praktiken und schützte die Rechte 
von Arbeit­nehmern, Gewerkschaften 
zu bilden und Tarifverträge auszu­
handeln. Das Unternehmen weigerte 
sich, einer Anordnung des NLRB zu 
ent­sprechen und die Arbeit­nehmer 
wieder einzustellen. Ein Bundesberu­
fungsgericht lehnte es ab, die Anord­
nung der Bundesbehörde durchzuset­
zen, und das Oberste Bundesgericht 
überprüfte den Fall.

In diesem Fall ging es darum, ob 
der Kongress die Befugnis hat­te, die 
„lokalen“ Aktivitäten von Unterneh­
men zu regulieren, die bundesstaaten­
übergreifend Handel betrieben – das 
heißt Aktivitäten, die innerhalb eines 
bestimmten Bundesstaats erfolgen. 
Jones & Laughlin war der Meinung, 
dass sich die Zustände in der Fabrik 
nicht auf den bundesstaatenüber­
greifenden Handel auswirkten und 
deshalb nicht vom Kongress regu­
liert werden dürften. Das Oberste 
Bundesgericht widersprach dieser 
Einschätzung und argumentierte, 
dass die „Einstellung“ dieser [Pro­
duktions- ] Tätigkeiten aufgrund von 
Unfrieden im Unternehmen ernste 
Auswirkungen für den bundesstaa­
tenübergreifenden Handel hätte... Die 
Erfahrung hat deut­lich gezeigt, dass 
die Anerkennung des Rechts von 
Arbeit­nehmern, sich zu organisieren 
und ihre eigenen Vertreter zur Aus­
handlung von Tarifverträgen zu wäh­
len, oft eine wichtige Bedingung für 
den Arbeitsfrieden ist.“ Indem es die 
Verfassungsmäßigkeit des Na­tional 
Labor Relations Act bestätigte, bescher­
te das Oberste Bundesgericht den 
gewerkschaft­lich organisierten Arbeit­
nehmern einen Erfolg und legte den 
Grundstein für weiter reichende Regu­
lierungen der Industrie durch die Bun­
desregierung.

BROWN GEGEN DIE BILDUNGSBEHÖRDE 
(BOARD OF EDUCATION) (1954)

Vor diesem historischen Fall betrie­
ben zahlreiche Bundesstaaten und 
der District of Columbia nach Rassen 
getrennte Schulsysteme im Rahmen 
des Urteils des Obersten Gerichtshofs 
im Verfahren Plessy gegen Fergu­
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Arbeiter 1946 vor dem Stahlwerk Jones 
& Laughlin in Pittsburgh (Pennsyl­vania). 
Zehn Jahre zuvor hatte der Supreme Court 
gegen Jones & Laughlin entschieden, da 
das Unternehmen seinen Angestell­ten 
die Mitgliedschaft in Gewerkschaften und 
Teilnahme an Tarifverhandlungen verweigert 
hatte.

Dred Scott, ein Sklave, beanspruchte den 
Status eines freien Mannes, da er eine Zeit 
lang in einem freien Staat gelebt hatte. Der 
Supreme Court entschied 1857 gegen 
Scott. Das Urteil wurde von vielen kritisiert 
und später aufgehoben.



zu dem Schluss, dass „...im Bereich 
Bildung die ‚get­rennt-aber-gleich-
Doktrin’ keinen Platz hat“ und 
befand, dass die Rassent­rennung in 
öffentlichen Schulen den schwarzen 
Kindern „den gleichen Schutz der 
Geset­ze“ versagt, „die der 14. Verfas­
sungszusatz gewährleistet“.

GIDEON GEGEN WAINWRIGHT (1963)
MIRAN­DA GEGEN ARIZONA (1966)

Zwei Entscheidungen des Ober­
sten Bundesgerichts in den Sechzig­
erjahren stützten die Rechte von 
Personen, die wegen einer Straftat 
angeklagt waren.

1961 wurde Clarence Earl Gideon 
in Florida wegen Einbruchs in ein Bil­
lardlokal verhaftet. Als er um einen 
vom Gericht berufenen Anwalt zu sei­
ner Verteidigung ersuchte, lehnte der 
Richter sein Gesuch mit der Begrün­
dung ab, dass die Geset­zgebung des 
Bundesstaates die Berufung eines 
Anwaltes ausschließlich bei Kapital­
verbrechen vorsieht, also bei Fällen, 
in denen es um den Tod einer Person 
geht oder die die Verhängung der 
Todesstrafe verlangen. Gideon ver­
teidigte sich selbst und wurde für 
schuldig befunden. Im Gefängnis ver­
brachte er viel Zeit in der Bibliothek 
mit dem Lesen von Rechtsbüchern 
und verfasste eine Petition an das 
Oberste Bundesgericht, damit dieses 
seinen Fall verhandele. Das Ober­
ste Bundesgericht entschied, dass 
Gideon ein fairer Prozess verweigert 
worden war und urteilte, dass jeder 
Bundesstaat dafür Sorge tragen muss, 
dass Personen, die einer Straftat 
beschuldigt werden und sich keinen 
eigenen Anwalt leisten können, einen 
Pflicht­verteidiger gestellt wird. Als 

der Prozess gegen Gideon mit­hilfe 
eines Verteidigers wieder aufgenom­
men wurde, sprach man Gideon frei.

Kaum drei Jahre später entschied 
das Oberste Bundesgericht, dass 
Angeklagte lange vor dem ersten 
Gerichtstermin das Recht auf einen 
Anwalt haben. Ernesto Miranda 
wurde von einem einzelstaat­lichen 
Gericht in Arizona wegen Ent­füh­
rung und Vergewaltigung verurteilt. 
Seine Verurteilung basierte auf einem 
von Miranda nach einer zweistündi­
gen Befragung gegenüber Polizei­
beamten abgelegten Geständnisses, 
ohne dass ihm mit­geteilt worden war, 
er habe das Recht auf die Anwesen­
heit eines Anwalts. In seinem Urteil 
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Clarence Earl Gideon in einer juristischen 
Bibliothek, die der ähnelt, die er bei der Vor­
bereitung seiner eigenen Verhandlung am 
Obersten Bundesgericht nutzte. Der Supre­
me Court entschied 1963 zu Gunsten von 
Gideon und forderte die amerikanischen 
Gerichte auf, mittel­losen Beklagten einen 
Rechtsbeistand zu stellen.

son aus dem Jahre 1896, gemäß dem 
Rassent­rennung erlaubt war, wenn 
die jeweiligen Einrichtungen als 
gleichwertig angesehen wurden. 1951 
focht Oliver Brown aus Topeka (Kan­
sas) diese „getrennt-aber-gleich-Dok­
trin“ an, als er die städtische Schulbe­
hörde im Namen seiner achtjährigen 
Tochter verklagte. Brown wollte, dass 
seine Tochter die Schule für Weiße 
besuchen konnte, die fünf Häuser­
blocks von ihrem Zuhause ent­fernt 
war, und nicht die Schule für Schwar­
ze, die 21 Häuserblocks ent­fernt war. 
Da es die Schulen im Wesentlichen 
als gleichwertig betrachtete, urteilte 
ein Bundesgericht gegen Brown.

In der Zwischenzeit reichten 
die Eltern anderer schwarzer Kin­
der in South Carolina, Virginia und 

Delaware ähnliche Klagen ein. Das 
Gericht von Delaware war der Auf­
fassung, die Schulen für Schwarze 
seien schlechter als die Schulen für 
Weiße und ordnete den Wechsel der 
schwarzen Kinder an die Schulen für 
Weiße an. Vertreter der Schulen leg­
ten jedoch beim Obersten Bundesge­
richt Beschwerde gegen die Entschei­
dung ein.

Das Gericht verhandelte alle die­
se Fälle gleichzeitig. Die Schrift­sät­ze, 
die die schwarzen Prozessparteien 
einreichten, enthielten Daten und 
Bewertungen von Psychologen und 
Sozialwissenschaft­lern, die erklär­
ten, warum die Rassent­rennung 
ihrer Meinung nach schädlich für die 
schwarzen Kinder sei. 1954 kam das 
Oberste Bundesgericht einstimmig 

Schwarze und weiße Kinder lernen gemeinsam, nachdem der Supreme Court mit dem 
Urteil Brown gegen das Board of Educa­tion die Aufhebung der Rassentrennung in  
öffentlichen Schulen anordnete.



99

schreibt das Oberste Bundesgericht 
den Polizeibeamten die Äußerung 
der so genannten Miranda Warnings 
vor, also die Belehrung eines Ver­
dächtigen bei seiner Verhaftung über 
seine Rechte – Verdächtige haben 
das Recht zu schweigen, alles was 
sie sagen, kann vor Gericht gegen sie 
verwendet werden, sie haben wäh­
rend der Befragung das Recht, einen 
Anwalt hinzuzuziehen und sollten 
sie sich keinen leisten können, wird 
er gestellt.

Der Fall Miranda gegen Arizona 
ist einer der bekanntesten Urteils­
sprüche des Obersten Bundesge­
richts, da die Miranda Warnings häu­
fig in amerikanischen Filmen und im 
Fernsehen dargestellt werden. Im Jah­
re 1999 zweifelte jedoch ein Bundes­
berufungsgericht die Entscheidung 
im Fall Dickerson gegen die Vereinig­
ten Staaten an, in dem ein verurteilter 
Bankräuber geltend machen wollte, 
er wäre nicht genau über seine Rech­
te belehrt worden. Im Juni 2000 hob 
das Oberste Bundesgericht das Urteil 
Dickerson in einer 7:2-Entscheidung 
auf, was die Gültigkeit der Miranda 
Warnings unterstrich.

NEW YORK TIMES CO. GEGEN SULLIVAN 
(1964)

Der erste Zusat­zartikel der Verfas­
sung der Vereinigten Staaten garan­
tiert die Pressefreiheit. Über Jahre 
hinweg lehnte es das Oberste Bundes­
gericht jedoch ab, den ersten Zusatz­
artikel zum Schutz der Medien vor 
Verleumdungsklagen anzuwenden 
– also Klagen, die aufgrund der Ver­
öffentlichung falscher Informationen, 
die den Ruf einer Person schädigen, 
angestrengt wurden. Das Oberste 
Bundesgericht revolutionierte durch 

seine Entscheidung im Fall New York 
Times Co. gegen Sullivan das Klage­
recht wegen Verleumdung in den 
Vereinigten Staaten, indem es urteilte, 
dass Beamte für eine erfolgreiche Kla­
ge wegen Verleumdung nicht nur 
nachweisen müssen, dass die veröf­
fentlichten Informationen falsch sind. 
Das Gericht entschied, dass in der Kla­
ge ebenfalls nachgewiesen werden 
muss, dass Reporter oder Herausge­
ber „tat­sächlich arglistig“ handelten 
und Informationen „unter fahrlässi­
ger Missachtung ihres Wahrheitsge­
halts“ veröffent­lichten.

Der Fall ging auf eine ganzseitige 
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Anzeige der Southern Christian Leader­
ship Conference in der New York Times 
zurück, um Geld für die recht­liche 
Verteidigung des Bürgerrecht­lers 
Martin Lut­her King jr. zu sammeln, 
der 1960 in Alabama verhaftet wor­
den war. L.B. Sullivan, ein Polizeichef 
in Mont­gomery (Alabama), behaup­
tete, dass die Anzeige ihn durch die 
falsche Darstellung der Maßnahmen 
der städtischen Polizei verleumde. 
Sullivan verklagte die vier Geist­
lichen, die die Anzeige in die New 
York Times gesetzt hat­ten, die wieder­
um nicht die Richtigkeit der Angaben 
in der Anzeige überprüft hat­te.

Die Anzeige enthielt mehrere 
Ungenauigkeiten und eine Jury 
sprach Sullivan 500.000 Dollar zu. 
Die Times und führende Bürger­
rechtler legten gegen die Entschei­
dung vor dem Obersten Bundes­
gericht Beschwerde ein, und das 
Gericht entschied einstimmig zu 
ihren Gunsten. Das Gericht urteilte, 
dass Verleumdungsklagen nicht ein­
gesetzt werden können, um „Strafen 
wegen kritischer Äußerungen bezüg­
lich des offiziellen Verhaltens von 
Beamten durchzuset­zen“, und dass 
die Forderung, Kritiker müssten die 
Richtigkeit der Angaben gewährleis­
ten, zu Selbstzensur führen würde. 
Das Gericht sah keine Beweise dafür, 
dass die Times oder die Geistlichen 
diese Anzeige in böswilliger Absicht 
veröffentlicht hat­ten.	 5

Martin Luther King jr. (rechts) 1960 in Atlan­
ta (Georgia) in Haft. Seine Festnahme im 
gleichen Jahr in Montgomery (Alabama) 
ging dem Urteil im Fall New York Times Co. 
gegen Sul­livan voraus, in dem das Oberste 
Bundesgericht entschied, dass Beamte 
nicht wegen Verleumdung durch die Presse 
klagen können, wenn die Aussagen nicht 
„tatsächlich arglistig“ und unter „fahrloser 
Missachtung des Wahrheitsgehalts (der ver­
öffentlichten Information)“ gemacht wurden.
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EIN LAND  
ZAHLREICHER 
REGIERUNGEN

„Die Befugnisse, die von  
der Verfassung weder den  

Vereinigten Staaten  
übertra­gen noch den  

Einzelstaaten versagt sind, 
bleiben jeweils den  

Einzelstaaten oder dem Volke 
vorbehalten.“

– Die Verfassung der  
Vereinigten Staaten,  

Zusatzartikel X, 1789

KAPI­TEL

7

Das Repräsentantenhaus der Legislative in Tex­as tagt im Gebäude des Kapitols in Austin.



fordert die Bundesregierung, dass 
die Regierungen der Bundesstaaten 
demokratisch sein müssen und keine 
Geset­ze erlassen, die der amerikani­
schen Verfassung oder den Geset­zen 
und Verträgen der Vereinigten Staa­
ten widersprechen.

Es gibt nat­ürlich in zahlreichen 
Bereichen Überschneidungen bei 
den Zuständigkeiten auf staatlicher 
und nationaler Ebene. Insbesonde­
re in den letzten Jahren hat die Bun­
desregierung in stetig zunehmen­
dem Maße Zuständigkeiten in den 
Bereichen Gesundheits-, Bildungs-, 
Sozial- und Transportwesen sowie 
Wohnungsbau und Stadtent­wicklung 
übernommen. Wo die Bundesregie­
rung solche Zuständigkeiten in den 
Bundesstaaten wahrnimmt, werden 
Programme normalerweise durch 
Kooperation der beiden Regierungs­
ebenen umgesetzt und nicht von 
oben aufoktroyiert.

Wie auf nationaler Ebene gibt 
es auch in den Bundesstaaten drei 

Gewalten: Exekutive, Legislat­ive und 
Judikat­ive, die in Aufgabenbereich 
und Umfang im Wesentlichen ihren 
Gegenstücken auf nationaler Ebe­
ne entsprechen. Der Gouverneur ist 
das Regierungsoberhaupt eines Bun­
desstaates und wird durch allgemei­
ne Wahlen in der Regel für vier Jahre 
gewählt (in einigen Bundesstaaten 
beträgt die Amtszeit zwei Jahre). Mit 
Ausnahme von Nebraska, das nur 
ein legislatives Gremium hat, haben 
alle Staaten eine Zweikammern-
Legislat­ive mit einem Oberhaus, das 
in der Regel Senat genannt wird, und 
einem Unterhaus, das als Repräsen­
tantenhaus, Abgeordnetenhaus oder 
Generalversammlung bezeichnet 
wird. In den meisten Bundesstaaten 
beträgt die Amtszeit der Senatoren 
vier Jahre und die der Abgeordneten 
des Unterhauses zwei Jahre.

Die Verfassungen der verschieden­
en Bundesstaaten unterscheiden sich 
in einigen Details, halten sich aber 
im Grunde an ein Muster, das der 
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Der Gouverneur 
von Kalifornien, 
Gray Davis, 
unterzeichnet in 
Anwesenheit von 
Schulkindern und 
im Bil­dungswesen 
tätigen Beamten 
ein Gesetz zur 
Verbesserung 
der öffentlichen 
Schulen.

Die föderale von der Verfassung 
geschaffene Struktur ist das vor­
herrschende Merkmal des amerika­
nischen Regierungssystems. Das 
System selbst ist in Wirklichkeit ein 
Mosaik, das aus tausenden von klei­
neren Einheiten besteht – Bausteine, 
die zusammen das Ganze ergeben. 50 
Bundesstaaten zuzüglich des District 
of Columbia haben eigene Regierun­
gen, und auf niedrigerer Ebene gibt 
es noch kleinere Einheiten, mit deren 
Hilfe Landkreise, Großstädte, Klein­
städte und Dörfer verwaltet werden.

Diese Vielzahl von Verwaltungs­
ebenen lässt sich am besten anhand 
der geschichtlichen Ent­wicklung der 
Vereinigten Staaten erklären. Das 
föderale System war der let­zte Schritt 
in einem Ent­wicklungsprozess. Vor 
der Verabschiedung der amerikani­
schen Verfassung gab es die Regie­
rungen der verschiedenen Kolonien 
(später Bundesstaaten) und davor die 
Regierungen von Landkreisen und 
kleineren Einheiten. Eine der vorran­
gigen Aufgaben, die sich die ersten 
englischen Siedler setzten, war die 
Schaffung von Regierungseinheiten 
für die kleinen Siedlungen, die sie an 
der Atlantikküste errichteten. Noch 
bevor die Pilger 1920 ihr Schiff ver­
ließen, arbeiteten sie den Mayflower 
Compact aus, die erste amerikanische 
Verfassung in schriftlicher Form. Als 
die neue Nation Richtung Westen 
drängte, schuf jeder Außenposten 
seine eigene Regierung zur Verwal­
tung seiner Angelegenheiten.

Die Vät­er der amerikanischen Ver­
fassung beließen dieses mehrschichti­
ge Regierungssystem genau so, wie 
es sich ent­wickelt hat­te. Sie machten 
die nationale Struktur zur obersten 

Ebene, erkannten aber klugerweise 
die Not­wendigkeit einer Reihe von 
Regierungen, die in unmit­telbarem 
Kontakt mit den Menschen stehen 
und besser auf ihre Bedürfnisse 
zugeschnit­ten sind. Bestimmte Aufga­
ben – wie etwa die Verteidigung, das 
Währungssystem und die auswärti­
gen Beziehungen – können demnach 
nur von einer starken, zentralisierten 
Regierung übernommen werden. 
Andere Bereiche jedoch – wie das 
Gesundheitswesen, Bildung und der 
öffentliche Nahverkehr – können 
besser von Regierungsbehörden vor 
Ort übernommen werden.

DIE REGIERUN­GEN DER  
BUN­DESSTAATEN

Vor ihrer Unabhängigkeit unter­
standen die Kolonien einzeln der 
Herrschaft der britischen Krone. In 
den Anfangsjahren der Republik, 
vor der Ratifizierung der Verfassung, 
war jeder Bundesstaat im Grunde 
eine eigenständige Einheit. Die Dele­
gierten der verfassungsgebenden Ver­
sammlung (Constitutional Convention) 
wollten zwar eine stärkere, beständi­
gere föderale Einheit, gleichzeitig 
aber auch die Rechte der Bundes­
staaten schüt­zen.

Im Allgemeinen sind Belange, die 
vollständig innerhalb der Grenzen 
des Bundesstaates liegen, ausschließ­
lich die Sache der Regierungen der 
Bundesstaaten. Dazu zählen das 
innerstaatliche Fernmeldewesen, Ver­
ordnungen bezüglich des Eigentums, 
der Wirtschaft, der Betriebe und der 
Versorgungsunternehmen, das Straf­
geset­zbuch des Bundesstaates und die 
Arbeitsbedingungen innerhalb des 
Staates. In diesem Zusammenhang 



en Nachbarschaften vertritt, bildet die 
Legislat­ive. Der Bürgermeister setzt 
Leiter der verschiedenen Abteilun­
gen der Stadt­verwaltung und andere 
Beamte ein, in manchen Fällen mit 
Zustimmung des Stadt­rats. Er kann 

gegen Verordnungen – die Geset­ze 
der Stadt – Veto einlegen und ist oft 
für die Vorbereitung des Haushalts 
der Stadt verant­wort­lich. Der Stadt­
rat verabschiedet Stadtverordnungen, 
legt die Grundsteuer fest und teilt 
den verschiedenen Abteilungen der 
Stadt­verwaltung ihre finanziellen 
Mittel zu.

Die Kommis­sion. In diesem 
Modell werden sowohl die legislati­
ven als auch exekutiven Aufgaben 
einer Gruppe von drei oder mehr 
Beamten übertragen, die in einer Wahl 
aller Bürger der Stadt bestimmt wer­
den. Jeder dieser Verwaltungsbeam­
ten leitet die Arbeit einer oder mehrer­
er Abteilungen der Stadt­verwaltung. 
Einer von ihnen wird zum Vorsit­zen­
den der Kommission ernannt und oft 
als Bürgermeister bezeichnet, obwohl 
seine Befugnisse die der anderen 
Beamten nicht übersteigen.

Der City Manager. Die Funktion 
des City Mana­gers ist eine Reaktion 
auf die zunehmende Komplexit­ät 
urbaner Probleme, die Fachkenntnis­
se im Management erfordern, die 
gewählte öffentliche Vertreter oft 
nicht haben. Die Antwort bestand 
darin, die meisten vollziehenden 
Gewalten wie die Strafverfolgung 
und die Bereitstellung von Dienst­
leistungen einem hochqualifizierten 
und erfahrenen professionellen City 
Mana­ger zu übertragen.

Dieser Ansatz ist von einer zuneh­
menden Anzahl von Städten umge­
setzt worden. Im Rahmen dieses 
Modells verabschiedet ein kleiner, 
gewählter Rat die Verordnungen der 
Stadt und setzt die politischen Ziele 
fest, beschäftigt aber einen bezahlten 
Verwaltungsbeamten, auch City Mana­
ger genannt, zur Ausführung der Ent­
scheidungen. Der Manager erstellt 
den Haushalt der Stadt und leitet die 
meisten Abteilungen. Normalerweise 
gibt es keine feste Amtszeit; der Mana­
ger behält seine Stellung, solange der 
Rat mit seiner Arbeit zufrieden ist.

DIE KREISVERWALTUNG (COUNTY 
GOVERNMENT)

Der Landkreis ist eine Gebiets­
körperschaft des Staates, und ent­hält 
normalerweise – aber nicht immer 
– mindestens zwei Verwaltungsbezir­
ke und mehrere Gemeinden. New 
York ist so groß, dass es sich in fünf 
Stadtbezirke aufteilt, die alle einen 
eigenständigen Verwaltungsstatus 
haben: die Bronx, Manhat­tan, Brook­
lyn, Queens und Staten Island. Dem­
gegenüber hat Arlington County 
(Virginia), das gegenüber von Washin­
gton am Potomac River gelegen ist, 
einen sowohl urbanen als auch vor­
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gesamtamerikanischen Verfassung 
entspricht – sie enthalten auch eine 
Erklärung über die Rechte der Bürger 
und einen Ent­wurf zur Organisation 
der Regierung. Bei Themen wie der 
Geschäftstätigkeit von Unternehmen, 
Banken, öffentlichen Versorgungs­
unternehmen und Wohltätigkeitsor­
ganisationen sind die Verfassungen 
der Bundesstaaten oft detaillierter 
und eindeutiger als die amerikani­
sche Verfassung. Alle Verfassungen 
der Bundesstaaten stellen jedoch 
sicher, dass die let­zte Machtbefugnis 
bei den Menschen liegt und set­zen 
bestimmte Standards und Prinzipien 
als Grundlage der Regierung ein.

DIE STADTVERWALTUN­GEN
Die Vereinigten Staaten waren 

einst vorwiegend ländlich, sind 
jedoch heute ein in höchstem Maße 
urbanisiertes Land. Etwa 80 Prozent 
der Amerikaner leben heute in Städ­
ten, Großstädten oder städtischen 
Vororten. Diese Statistik lässt die aus­
schlaggebende Bedeutung von Stadt­
verwaltungen im Gesamtsystem der 
amerikanischen Regierungs- und 
Verwaltungsstruktur erkennen. Mehr 
als auf Landes- oder Bundesstaaten­
ebene steht die Stadt direkt im Dienst 
der Menschen und stellt ihnen von 
Polizei und Feuerwehr über Gesund­
heitsvorschriften, Bildung, öffent­
lichem Nahverkehr bis Wohnungs­
bau sämt­liche Dienstleistungen zur 
Verfügung.

Die Verwaltung der amerikani­
schen Großstädte ist eine hochgradig 
komplexe Angelegenheit. Allein im 
Hinblick auf die Bevölkerungszahlen 
ist New York größer als 41 der 50 Bun­
desstaaten. Deshalb wird auch oft 

behauptet, dass die schwierigste Füh­
rungsposition im Land neben dem 
Amt des Präsidenten das Amt des 
Bürgermeisters von New York ist.

Die Stadt­verwaltungen werden 
von den Bundesstaaten autorisiert 
und ihre Verfassungen beschreiben 
die Ziele und Befugnisse der Kom­
munalregierung. In vielerlei Hinsicht 
arbeiten die Städte unabhängig von 
den Bundesstaaten. Für die meisten 
großen Städte ist die Zusammen­
arbeit mit Organisationen auf Ebene 
der Bundesstaaten und des Landes 
bei der Erfüllung der Bedürfnisse 
ihrer Bewohner unerlässlich.

Im ganzen Land gibt es unter­
schiedliche Formen der Stadt­ver­
waltung. Die meisten haben jedoch 
eine durch Wahlen einberufene Art 
von Zent­ralrat und einen Leiter der 
Verwaltung, der von zahlreichen 
Abteilungsleitern bei der Verwal­
tung der Angelegenheiten der Stadt 
unterstützt wird.

Es gibt drei grundsät­zliche Arten 
der Stadt­verwaltung: die Kombina­
tion aus Bürgermeister und Stadtrat, 
die Kommission und der so genannte 
City Mana­ger. Basierend auf diesen 
Reinformen haben zahlreiche Städte 
eine Mischform dieser Modelle ent­
wickelt.

Kombination Bürgermeister/
Stadtrat. Hierbei handelt es sich um 
die älteste Form der Stadt­verwaltung 
in den Vereinigten Staaten, die bis 
Anfang des 20. Jahrhunderts in fast 
allen amerikanischen Städten vor­
herrschte. Ihre Struktur ähnelt der der 
Regierung der Bundesstaaten und des 
Landes. Ein gewählter Bürgermeister 
steht an der Spit­ze der Exekutive und 
ein gewählter Rat, der die verschieden­
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Richard M. Daley, Bürgermeister von Chica­
go (Illinois) spricht anlässlich einer Veranstal­
tung zum Tag der Erde 1999.
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städtischen Charakter und wird von 
einer einzigen Landkreisverwaltung 
regiert.

In den meisten amerikanischen 
Landkreisen gibt es eine Kreishaupt­
stadt, in der sich die Regierungsbü­
ros befinden und in der sich die 
Verwaltungsbeamten des Kreisver­
waltungsvorstands treffen. In kleinen 
Landkreisen werden die Vorstände 
vom ganzen Landkreis bestimmt, 
in den größeren sind die einzelnen 
Bezirke oder Stadtbezirke durch 
Kreisverwaltungsvorstände vertre­
ten. Die Vorstände erheben Steuern, 
nehmen Kredite auf und weisen 
Gelder zu, bestimmen die Gehälter 
der Mit­arbeiter des Landkreises, 
überwachen Wahlen, bauen und war­
ten Bundesstraßen und Brücken und 
verwalten Sozialhilfeprogramme auf 
Ebene der Bundesstaaten und Land­
kreise.

DIE VERWALTUNG VON KLEINSTÄDTEN 
UND GEMEIN­DEN

Tausende Verwaltungsbezirke 
sind zu klein für eine eigene Stadt­
verwaltung. Sie gelten als Klein­
städte und Gemeinden und sind für 
lokale Belange wie den Straßenbau 
und die Beleuchtung von Straßen, 
die Gewährleistung der Wasserver­
sorgung, Polizei und Feuerwehr, 
die Einführung lokaler Gesundheits­
vorschriften, die Müllabfuhr, Kana­
lisation und andere Formen der 
Abfallent­sorgung, die Erhebung von 
Steuern zur Finanzierung von Regie­
rungsvorhaben und zusammen mit 
dem Bundesstaat und dem Landkreis 
für die direkte Verwaltung des ört­
lichen Schulsystems zuständig.

Mit der Verwaltung wird zumeist 
ein gewählter Ausschuss oder 
Rat betraut, der eine Vielzahl von 
Namen tragen kann: Kleinstadt- oder 
Gemeinderat, Stadt­räteausschuss, 
Selbst­verwaltungsorgan oder Verwal­
tungsvorstand. Der Vorstand kann 
einen Vorsit­zenden oder Präsiden­
ten haben, der als Verwaltungsleiter 
auftritt, oder es gibt einen gewähl­
ten Bürgermeister. Sekret­ariatsan­
gestellte, Schatzmeister, Polizisten, 
Feuerwehrmänner sowie Beamte im 
Gesundheits- und Sozialhilfesektor 
können zu den Verwaltungsbeamten 
zählen.

Ein einzigartiger Aspekt der 
Kommunalregierung, den es haupt­
sächlich in der Umgebung von Neu­
england gibt, ist die „Stadtversamm­
lung“. Einmal im Jahr, manchmal 
auch öfter, je nach Bedarf, treffen sich 
die registrierten Wähler einer Stadt in 
einer öffentlichen Sit­zung, um Beamte 
zu wählen, Themen von lokalem Inte­
resse zu diskutieren und Geset­ze zu 
verabschieden, die die Arbeit der 
Verwaltung betreffen. Als Gremium 
entscheiden sie über Straßenbau und 
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-sanierung, den Bau von öffentlichen 
Gebäuden und Einrichtungen, Steu­
ersät­ze und den Haushalt des Ortes. 
Die Stadtversammlung, die es seit 
mehr als zwei Jahrhunderten gibt, 
wird oft als direkte Demokratie in 
Reinform bezeichnet, bei der die 
regierende Gewalt nicht delegiert, 
sondern direkt und regelmäßig von 
allen Menschen ausgeübt wird.

AN­DERE KOMMUNALVERWALTUN­GEN
Die hier behandelten nationalen, 

bundesstaatlichen und kommuna­
len Regierungs- und Verwaltungs­
strukturen enthalten keinesfalls das 
gesamte Spektrum amerikanischer 
Verwaltungseinheiten. Die US-Bun­
desbehörde zur Durchführung von 
Volkszählungen (Teil des Wirt­schafts­
ministeriums) zählt mehr als 84.955 
Verwaltungseinheiten in den Vereinig­
ten Staaten. Dazu zählen Landkreise, 
Stadt­verwaltungen, Schul- und Son­
derbezirke.

Die Amerikaner verlassen sich 
heute in zahlreichen Aufgabenbe­
reichen auf ihre Regierungen; Aufga­
ben, die sie in den Anfangsjahren der 
Republik selbst erledigten. Während 
der Kolonialzeit gab es selbst in den 
Großstädten wenige Polizisten oder 
Feuerwehrmänner. Die Regierung 
stellte damals auch keine Straßenlam­

pen oder Straßenreinigungskräfte. 
Größtenteils bewachten die Men­
schen ihren Besitz selbst und küm­
merten sich um die Bedürfnisse ihrer 
Familien.

Die Befriedigung dieser Bedürfnis­
se gilt heute als Verantwortung der 
gesamten Gemeinschaft und wird 
vom Staat übernommen. Sogar in 
kleinen Städten werden die Aufga­
ben von Polizei, Feuerwehr, Sozial­
hilfe und Gesundheitsvorsorge von 
Staatshand ausgeübt. Daher rührt 
die verblüffende Menge an Zustän­
digkeiten.	 5

   

Die Feuerwehr bekämpft ein Feuer in drei 
Reihenhäusern in Montgomeryvil­le (Pennsyl­
vania). Der Brandschutz fällt in den Vereinig­
ten Staaten unter die Verantwortung der 
Kommunal­regierungen.

Senatorin des Bundesstaates Elizabeth 
Ready spricht bei einer Bürgerversammlung 
in Weybridge (Vermont).
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REGIERUNG DES VOLKES:   

DIE ROLLE DES  
BÜRGERS

„Es ist die Aufga­be des 
Bürgers, die Regierung vor 
Fehltritten zu bewahren.“

– Robert H. Jackson,  
Bundesrichter des Obersten 

Bundesgerichts der  
Vereinigten Staaten,  

American Communications 
Associa­tion gegen Douds, 

1950

KAPI­TEL

8

Wahlregistrierung in Los Angel­es (Kalifornien)



abgeschafft. Der 1868 ratifizierte 14. 
Zusatz erklärte alle in den Vereinig­
ten Staaten geborenen oder eingebür­
gerten Personen zu Staatsbürgern 
des Landes und des Bundesstaats, in 
dem sie lebten, und legte fest, dass ihr 
Recht auf Leben, Freiheit, Eigentum 
und Gleichheit vor dem Gesetz von 
der Bundesregierung durchgesetzt 
werden müsse. Der 1870 ratifizierte 
15. Verfassungszusatz untersagte der 
Bundes- und den Landesregierungen 
die Diskriminierung pot­enzieller 
Wähler aufgrund von Rasse, Haut­far­
be oder vorherigem Dienst­barkeits­
verhält­nis.

Das entscheidende Wort „Ge­
schlecht“ wurde nicht erwähnt – und 
das nicht aus Versehen; den Frauen 
blieb das Wahlrecht daher weiterhin 
verwehrt. Die Erweiterung des Wahl­
rechts auf ehemalige Sklaven verlieh 
der lange vor sich hin dümpelnden 
Kampagne für das Frauenwahlrecht 
neuen Schwung. Dieser Kampf wurde 
schließlich 1920 gewonnen, als der 19. 
Verfassungszusatz bestimmte, dass 
das Wahlrecht nicht „aufgrund des 
Geschlechts“ versagt werden könne.

Ironischerweise war damit die 
Situation umgekehrt worden. Frau­
en durften nun wählen, aber viele 
schwarze Amerikaner nicht. Anfang 
der Neunzigerjahre des 19. Jahrhun­
derts hat­ten Weiße aus dem Süden 
Schwarze durch Wahlbestimmun­
gen wie die „Großvaterklausel“ (die 
Lesetests für alle Bürger vorschrieb, 
deren Vorfahren vor 1868 nicht wäh­
len durften), die Erhebung einer 
Wahlsteuer und oft genug durch kör­
perliche Einschüchterung systema­
tisch aus der Wahlpolit­ik ent­fernt. 
Diese Entrechtung bestand weit in 
das 20. Jahrhundert hinein. Die Bür­
gerrechtsbewegung, die in den fünf­
ziger Jahren begann, führte zum 
Wahlrechtsgesetz von 1965 (Voting 
Rights Act), einem Bundesgesetz, das 
unfaire Wahlverfahren gesetzlich 
verbot und das Justizministerium 
zum Aufsichtsorgan über die Wah­
len im Süden bestimmte. Der 1964 
ratifizierte 24. Verfassungszusatz 
schaffte die Erhebung einer Steuer 
als Vorausset­zung für die Teilnah­
me an Wahlen ab, womit eine der 
wenigen verbleibenden Met­hoden 
eliminiert wurde, mit der die Staaten 
versuchten, die Wahlbeteiligung von 
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Ein Plakat der League of Women Voters 
fordert Frauen auf, ihr im 19. Verfassungszu­
satz 1920 gewährtes Wahlrecht auszuüben.

Mit dem Ent­wurf der amerika­
nischen Verfassung schufen die 
Gründungsväter 1787 ein neues 
Regierungssystem. Der – für die Zeit 
revolutionäre – dahinter stehende 
Gedanke scheint zunächst ganz ein­
fach und logisch. Die Befugnis zu 
regieren geht direkt vom Volk aus, 
nicht durch Erst­geburtsrecht oder 
Waffengewalt, sondern durch freie 
und offene Wahlen der Bürger der 
Vereinigten Staaten. Das mag als The­
orie nett und direkt klingen, aber die 
Praxis war bei weitem nicht so allum­
fassend. Die Frage der Wahlberechti­
gung komplizierte die Dinge von 
Anfang an: Wer sollte seine Stimme 
abgeben dürfen und wer nicht?

Die Gründungsväter waren nat­ür­
lich Männer ihrer Zeit. Für sie war es 
selbstverständlich, dass nur Personen 
mit einem wirtschaftlichen Interesse 
an der Gesellschaft eine Stimme bei 
der Entscheidung darüber haben soll­
ten, wer diese Gesellschaft regiert. Da 
die Aufgabe der Regierung der Schutz 
von Eigentum und persönlicher Frei­
heit ist, sollten ihres Erachtens die 
an ihrer Wahl beteiligten etwas von 
beidem besit­zen.

Das bedeutete zu der Zeit, dass 
nur weiße, protestantische Männer 
mit Grundbesitz wählen durften. 
Frauen, Arme, zur Arbeit verpflichte­
te Bedienstete, Kat­holiken, Juden, 
Sklaven aus Afrika oder amerika­
nische Ureinwohner – sie alle durf­
ten nicht wählen. „Frauen wurden 
ebenso wie Sklaven und Bedienstete 
über ihre Abhängigkeit definiert“, 
erklärt Historiker Michael Schudson. 
„Die Staatsbürgerschaft erhielt nur, 
wer Herr über sein eigenes Leben 
war.“ Aufgrund dieser Einschränkun­
gen wählten nur ungefähr sechs Pro­

zent der Bevölkerung der brandneu­
en Vereinigten Staaten 1789 George 
Washington zum ersten Präsidenten 
des Landes.

Obwohl diese neuen Amerikaner 
auf die Tat­sache stolz waren, dass sie 
das Königtum und den Adelsstand 
abgeschafft hat­ten, ordnete sich das 
„gewöhnliche Volk“ zunächst noch 
dem „Adel“ unter. Mitglieder reicher 
Familien mit guten Beziehungen wur­
den deshalb meist ohne viel Wider­
spruch in politische Ämter gewählt. 
Diese Situation dauerte jedoch nicht 
lange an. Das Konzept der Demo­
kratie erwies sich als so mächtig, 
dass es sich nicht beschränken ließ, 
und die nicht so Reichen mit nicht 
so guten Beziehungen begannen zu 
glauben, dass auch sie die Möglich­
keit haben sollten, mit­zuentscheiden.

DIE ERWEITERUNG DES WAHLRECHTS
Im Verlauf des 19. Jahrhunderts 

wurde die Politik in den Vereinigten 
Staaten langsam aber sicher immer 
integrativer. Die alten Gebräuche 
wurden obsolet, Gruppen, die zuvor 
ausgeschlossen waren, beteiligten 
sich am politischen Prozess und das 
Wahlrecht wurde Stück für Stück 
mehr und mehr Menschen erteilt. 
Zunächst wurden Einschränkungen 
aufgrund von Religion und Eigen­
tum abgeschafft, so dass bis Mit­te des 
Jahrhunderts fast alle erwachsenen, 
weißen Männer wählen durften.

Dann, nach dem Bürgerkrieg 
(1861–1865) wegen der Frage der 
Sklaverei, veränderten drei Zusät­ze 
zur amerikanischen Verfassung Wir­
kungsbereich und Wesen der ameri­
kanischen Demokratie maßgeblich. 
Mit dem 1865 ratifizierten 13. Ver­
fassungszusatz wurde die Sklaverei Fortsetzung auf Seite 114



Vorwahlen zur Prä­sidentschaftswahl zur Verringerung der Macht der Politiker 
bei den nationalen Parteitagen hat­ten zu einem saubereren politischen System 
beiget­ragen – der Politik aber auch ein wenig den Spaß genommen.

Warum gibt es in diesem Land heute nur zwei politische Parteien? Die 
meisten Amt­sinhaber werden in den Vereinigten Staaten nach reinem 
Mehrheitswahlrecht (sin­gle-member district system) gewählt, indem sie ihre 
Gegner in dem so genannten „first-past-the-post“-System aus dem Feld schla­
gen, ohne dass die Stimmen nach dem Verhält­niswahlrecht Niederschlag fin­
den. Dies führt zur Schaffung eines Duopols: Eine Partei ist an der Macht, die 
andere nicht. Wenn sich diejenigen, die nicht an der Macht sind, zusammentun, 
haben sie eine bessere Chance gegen die Machthaber. Gelegent­lich erhalten 
drit­te Parteien einen gewissen Anteil der Stimmen, zumindest eine Zeit lang. 
Die erfolgreichste drit­te Partei war in den letzten Jahren die Reformpartei von 
H. Ross Perot, die in den Prä­sidentschaftswahlen 1992 und 1996 mäßigen Erfolg 
hat­te. Jesse Ventura war der erste Kandidat der Reformpartei, der 1998 mit 
seiner Wahl zum Gouverneur von Minnesota Wahlen in einem Bundesstaat 
gewann. Drit­te Parteien haben es allerdings schwer, da eine oder beide der 
großen Parteien oft ihre populärsten Themen auf­greifen und damit auch ihre 
Wähler übernehmen.

„In den Vereinigten Staaten decken die beiden politischen Etiket­ten 
– Demokrat oder Republikaner – fast alle Inhaber öffentlicher Ämter ab, und 
deshalb werden die meisten Wähler überall im Namen der beiden Parteien 
mobilisiert“, erläutert Nelson W. Polsby, Professor für Politikwissenschaft in 
dem Buch New Federalist Pap­ers: Essays in Defen­se of the Constitution. „Demokra­
ten und Republikaner sind jedoch nicht überall gleich. Teils subtile, teils offen­
sichtliche Unterschiede in den 50 verschiedenen politischen Kulturen der Bun­
desstaaten haben erhebliche allgemeine Unterschiede in der Bedeutung dessen 
zur Folge, was es heißt, Demokrat oder Republikaner zu sein oder die jeweilige 
Partei zu wählen. Diese Unterschiede legen nahe, dass man Recht haben mag, 
wenn man das amerikanische Zweiparteiensystem eine Maske für ein System 
mit etwa 100 Parteien nennt.“
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POLITISCHE PARTEIEN

Einem Großteil der amerikanischen Gründervät­er widerstrebte die Idee poli­
tischer Parteien, widerstreitender „Faktionen“, die ihres Erachtens sicher mehr 
daran interessiert wä­ren, miteinander zu wetteifern, als für das Allgemeinwohl 
zu arbeiten. Sie wollten, dass die Bürger ohne die Einmischung organisierter 
Gruppen einzelne Kandidaten wählen – aber so sollte es nicht kommen.

In den Neunzigerjahren des 17. Jahrhunderts hat­ten sich bereits unter­
schiedliche Ansichten zum richtigen Kurs des neuen Landes herausgebildet, 
und die Vertreter unterschiedlicher Standpunkte versuchten, Unterstützung 
für ihre Sache zu gewinnen, indem sie sich zusammentaten. Die Anhänger 
Alexander Hamiltons nannten sich Federalists, sie befürworteten eine starke Bun­
desregierung, die die Interessen des Handels und der Wirtschaft unterstüt­zen 
würde. Die Anhänger Thomas Jef­fersons nannten sich Demokratische Repub­
likaner; sie zogen der Bundesregierung einen dezentralisierten Agrarstaat mit 
begrenzten Befugnissen vor. Bis 1828 waren die Federalists als Organisation ver­
schwunden, sie wurden durch die Whigs ersetzt, die beim Wahlkampf aus dem 
Widerstand gegen die Wahl von Prä­sident Jackson in diesem Jahr entstanden. 
Die Demokratischen Republikaner wurden zu Demokraten, und das heute noch 
bestehende Zweiparteiensystem war geboren.

In den Fünfzigerjahren des 18. Jahrhunderts stand die Sklaverei im Mit­tel­
punkt, wobei insbesondere die Frage streitig war, ob Sklaverei in den neuen 
Staatsgebieten im Westen des Landes erlaubt werden sollte. Die Whig-Partei leg­
te sich bei diesem Thema nicht fest, und das war ihr Todesurteil; sie wurde 1854 
durch die Republikanische Partei ersetzt, deren Haupt­ziel die Abschaffung der 
Sklaverei im gesamten Staatsgebiet war. Schon sechs Jahre spä­ter gewann diese 
Partei mit Abraham Lincoln 1860 die Prä­sidentschaftswahl. Bis dahin hat­ten 
sich die Parteien als vorherrschende politische Organisationen des Landes eta­
bliert, und die Parteizugehörigkeit war im Bewusstsein der meisten Menschen 
ein wichtiger Faktor geworden. Die Parteigefolgschaft wurde vom Vater auf den 
Sohn übertragen und Aktivitä­ten der Parteien – darunter spektakulä­re Wahl­
kampfveranstaltungen mit Märschen und Fackelparaden – wurden zu einem 
Teil des gesellschaftlichen Lebens vieler Gemeinden.

Bis in die Zwanzigerjahre des 19. Jahrhunderts hat­ten diese ausgelassenen 
folkloristischen Veranstaltungen allerdings nachgelassen. Kommunale Refor­
men, Reformen des öffentlichen Dienstes, Geset­ze gegen Korruption und die 
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geäußerte weit verbreitete Gefühl, 
dass das amerikanische Wahlsystem 
in Schwierigkeiten ist“, erläutert 
der Politikwissenschaftler A. James 
Reichley in seinem Buch Elections 
American Style. „Einige sind der Mei­
nung, dass diese Schwierigkeiten 
geringfügiger Nat­ur sind und durch 
moderate Reformen behoben werden 
können, andere sind der Ansicht, sie 
reichen tiefer und erfordern weit 
reichende politische Maßnahmen, 
womöglich einhergehend mit umfas­
senden Änderungen der allgemeinen 
gesellschaftlichen Ordnung. Zu den 
Beschwerden zählen die enormen 
Kosten und Dauer der Wahlkämpfe, 
die Macht der Medien in Bezug auf 
die öffentliche Wahrnehmung der 
Kandidaten sowie die ungebührliche 
Einflussnahme von „Sonderinteres­
sen auf Nominierungen und allge­
meine Wahlen“.

Viele Kommentatoren glauben, 
dass das amerikanische Wahlsystem 
mehr direkte und weniger repräsen­
tat­ive Demokratie benöt­igt. Im 
Fernsehen ausgestrahlte Zusammen­
künfte beispielsweise, bei denen die 
Wähler direkt mit den gewählten 
Politikern und Kandidaten spre­
chen können, wurden als Stärkung 
der Rechte der Wähler angepriesen. 
Abstimmungsinitiativen (ballot initia­
tives), Referenden und Abberufungs­
wahlen werden immer mehr einge­
setzt. Die genauen Mechanismen 
unterscheiden sich von Bundesstaat 
zu Bundesstaat, aber im Allgemei­
nen ermöglichen die Initiativen den 
Wählern die Umgehung der Legis­
lat­ive ihres Bundesstaats durch die 
Sammlung einer ausreichenden 
Anzahl von Unterschriften für Peti­

tionen, um Geset­zesvorschläge oder 
in einigen Staaten Vorschläge für Ver­
fassungsänderungen direkt auf den 
Stimmzet­tel zu set­zen. Referenden 
erfordern es, dass bestimmte Arten 
von Geset­zen, beispielsweise zur Mit­
telbeschaffung durch Ausgabe von 
Wertpapieren, zur öffentlichen Bil­
ligung auf den Stimmzet­tel gesetzt 
werden. Außerdem können Referen­
den für die Rücknahme von Geset­
zen eingesetzt werden, die bereits 
von der Legislative des Bundesstaa­
tes verabschiedet wurden. Mit einer 
Abberufungswahl können die Bürger 
entscheiden, ob ein Amt­sinhaber vor 
dem regulären Ablauf seiner Amts­
zeit abgewählt wird.

Die mitt­lerweile von 24 Staaten 
zugelassenen Initiativen waren beson­
ders im Westen populär – sie wurden 
300 Mal in Oregon, mehr als 250 Mal 
in Kalifornien und fast 200 Mal in 
Colorado angewandt. Auf den Stimm­
zet­teln der verschiedenen Staaten 
erschien ein breites Themenspektrum, 
darunter Regelungen zu Berufen und 
Unternehmen, Antirauchergeset­ze, 
Versicherungsraten für Kraft­fahr­
zeuge, Abtreibungsrechte, legalisier­
tes Glücksspiel, die medizinische Ver­
wendung von Marihuana, der Einsatz 
von Atomkraft und Waffenkont­rolle.

STAATSBÜRGERLICHE  
VERANTWORTUNG

Die Bürger der Vereinigten Staaten 
haben ganz eindeutig viele Rechte, 
die ihnen von allen Völkern als wert­
voll betrachtete Freiheiten einräu­
men: die Freiheit, zu denken, was sie 
möchten; diese Meinung auszuspre­
chen – einzeln ihrem gewählten Ver­
treter gegenüber oder gemeinsam in 

115

Afroamerikanern oder Armen zu ver­
ringern.

Zur Erweiterung des Wahlrechts 
wurde eine let­zte Änderung der Ver­
fassung vorgenommen. Die ameri­
kanische Beteiligung am Vietnam­
krieg in den Sechziger- und Anfang 
der Siebzigerjahre verliehen einem 
zunächst im Unabhängigkeitskrieg 
erörterten und bei jedem Krieg seit­
dem immer wieder aufgenommenen 
Gedanken neuen Auftrieb, dass Men­
schen, die alt genug sind, um für ihr 
Land in den Krieg zu ziehen, auch alt 
genug sind, um zu wählen. Der 1971 
ratifizierte, 26. Verfassungszusatz 
senkte das Wahlrecht von 21 auf 18 

Jahre. Jetzt sind fast alle erwachsen­
en Staatsbürger der Vereinigten Staa­
ten über 18 Jahre wahlberechtigt, 
unabhängig davon, ob sie im Land 
geboren oder eingebürgert wurden. 
Geset­zliche Einschränkungen gibt es 
lediglich für einige ehemalige Straftät­
er und für Ent­mündigte.

DIREKTE DEMOKRATIE
Die wichtigste Frage der amerika­

nischen Wahlpolit­ik ist dieser Tage 
nicht, wer wählen darf, sondern wie 
viele Wahlberechtigte sich tat­säch­
lich die Zeit nehmen und die Mühe 
machen, zur Wahl zu gehen. Zum 
jet­zigen Zeit­punkt ist die Antwort 
hierauf – bei Präsidentschaftswahlen 
– etwa die Hälfte. Bei den Wahlen 
1876 erreichte die Wahlbeteiligung 
das historische Hoch von 81,8 Pro­
zent. In den Achtziger- und Neunzi­
gerjahren des 19. Jahrhunderts belief 
sie sich im Durchschnitt auf etwa 80 
Prozent, aber dann begann der all­
mähliche Rückgang, und 1924 wurde 
mit 48,9 Prozent der niedrigste Stand 
erreicht. Die New Deal Coa­lition der 
Demokratischen Partei während der 
Welt­wirtschaftskrise in den Dreißiger­
jahren führte zu einer Wiederbele­
bung des Wählerinteresses und zu 
einer durchschnit­tlichen Wahlbeteili­
gung von um die 60 Prozent. 1968 
begann die Wahlbeteiligung wieder 
zu sinken, der niedrigste Stand wur­
de mit 49,1 Prozent bei der Präsi­
dentschaftswahl 1996 erreicht.

Die Tat­sache, dass viele Men­
schen nicht zur Wahl gehen, wird 
von vielen als Besorgnis erregend 
empfunden. „Zurzeit gibt es das 
in Meinungsumfragen und durch 
Beschwerden mündiger Bürger 
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Diese Zeichnung eines Wahllokals in 
Washington aus dem Jahr 1867 zeigt 
Afroamerikaner bei der Stimmabgabe in 
einer Kommunal­wahl und einen afroameri­
kanischen Wahlrichter am Tisch sitzend.
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kleinen oder großen Versammlungen; 
jede beliebige Religion oder gar keine 
Religion auszuüben; der Schutz vor 
unbilligen Durchsuchungen ihrer Per­
son, ihrer Wohnungen oder ihrer pri­
vaten Unterlagen. Allerdings gehen 
gemäß der Theorie der demokra­
tischen Regierung mit diesen Rechten 
Pflichten einher: die Beachtung der 
Geset­ze; die Entrichtung gesetzlich 
auferlegter Steuern; der Dienst als 
Geschworener, wenn man dazu auf­
gerufen wird; die Informierung über 
Themen und Kandidaten sowie die 
Ausübung des Wahlrechts, dass mit 
so viel Mühe und Tränen erkämpft 
wurde.

Eine weitere wichtige Pflicht ist der 
öffentliche Dienst. Millionen ameri­
kanischer Männer und Frauen sind 
in die Streit­kräfte einget­reten, um ihr 
Land in Zeit­en nationaler Krisenfäl­
le zu verteidigen. Weitere Millionen 
haben in Friedenszeiten gedient, um 
die militärische Stärke des Landes zu 
bewahren. Junge und alte Amerikan­
er sind dem Peace Corps und anderen 
Freiwilligenorganisationen beigetre­
ten, um im In- und Ausland soziale 
Dienste zu leisten.

Die Verantwortung, durch deren 
Übernahme am dauerhaftesten etwas 
bewirkt werden kann, ist jedoch die 
Teilnahme am politischen Prozess. 
„Befürworter der partizipat­orischen 
Demokratie argumentieren, dass 
eine verstärkte Bürgerbeteiligung 
an der Ent­scheidungsfindung in der 
Gemeinde und am Arbeitsplatz wich­
tig ist, um die eigene Rolle und Verant­
wortung als Bürger innerhalb einer 
größeren Gemeinschaft zu erkennen“, 
erklärt Craig Rimmerman, Professor 
für Politikwissenschaft, in seinem 

Buch The New Citzizenship: Unconven­
tional Politics, Activism, and Service. 
„Bei Gemeindet­reffen erfahren Bür­
ger beispielsweise etwas über die 
Bedürfnisse anderer Bürger. In einer 
wirklich partizipat­orischen Umge­
bung handeln die Bürger nicht nur als 
selbständige Einzelpersonen, die eige­
ne Interessen verfolgen, sondern sie 
verknüpfen durch einen Prozess der 
Ent­scheidungsfindung, der Debat­te 
und des Kompromisses letzt­endlich 
ihre eigenen Anliegen mit denen der 
Gemeinschaft.”

Tom Harkin, US-Senator aus Iowa, 
meint, dass die Art von Aktivisten, 
die frühere Bürgerrechts-, Anti-Viet­
namkriegs- und Umweltbewegungen 
anheizten, ihre Energie jetzt „näher zu 
Hause einset­zen, ihre Nachbarn zum 
Kampf für Anliegen wie bessere Woh­
nungen, faire Besteuerung, niedrige­
re Versorgungskosten und die Beseiti­
gung von Gift­müll organisieren... 
Über Barrieren aufgrund von Ethnie, 
Schicht oder Geografie hinweg haben 
diese Maßnahmen Millionen von 
Menschen gezeigt, dass gemeinsame 
Interessen die Unterschiede weit­
aus überwiegen. [Für sie alle] ist die 
Botschaft der Bürgerinitiativen die 
gleiche: ‚Nicht ärgern, nicht frustriert 
sein, nicht aufgeben. Organisieren 
und kämpfen.‘“

VIRTUELLE COMMUN­ITIES
Einige interessierte amerikanische 

Wähler bleiben durch den Kontakt 
mit ihren gewählten Vertretern 
involviert, insbesondere mit dem 
Präsidenten und ihren Senatoren 
und Abgeordneten. Sie schreiben 
Briefe, schicken Telegramme, tele­
fonieren und suchen die jeweilige 
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Person in ihrem Büro auf, sei es in 
Washington, im Heimat­bundesstaat 
oder im Bezirk. In den letzten Jahren 
ist allerdings ein neues Kommuni­
kationsmedium aufget­reten, das den 
Wählern außergewöhnliche Macht 
verleiht – die Macht zu erfahren, 
was auf der Welt geschieht, diese 
Ereignisse zu kommentieren und zu 
versuchen, die Dinge, die ihnen nicht 

gefallen, zu ändern. Das Medium ist 
das Internet, das World Wide Web, 
die Datenautobahn. Wie man es auch 
nennen mag, es hat die Politik in 
den Vereinigten Staaten rapide und 
unwiderruflich verändert.

Das Internet kann auch ein 
„mächtiges Instrument für kollekti­
ve Maßnahmen sein, wenn wir es so 
nut­zen wollen“, sagt der politische 

Freiwil­lige der Orga­
nisation Ha­bitat for 
Huma­nity bauen in 
Houston (Tex­as) ein 
Haus. Ha­bitat ist eine 
von tausenden von 
Freiwil­ligenorganisa­
tionen in den Vereinig­
ten Staaten, durch die 
Bürger zur Verbesse­
rung ihrer Gemeinden 
beitragen.



gestellt werden. Außerdem gibt es 
„Chat­rooms“, in denen Diskussionen 
geführt und Gedanken ausgetauscht 
werden können.

Aktivisten auf lokaler Ebene 
empfinden das Internet als besonders 
hilfreich. Diese Personen engagieren 
sich politisch für die Verbesserung 
der Bedingungen in ihren eigenen 
Nachbarschaften und Gemeinden. Sie 
organisieren die Verschönerung ihrer 
Nachbarschaft, Mülltrennung, Grup­
pen zur Sicherung der Nachbarschaft 
und Programme zur Vermitt­lung 
von Lese- u. Schreibkenntnissen für 
Erwachsene. „Ziel ist es nicht nur, 
einen Dienst an der Gemeinschaft zu 
leisten“, sagt Ed Schwartz, „obwohl 
das ein Faktor ist. Sie sind ganz ein­
fach der Meinung, dass gesunde 
Gemeinschaften nur möglich sind, 
wenn die Anwohner durch persön­
liches Engagement zu ihrem Wohler­
gehen beitragen.“

Ein Beispiel dafür, wie diese Per­
sonen das Internet nut­zen, ist Neigh­
borhoods Online, eine von Schwartz 
gestaltete Website zur Förderung von 
Nachbarschaftshilfe in den Vereinig­
ten Staaten. Hunderte von Menschen 
besuchen diese Website jeden Tag, 
darunter Organisatoren, Mit­arbei­
ter gemeinnüt­ziger Organisationen, 
gewählte Vertreter, Journalisten, Lehr­
kräfte und Studenten von Colleges 
sowie ganz normale Bürger, die nach 
neuen Lösungsansät­zen für Probleme 
in ihrer Nachbarschaft suchen.

„Wir haben bescheiden angefan­
gen“, so Schwartz, „und nun einen 
Punkt erreicht, an dem fast jedes 
Gemeindeent­wicklungsunternehmen, 
jedes Nachbarschaftsberatungsko­
mitee, jedes Alphabet­isierungspro­

gramm für Erwachsene, jede Ausbil­
dungsagentur und jeder Dienst­leister 
bereits online ist oder versucht heraus­
zufinden, wie er dahin kommt.“

PRIVATE INTERES­SENGRUPPEN
Die oben erwähnten und andere, 

ähnliche Gruppen werden öffentliche 
Interessengruppen genannt, da sie 
sich für ein Allgemeinwohl einset­
zen, das nicht not­wendigerweise 
ihren eigenen Mitgliedern zugute 
kommt. Das bedeutet nicht, dass die 
von derartigen Gruppen vertretenen 
Standpunkte immer richtig sind, son­
dern, dass der Anteil an profitablem 
oder selektivem Eigeninteresse nied­
rig ist.

Private Interessengruppen ande­
rerseits haben normalerweise ein 
wirt­schaft­liches Interesse an den 
von ihnen vertretenen Grundsät­zen. 
Unternehmensorganisationen begrü­
ßen niedrige Unternehmenssteuern 
und Beschränkungen des Streik­
rechts, während Gewerkschaften 
Geset­ze zum Mindestlohn und zum 
Schutz der Tarifverhandlungen befür­
worten. Im Mit­telpunkt des Interesses 
anderer privat­er Interessengruppen – 
wie Kirchen und ethnische Gruppen 
– stehen allgemeinere grundsät­zliche 
Themen, die ihre Organisationen 
oder Überzeugungen betreffen.

Eine Art privat­er Interessengrup­
pe, die in den letzten Jahren an Mit­
gliedern und Einfluss gewann, ist das 
politische Aktionskomitee (political 
action committee – PAC). Hierbei han­
delt es sich um unabhängige Grup­
pen, die sich auf ein einziges Anlie­
gen oder eine Reihe von Anliegen 
gründen und Geld für Wahlkampag­
nen für den Kongress oder die Präsi­
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Aktivist Ed Schwartz in seinem Buch 
NetActivism: How Citizens Use the Inter­
net. „Es hat das Pot­enzial, zum mäch­
tigsten Instrument für politische Orga­
nisation seit 50 Jahren zu werden und 
zu einem, das jeder Bürger anwenden 
kann. [Was] Gemeindeaktivisten oft 
am meisten benötigen, sind konkrete 
Informationen, über Regierungsbe­
hörden und bestimmte Programme 
sowie darüber, wie das politische 
System funktioniert. Diese Informa­
tionen finden sie ganz einfach und 
praktisch kostenlos im Internet.

„Virtuelle Communities“ von 
Männern und Frauen mit ähnlichen 
Interessen, die womöglich tausende 
von Meilen voneinander ent­fernt 
wohnen und anders nie voneinander 
gehört hät­ten, kommen jetzt im Inter­
net zusammen. Oft treffen sich diese 
Menschen nie persönlich, aber sie 
lernen sich über regelmäßigen intel­

lektuellen Austausch über die ihnen 
am meisten am Herzen liegenden 
Themen im Laufe der Zeit sehr gut 
kennen.

Eine weitere tief greifende Ver­
änderung ist der schnelle Zugang zu 
Informationen über Regierung, Poli­
tik und Themen über das Internet, 
die vorher nicht verfügbar waren, 
oder zumindest für die meisten nur 
schwer auffindbar.

EnviroLink beispielsweise ist 
eine Website zu Umweltfragen. 
Gemeindeorganisationen erfahren 
auf dieser Seite konkrete Fakten über 

Themen wie Treibhaus­
gasemissionen, Son­
dermüll oder giftige 
Chemikalien. In der 
Vergangenheit muss­
ten sich diese Grup­
pen womöglich darauf 

beschränken, allgemein über diese 
Probleme zu sprechen. Über Enviro­
Link ist nun detailliertes Recherche­
mat­erial unmit­telbar verfügbar. Die 
Website bietet Zugang zu bildungs­
politischen Ressourcen, Regierungs­
behörden, Umweltorganisationen 
und Veröffentlichungen, alles nach 
Themen sortiert. EnviroLink bietet 
auch Informationen und Rat­schläge 
zur Ergreifung direkter Maßnahmen, 
indem Namen und E-Mail-Adressen 
von Kontakt­personen zu konkreten 
Umweltbelangen zur Verfügung 
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EnviroLink und Neighborhoods Online 
sind zwei Internet Websites, die 
Menschen mit gemeinsamen Interessen 
aus allen Teil­en der Vereinigten Staaten 
und aus der ganzen Welt zusammen­
bringen.



Medien

Die Amerikaner erkannten früh die grundlegende Bedeutung eines unkom­
plizierten Zugangs zu Informationen für das ordnungsgemäße Funktionieren 
ihrer neuen Demokratie. Ohne diesen Zugang könnten sie keine sachkundigen 
Entscheidungen über Kandidaten und Politik tref­fen. Wenn sie effektiv sein 
sollen, müssen diese Informationen zudem leicht verfügbar und weit verbreitet 
sein.

Die Antwort auf diesen Bedarf waren Zeit­ungen. Die erste Tageszeitung der 
Vereinigten Staaten erschien 1783 in Philadelphia (Pennsylvania). Bis 1800 hat­te 
Philadelphia sechs Tageszeitungen, New York hat­te fünf, Baltimore (Mary­land) 
drei und Charleston (South Carolina) zwei. Fast 250 weitere Zeit­ungen – haupt­
sächlich Wochenzeitungen – erscheinen in allen Teilen des Landes. Bis 1850 gab 
es 2.000 Zeit­ungen, darunter 200 Tageszeitungen.

Die Unbeirrbarkeit unabhängiger Journalisten führte von Anfang an zu 
Konflikten mit vielen amerikanischen Politikern. George Washington schrieb 
1792: „... wenn die Regierung und ihre Beamten ständig von den Zeit­ungen 
beschimpft werden, ohne dass diese sich herablassen, Beweggründe oder 
Fakten zu ermit­teln, wird es meines Erachtens keinem lebenden Menschen 
möglich sein, das Staatsruder in der Hand oder den ganzen Apparat zusammen­
zuhalten.“ Andererseits erkannten die Politiker die entscheidende Rolle der 
Medien bei der Informierung der Bürger. Thomas Jef­ferson schrieb 1787:  
„...wä­re es mir überlassen zu entscheiden, ob es eine Regierung ohne Zeit­un­
gen oder Zeit­ungen ohne Regierung geben soll, würde ich nicht zögern,  
Let­zteres vorzuziehen.“

Das Radio gewann 1924 an politischer Bedeutung, als die nationalen Parteita­
ge zum ersten Mal live übertragen wurden. In diesem Jahr begannen die Partei­
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en, für Radiowerbung zu bezahlen – die Republikaner gaben 120.000 Dollar aus, 
die Demokraten 40.000 Dollar. Vier Jahre spä­ter waren die Ausgaben der beiden 
Parteien auf eine Million Dollar gestiegen, womit die Auf­wärtsspirale der Wahl­
kampfausgaben begann, die sich in den letzten Jahren noch beschleunigt hat.

George Gallup begann 1934, Meinungsumfragen in einer kleinen Auswahl 
von Schlüsselbezirken durchzuf­ühren. Er war der Ansicht, dass diese Umfra­
gen „eine schnelle und effiziente Met­hode seien, um Geset­zgebern, Pädago­
gen, Experten und Redakteuren wie auch normalen Bürgern im ganzen Land 
eine zuverlässigeres Maß des Pulses der Demokratie zu geben.“ Heute sind 
Meinungsumfragen sehr viel ausgefeilter, da die Fragestellungen unter Berück­
sichtigung der Erfahrungswerte dif­ferenzierter wurden und die Analy­se durch 
die Einführung moderner Technologie unterstützt wird. Trotz gelegentlicher Feh­
ler werden Meinungsumfragen generell als effektive Met­hode zur Ermitt­lung 
der öffentlichen Meinung gesehen.

Die erste Fernsehübertragung eines Parteitags fand 1940 mit 100.000 Zuschau­
ern statt. In den Fünfzigerjahren erreichte das Fernsehen dann schon ein Drit­tel 
aller amerikanischen Haushalte. Die beiden Parteien gaben 1952 während des 
Wahlkampfes 3,5 Millionen Dollar für Fernsehwerbung aus, wobei die Repub­
likaner die Demokraten in ihren Ausgaben immer noch weit übertrafen. Die 
Debat­ten zwischen Kennedy und Nix­on 1960 entschieden die ausschlaggeben­
de Rolle des Fernsehens für moderne Wahlkämpfe.

„Fernsehen ist für die meisten Amerikaner zur wichtigsten Informations­
quelle geworden“, erläutert der britische Historiker Philip John Davies in 
Elections USA. „Kandidaten für wichtige Ämter, die eine maßgebliche Wirkung 
erzielen wollen, können es sich nicht erlauben, die Berichterstat­tung im Fern­
sehen zu ignorieren oder sich die Chance der Werbung in diesem Medium 
entgehen lassen... Zudem erwartet die Öffentlichkeit heute zumindest von den 
Kandidaten für wichtige Ämter einen Fernsehauftritt; ein Kandidat für ein Amt 
im Kongress, im Bundesstaat oder sogar für ein wichtiges kommunales Amt 
kann immer noch sehr effektiv im Rundfunk und in den Printmedien werben, 
aber ohne Fernsehwerbung erscheint der Wahlkampf kaum glaubhaft.“
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Präsidentschaftskandidaten Richard 
Nixon (links) und John F. Kennedy  
(mit dem Rücken zur Kamera) bereiten 
sich 1960 auf ihre historische Fernseh­
debatte vor.
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dentschaft spenden. Die PACs dürfen 
den Kandidaten in Bundeswahlen 
nur einen begrenzten Betrag spenden. 
Allerdings gibt es keine Beschrän­
kung des Betrags, den PACs für die 
unabhängige Vertretung eines Stand­
punktes oder für die Unterstützung 
der Wahl eines Kandidaten in ein 
Amt ausgeben dürfen. Heute gibt es 
tausende von PACs.

„Die politischen Parteien fühlen 
sich durch die exponentiell ansteigen­
de Zahl von Interessengruppen 
bedroht. Immer zahlreicher betrei­
ben sie ihre Büros von Washington 
aus und stellen sich beim Kongress 
und den Bundesministerien direkt 
vor“, erläutert Michael Schudson 
in seinem Buch The Good Citizen: A 
History of American Civic Life. „Viele 
Organisationen, die ein Auge auf 
Washington haben, erwarten von den 
Bürgern moralische und finanzielle 
Unterstützung. Da sich viele von 
ihnen auf wenige oder womöglich 
nur ein Thema konzentrieren, oft auf 
ein einziges Anliegen mit enormem 
emotionalen Gewicht, stehen sie mit 
den Parteien in einem Wet­tbewerb 
um Geld, Zeit und Leidenschaften 
der Bürger.“

Mit den immer teurer werdenden 
Wahlkämpfen nehmen die für diese 
„Sonderinteressen“ ausgegebenen 
Beträge immer mehr zu. Viele Ameri­
kaner haben das Gefühl, dass diese 
vermögenden Interessenvertreter – 
seien es Unternehmen, Gewerkschaf­
ten oder zur Unterstützung von 
bestimmten Standpunkten orga­
nisierte PACs – so mächtig werden, 
dass normale Bürger diesem Einfluss 
nichts entgegenset­zen können.

Aber sie können etwas tun. Sie 
können sich informieren und dann 
anhand dieser Informationen han­
deln. Die Nut­zung des Internets ist 
vielleicht die schnellste und effizien­
teste Met­hode, um den gewählten Ver­
treter im Auge zu behalten. Innerhalb 
von Minuten kann man so herausfin­
den, welche „Sonderinteressen“ poli­
tische Spenden an einen Vertreter 
geleistet haben und wie der Vertreter 
bei Geset­zen in let­zter Zeit gestimmt 
hat. Die Bürger können dann diese 
Informationen nut­zen und ihre eige­
ne Meinung kundtun.

Eine Tat­sache des politischen 
Lebens ist, dass Nachdenken über 
Themen, das Zusammentragen von 
Informationen hierüber, und die Dis­
kussion mit Freunden und Nachbarn 
die Handlungsweise – oder, wichti­
ger noch, das Abstimmungsverhal­
ten – von gewählten Vertretern nicht 
beeinflussen. Diesen Vertretern ist 
allerdings sehr daran gelegen, dass 
diejenigen, die sie gewählt haben, 
sie wieder wählen. Wenn Briefe, 
Telefonanrufe, Faxnachrichten und 
E-Mails von Wählern eintreffen, fin­
det das sehr wohl Beachtung. Es sind 
immer noch die Bürger, jeder mit sei­
ner Stimme, wann immer er sie abzu­
geben wünscht, die die ultimat­ive 
Macht haben.

Der Weg von 1787 über den Ent­
wurf einer amerikanischen Verfas­
sung bis in die Gegenwart war nie 
ein gerader. Die Wähler wurden 
von Leidenschaften und Ereignis­
sen zunächst in die eine, dann in 
die andere Richtung gerissen. Aber 
irgendwann fanden sie immer den 
Weg zurück in die Mit­te. Irgendwo 
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zwischen dem Pragmatischen und 
dem Idealen, zwischen dem Lokalen 
und dem Nationalen, zwischen dem 
Öffentlichen und dem Privaten, zwi­
schen Egoismus und Altruismus, zwi­
schen den Rechten der Bundesstaaten 
und dem Wohlergehen der Nation als 
Ganzes gibt es Gemeinsamkeiten, auf 

denen die Amerikaner im Laufe der 
Jahre ein starkes, prosperierendes, 
freies Land aufgebaut haben – ein 
Land mit Fehlern, sicherlich, das aber 
immer von der Aussicht auf bessere 
Zeit­en in der Zukunft angetrieben 
wird.		 5
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